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Mit Inkrafttreten des hessischen Gesetzes über den Brandschutz, die Allgemeine Hilfe und den 
Katastrophenschutz (HBKG) vom 17.12.1998 (GVBI. S. 530), wurden die Städte und Gemeinden in 
§ 3 Abs. 1 Ziffer 1 erstmals verpflichtet, eine Bedarfs- und Entwicklungsplanung zu erarbeiten und 
fortzuschreiben. 

Gemäß der Verordnung über die Organisation, Mindeststärke und Ausrüstung der öffentlichen 
Feuerwehren sind die Bedarfs- und Entwicklungspläne in Abstimmung mit den zuständigen 
Brandschutzaufsichtsbehörden alle zehn Jahre fortzuschreiben . 

Da dieser Plan auch bei Anträgen nach der „ Richtlinie für die Gewährung von Zuwendungen des 
Landes Hessen zur Förderung des Brandschutzes (Brandschutzförderrichtlinie)" dem Landkreis mit 
vorzulegen ist, ist es wichtig, den Plan in regelmäßigen Zeitabständen zu überarbeiten und an den 
aktuellen Stand der Entwicklung anzupassen. 

Dieser Plan enthält unteranderem die Aufgaben der Stadt Liebenau, die Aufgaben der 
Feuerwehren, eine Gefährdungsanalyse, die Schutzziele der Stadt Liebenau sowie eine 
Strukturanalyse mit den daraus erforderlichen Maßnahmen. 

Durch das Verabschieden des Bedarfs- und Entwicklungsplanes von der 
Stadtverordnetenversammlung, legen die Stadtverordneten durch die Schutzzieldefinition Art und 
Umfang der von der Stadt zu Verfügung zu stellenden Ausrüstung und Infrastruktur fest. 

Ebenfalls soll dieses Konzept dazu dienen, die örtlichen Belange und Besonderheiten der Stadt 
Liebenau verständlich und nachvollziehbar aufzugliedern und damit eine langfristige 
Planungssicherheit für den Brandschutz und die allgemeine Hilfe sicherzustellen. 

Die Freiwillige Feuerwehr der Stadt Liebenau ist als öffentliche Feuerwehr eine städtische 
Einrichtung und führt die Bezeichnung 

„Freiwillige Feuerwehr Liebenau" 

Die Stadtteilfeuerwehren führen jeweils als Zusatz die Bezeichnung des Stadtteiles 

Freiwillige Feuerwehr Liebenau - Ersen 

Freiwillige Feuerwehr Liebenau - Haueda 

Freiwillige Feuerwehr Liebenau - Lamerden 

Freiwillige Feuerwehr Liebenau - Niedermeiser 

Freiwillige Feuerwehr Liebenau -Ostheim 

Freiwillige Feuerwehr Liebenau - Zwergen 
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2.1. Rechtsgrundlagen 

Jede staatliche Einrichtung, somit auch die Freiwillige Feuerwehr, darf nur dann tätig werden, wenn 
sie durch ein Gesetz dazu ermächtigt wurde. 

Die rechtliche Grundlage für das Hessische Gesetz über den Brandschutz, die Allgemeine Hilfe und 
den Katastrophenschutz (HBKG} leite sich aus dem Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland 
ab. Dieses wird mit allen Rechten und Pflichten dem Grundsatz der kommunalen Selbstverwaltung 
gerecht. 

2.2. Hessische Gesetz über den Brandschutz, die Allgemeine Hilfe und 
den Katastrophenschutz (HBKG) (Auszug) 

§ 1Abs.1 
Zweck dieses Gesetzes ist 

1. die Gewährleistung vorbeugender und abwehrender Maßnahmen 
gegen Brände und Brandgefahren (Brandschutz) und gegen andere 
Gefahren (Allgemeine Hilfe), 
2. die Vorbereitung der Abwehr und die Abwehr von Katastrophen 
(Katastrophenschutz) 

§2 Abs. 1 und 2 
(1) Aufgabenträger sind 

1. die Gemeinden für den Brandschutz und die Allgemeine Hilfe 
2. die Landkreise für den überörtlichen Brandschutz und die 

überörtliche Allgemeine Hilfe 
3. das Land für die zentralen Aufgaben des Brandschutzes und der 

Allgemeinen Hilfe 
4. das Land, die Landkreise und die kreisfreien Städte für den 

Katastrophenschutz 
(2) Die Gemeinden und Landkreise erfüllen ihre Aufgaben nach 
Abs. 1 Nr.1 und 2 als Selbstverwaltungsangelegenheiten 

Der komplette Gesetzestext des HBKG ist im Anhang beigefügt. 

2.3. Weitere Rechtsgrundlagen 

Verordnung über die Organisation, Mindeststärke und Ausrüstung der öffentlichen Feuerwehren 
(Feuerwehr-Organisationsverordnung- FwOV) 
Die Feuerwehrorganisationsverordnung -FwOV findet seine Legitimation in § 69 HBKG. Hiernach 
können nähere Regelungen zur Organisation, Mindeststärke und Mindesausrüstung der 
öffentlichen Feuerwehren getroffen werden. 
Diese Verordnung konkretisiert die zuvor genannten Punkte. In der Anlage der Verordnung sind die 
Richtwerte für die Mindestausrüstung einer Feuerwehr zur Sicherstellung des Brandschutzes und 
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der technischen Hilfe erfasst. lnnenhalb einer Gemeinde sind alle Schutzbereiche in 
Gefährdungsstufen einzuordnen. Aus dieser Gefährdungsstufe ergibt sich dann die 
Mindestausrüstung der Feuerwehr in der Ausrüstungsstufe 1. Diese sollte von der Stadt Liebenau 
selbst in vollem Umfang vorgehalten werden. Die Mindesausrüstung der Stufe 2 kann durch 
nachbarschaftliche Hilfe bereitgestellt werden. Die Stufe 3 ist durch den Landkreis Kassel 
sicherzustellen. 
Im Anhang befindet sich die komplette Feuerwehrorganisationsverordnung-FwOV 

Hessische Bauordnung (HBO) 
Die Hessische Bauordnung regelt die Anforderungen für Bauvorhaben. Der wichtigste Bereich für 
die Feuerwehren sind §§ 14, 29, 33 und 36 der Hessischen Bauordnung in der aktuellen Fassung. 
Die genauen Anforderungen für den Brandschutz befinden sich im Anhang. 

Feuerwehrdienstvorschriften (FwDV) 
Die Arbeiten und Vorgehensweisen der Freiwilligen Feuerwehren sind durch die 
Feuerwehrdienstvorschriften festgelegt. Sie dienen dazu, einen einheitlichen Standard der 
Hilfeleistung zu definieren und ermöglichen den geordneten Einsatz Taktischer Einheiten der 
Feuerwehr. Lediglich zur Menschenrettung darf von ihnen abgewichen werden. 
Die Feuerwehrdienstvorschriften sind auf der Homepage des Hessisches Ministerium des Innern 
und für Sport einzusehen. 

Unfallverhütungsvorschriften 
Die Unfallkasse Hessen garantiert rund 75.000 Mitgliedern der Freiwilligen Feuerwehren in Hessen 
einen umfassenden Versicherungsschutz während des Feuerwehrdienstes. Um den vollen Schutz zu 
genießen, haben sich die Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehren der Stadt Liebenau an 
verschiedene Unfallverhütungsvorschriften zu halten. Unteranderem zählen zu diesen Vorschriften 
die DGUV Vorschrift 49 „Feuerwehren" mit den entsprechenden Durchführungsanweisungen. Darin 
sind die Abschnitte Bau, Ausrüstung, Betrieb und Prüfungen enthalten. 
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Die Stadt Liebenau betreibt die Gefahrenabwehr als kommunale Pflichtaufgabe nach dem HBKG. 
Sie hat zur Erfüllung ihrer Aufgaben im Brandschutz und in der Allgemeinen Hilfe in Abstimmung 
mit den Landkreisen eine Bedarfs- und Entwicklungsplanung zu erarbeiten, fortzuschreiben und 
daran orientiert eine den örtlichen Erfordernissen entsprechende leistungsfähige Feuerwehr 
aufzustellen. Diese ist mit den notwendigen baulichen Anlagen und Einrichtungen sowie technischer 
Ausrüstung auszustatten und zu unterhalten. Weiterhin hat sie für die Aus- und Fortbildung der 
Feuerwehrangehörigen zu sorgen . Die Alarmpläne und Einsatzpläne für den Brandschutz und die 
Allgemeine Hilfe aufzustellen, fortzuschreiben und, soweit dies erforderlich ist, untereinander 
abzustimmen. Ebenfalls hat die Stadt für eine den örtlichen Verhältnissen angemessene 
Löschwasserversorgung zu sorgen . Notrufmöglichkeiten und Brandmeldeanlagen einzurichten, an 
die Zentrale Leitstelle des Landkreises anzuschließen, Funkanlagen zu beschaffen und zu 
unterhalten sowie die Warnung der Bevölkerung sicherzustellen. Den Selbstschutz der Bevölkerung 
und die Brandschutzerziehung sind zu fördern . 
Die Stadtfeuerwehr ist so aufzustellen, dass sie in der Regel zu jeder Zeit und an jedem Ort ihres 
Zuständigkeitsbereichs innerhalb von zehn Minuten nach der Alarmierung wirksame Hilfe einleiten 
kann. 

4.1. Aufgaben der Feuerwehr 

Eine Beschreibung der Aufgaben lässt sich am besten von dem Logo der deutschen Feuerwehren 
ableiten. 

Retten 

Löschen 

Retten - Löschen - Bergen - Schützen 

Das Retten ist die Abwendung einer Lebensgefahr von Menschen und 
Tieren durch Sofortmaßnahmen, oder das Befreien aus einer Zwangslage 
durch technische Rettungsmaßnahmen . Diese Maßnahmen erstrecken sich 
über die Rettung bei Bränden, Unwettern, Verkehrsunfällen bis hin zur 
Rettung von eingebrochenen Personen aus vereisten Gewässern. Die 
wichtigste Aufgabe der Feuerwehr ist die Rettung von Menschen und 
Tieren aus Zwangslagen. 

Das Löschen ist die älteste Aufgabe der Feuerwehr. Bei diesem 
sogenannten "Abwehrenden Brandschutz" werden unterschiedlichste 
Brände mit Hilfe spezieller Ausrüstung bekämpft. 
Im laufe der Zeit ist zwar die Anzahl der Brandbekämpfungen 
zurückgegangen, aber die Art der Brände ist immer komplexer geworden. 
Besonders die heute vielfach verwendeten Kunststoffe und andere 
neuartige Materialien stellen die Feuerwehr immer wieder vor die 
schwierige Aufgabe entsprechende Löschmittel zu wählen und diese 
ressourcenschonend einzusetzen. Zum Schutz der Einsatzkräfte vor 
Atemgiften kommen hierbei oft Atemschutzgeräte zum Einsatz. 



Bergen 

Schützen 

Ein weiterer vielschichtiger Schwerpunkt der Feuerwehren ist die Bergung 
von Sachwerten. Dabei ist beispielsweise an die Ladung verunfallter 
Fahrzeuge oder verschütteter Güter zu denken. Unwetter und umgestürzte 
Bäume gehören ebenso in diesen Bereich. Aufgrund der zunehmenden 
Aufgabenvielfalt der Feuerwehr nehmen die technischen Hilfeleistungen 
stark zu und die Feuerwehr entwickelt sich zur Hilfeleistungsorganisation. 

Die Feuerwehr betreibt auch aktiven Umweltschutz. Etwa durch die 
Eindämmung von Ölunfällen, Beseitigung von Ölspuren auf Straßen und 
Schutz vor chemischen, biologischen und atomaren Gefahren. 
Das Schützen bezieht sich nicht nur auf die abwehrenden Maßnahmen, 
sondern auch im vorbeugenden Bereich ist die Feuerwehr tätig. Hiermit 
wird versucht im Vorfeld Gefahren zu verhindern, bevor sie entstehen. 
Vorbeugende Maßnahmen sind zum Beispiel die Durchführung von 
Brandschutzerziehung in den Kindertagesstätten und den Schulen. Aber 
auch eine konsequente Aufklärung in der Bevölkerung, um auf die 
verschiedensten Gefahren aufmerksam zu machen und das richtige 
Verhalten in einer Notsituationen zu demonstrieren. 

4.2. Abwehrender Brandschutz und Allgemeine Hilfe 

Brandbekämpfung 
Die Hessische Bauordnung sieht Maximalgrenzen für Brandabschnitte vor (max. 40 m x 40 m). Diese 
können im Rahmen von Sonderbauvorschriften durch Kompensationsmaßnahmen auf ein 
Vielfaches vergrößert werden . Brandabschnitte sind Gebäudeumfassungen, die einem 
Schadenfeuer über 90 Minuten erfolgreich einen baulichen Widerstand bieten. 
Eine Brandausbreitung kann nur durch den massiven und intensiven Einsatz von 
Atemschutzgeräteträgern und geeigneten Löschmittel effektiv verhindert werden. 

Rettung 
Die Menschenrettung steht stets im Vordergrund der Aufgaben der Feuerwehren. Die Sicherstellung 
des zweiten Flucht- und Rettungsweges ist Aufgabe der Feuerwehr, wenn dieser nicht durch 
bauliche Maßnahmen vorhanden ist. Gemäß der Hessischen Bauordnung (§13) kann der zweite 
Rettungsweg über tragbare Leitern der Feuerwehr oder ein geeignetes Hubrettungsfahrzeug 
sichergestellt werden. Dieser Angriffs- bzw. Rettungsweg wird in Liebenau in erster Alarmierung 
durch den Einsatz von 4-teiligen Steckleitern sichergestellt . In der Alarm- und Ausrückeordnung 
(AAO) ist festgelegt, bei welchen Einsatzstichworten ein Hubrettungsfahrzeug im Rahmen der 
nachbarschaftlichen Hilfe mitalarmiert wird. Hierfür stehen die Fahrzeuge der benachbarten 
Wehren aus Hofgeismar und Warburg zur Verfügung. 

Technische Hilfeleistung 
Die häufigste vorkommende Aufgabenstellung der Feuerwehr ist neben Unwetter- und 
Hochwassereinsätzen, dem Beseitigen von Verkehrsgefahren durch Ölverschmutzung, die 
Hilfeleistung bei Verkehrsunfällen. So muss jede Feuerwehr in der Lage sein, bei solchen 
Schadenereignissen erste sichernde Maßnahmen durchzuführen und Erste-Hilfe-Maßnahmen 
einzuleiten. Zusätzlich müssen Gefahren durch evtl. unkontrolliertes Austreten von Gefahrstoffen 
oder -gütern abgewendet werden. 
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Die Eintrittswahrscheinlichkeit von Bahnunfällen ist zwar gering, stellt aber wegen der zu 
erwa rtenden Schadenshöhe, verbunden mit komplexen Aufgabenstellungen für die Feuerwehr, ein 
hohes Maß an Anforderungen. 

4.3. Vorbeugender Brandschutz 

Der vorbeugende Brandschutz ist der Überbegriff für alle Maßnahmen, die im Voraus die 
Entstehung, Ausbreitung und Auswirkung von Bränden verhindern beziehungsweise einschränken. 
Bei baulichen Maßnahmen spielt der vorbeugende Brandschutz eine wichtige Rolle. Hierbei handelt 
es sich um die Verwendung von den unterschiedlichsten Baustoffen und Bauteilen. Ebenfalls fallen 
Anlagen zur Bevorratung und Versorgung mit Löschwasser, die Brandmeldeanlagen sowie 
automatische Feuerlöschanlagen unter den vorbeugenden Brandschutz. Den Feuerwehren in der 
Stadt Liebenau stehen zum Beispiel für die Biogasanlage Hancken und Rüddenklau GbR 
Feuerwehrpläne zur Verfügung, die im Einsatzfall zur Anwendung kommen. 
Der vorbeugende Brandschutz beschränkt sich jedoch keinesfalls nur auf bauliche Anlagen. Dieser 
kommt beispielsweise auch bei Veranstaltungen zum Tragen. Dort müssen bei Vorführungen mit 
Feuer, Kerzen und dergleichen ein Brandsicherheitsdienst beigestellt werden. 
Aber auch der organisatorische Brandschutz ist zu berücksichtigen. Hierrunter fallen zum Beispiel 
die Brandschutzordnungen und die Brandschutzerziehungen in den städtischen Kindertagesstätten. 

4.4. Katastrophenschutz 

Feuerwehren, Hilfsorganisationen und das THW arbeiten über die Organisationsgrenzen hinweg 
zusammen und verfolgen engagiert das eine Ziel: Menschen in Not kompetent und schnell Hilfe zu 
leisten. Für den Katastrophenschutz ist der Aufgabenträger klar in § 2 Abs. 1 Nr. 4 HBKG geregelt. 
Demnach sind die Landkreise, die kreisfreien Städte und das Land Hessen für den 
Katastrophenschutz zuständig. Das Land Hessen stellt jedes Jahr den einzelnen Kommunen aus dem 
Katastrophenschutzzug eine Förderung für Fahrzeuge zur Verfügung um die Helferinnen und 
Helfern bestmöglich auszurüsten . 
Auch die Stadt Liebenau konnte bereits in den Genuss dieser Förderung kommen. So konnte ein 
LF 10 Kats ist für den Stadtteil Haueda beschafft werden. 
Der komplette Katastrophenschutzzug der Stadt Liebenau besteht aus folgenden Fahrzeugen : 

• ELW der Stadt Liebenau 

• LF 10 der Stadtteilwehr Haueda und dem 

• LF 8 der Stadtteilwehr Ostheim 

4.5. Jugendfeuerwehr 

Die Jugendfeuerwehr ist heute ein fester Bestandteil jeder Feuerwehr und stellt fast ausschließlich 
den Nachwuchs für die Einsatzabteilungen sicher. Für den Fortbestand dieser wichtigen Einrichtung 
ist es notwendig, dass die Ausstattung mit persönlicher Ausrüstung, aber insbesondere die 
Finanzierung der allgemeinen Jugendarbeit weiterhin gefördert wird . 
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In der Stadt Liebenau bestehen zurzeit fünf Jugendfeuerwehren. Durch die kontinuierlich sehr gute 
Jugendarbeit, konnte seit einigen Jahren eine stabile Mitgliederzahl gehalten werden . Diese sollte 
jedoch weiter ausgebaut und auf die Stadtteile ausgedehnt werden die keine eigene 
Jugendfeuerwehr unterhalten. 
Besonders hervorzuheben ist die positive Zusammenarbeit im Bereich der Jugendfeuerwehren der 
Stadt Liebenau. Es werden regelmäßig gemeinsame Übungen, Unterrichtsabende und 
Freizeitaktivitäten durchgeführt. 
In den Stadtteilen Niedermeiser und Ostheim bestehen sehr gut angenommene Kindergruppe, die 
ebenfalls entsprechend gefördert werden. 
Die Arbeit mit den Kindern und Jugendlichen stellt die Basis für eine zukunftsfähige 
Personalausstattung des ehrenamtlichen Brandschutzes dar. 
Die Stadt Liebenau wird auch weiterhin im Rahmen ihrer finanziellen Möglichkeiten, die Arbeit der 
Jugendfeuerwehren und Kindergruppen unterstützen und fördern. 

4.6. Leitung der freiwilligen Feuerwehr 

Die Stadtbrandinspektorin oder der Stadtbrandinspektor leitet die Freiwillige Feuerwehr der Stadt 
Liebenau. 
Die einzelnen Stadtteilfeuerwehren werden von einer Wehrführerin oder einem Wehrführer 
geführt. Diese unterliegen den Weisungen der Stadtbrandinspektorin oder des 
Stadtbrandinspektors. 
Für die Stadtbrandinspektorin oder für den Stadtbrandinspektor sollten jeweils noch zwei Vertreter 
gewählt werden sowie für die Wehrführer je einen Vertreter. 
Die Stadtbrandinspektorin oder der Stadtbrandinspektor ist für die Einsatzbereitschaft der 
Feuerwehr verantwortlich und hat die Bürgermeisterin oder den Bürgermeister sowie den Magistrat 
in allen Fragen des Brandschutzes und der Allgemeinen Hilfe zu beraten. 
Näheres hierzu regelt der§ 12 HBKG. Dieser ist im vollem Umfang im Anhang beigefügt. 
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5.1. Allgemein 

Ziel der Gefährdungsanalyse ist es, das Potenzial von allgemeinen und besonderen Gefahren zu 
erkennen und zu beschreiben. Wie auch in anderen Kommunen gibt es in der Stadt Liebenau 
bestimmte örtliche Gegebenheiten, von denen ein gewisses Gefahrenpotenzial ausgeht. Da die 
Abwehr derartiger Gefahren eine originäre Aufgabe der Feuerwehr nach dem HBKG ist, ist es auch 
von großer Bedeutung, dass die Einsatzkräfte der Freiwilligen Feuerwehren über einen 
umfangreichen Kenntnisstand der örtlichen Gefahrenpotenziale verfügen. 
In der Stadt Liebenau ergeben sich Gefährdungspotenziale aufgrund: 

• der Verkehrssituation (Zubringer zur Bundesstraße und zur Autobahn, durchführende 
Landesstraßen und eine Bahnlinie) 

• Schulen und Kindertagesstätten mit integrierten Krippengruppen 

• Gewerbegebieten in Lamerden, Liebenau, Haueda und Ersen 

• landwirtschaftlichen Betrieben 

• der Fließgewässer 

• Beherbergungs- und Freizeitbetrieben 

Aus diesen Gefährdungspotenzialen ergaben sich in den letzten Jahren folgende Einsatzzenarien : 

FEUER 
• Wohnungs- und Gebäudebrände (Zimmerbrand im 1. OG, Haus im Vollbrand) 

• Kaminbrände (Kontrolliertes Ausbrennen des Schornsteines) 

• Fahrzeugbrände (Vollbrand eines PKW) 

• Wald- und Flächenbrände (Feldbrand durch Trecker, brennt Waldstück an einer Lichtung) 

• Brände von Abfallbehältern und anderen Abfällen (Entzündung eines Abfallbehälters) 

• Brandschutzerziehung in Kindertagesstätten (Städtische Kindertagesstätten) 

• Brandschutzerziehung in der Grundschulen(Diemeltalschule) 

Technische HILFE 
• Beseitigung von Sturm-, Unwetter- und Überschwemmungsschäden 

• (Keller auspumpen, Baum auf Fahrbahn, Schlamm auf Fahrbahn) 

• Rettung von Personen im Wasser (Rettung eines Kanufahrers auf der Diemel) 

• Türöffnung bei akuter Gefahr (Türöffnung nach Hausnotruf) 

• Beseitigung von Ölspuren (nach technischem Defekt) 
• Personenrettung nach Verkehrsunfall (Rettung einer Person mit hydrl. Rettungsgerät) 

• Sicherungsmaßnahmen bei RTH-Landung nach Bauunfall 

• Tier in Notlage (Hund zwischen zwei Wänden eingeklemmt) 

• Beseitigung von Öl auf Gewässer (Überlaufen von Heizöltanks) 
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5.1.1. Anzahl der Feuerwehreinsätze 

1 1 1 

2 1 4 1 1 6 

1 1 5 3 5 7 

3 4 5 3 4 

2 1 5 8 9 

1 1 1 5 1 9 8 

1 2 4 2 2 

5.1.2. Anzahl Schadenereignisse pro Stadtteil 

1 

2 1 1 

1 1 1 1 

5 4 1 2 

1 4 7 3 

1 1 5 2 

1 2 1 

5.1.3. Anzahl Schadenereignisse über alle Stadtteile 

3 -2014 

12 

1 

2015 

15 

1 

2016 

• Brand Techn. Hilfe 

5 1 

3 1 

11 

3 1 

3 2 1 

3 1 

3 1 

2 1 

11 

2 1 

1 1 1 

3 1 

21 

10 
7 

• 2017 

Der Anstieg der Brandeinsätze ist auf zwei Brände im Jahr 2017 zurückzuführen. Diese beiden 

Gebäudebrände konnten nur mit großem Personal- und Materialaufwand abgearbeitet werden. 

Auch im Bereich der Technischen Hilfe ist eine Steigerung der Einsätze zu erkennen. Im Jahr 2016 
traf die Stadt Liebenau ein Unwetter was im gesamten Stadtgebiet Schäden hinterließ. 
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5.2. Beschreibung der Stadt Liebenau 

Die heutige Stadt Liebenau besteht aus den ehemaligen Gemeinden Liebenau, Niedermeiser, 
Lamerden, Ostheim, Haueda, Zwergen, Ersen und Grimelsheim. 
Sie liegt im westlichen Bereich des Landkreises Kassel und gehört mit nur 3.128 Einwohnern zu den 
kleineren Großgemeinden des Landkreises Kassel. 

Bad 
Karlshafen Wahlsburg 

Relnhards­
hagen 

Greben- Gutsbezirk 
stein Immen- Reinhardsw„d 

hausen 
Ca Iden 

Zieren- Espenau 
berg Ahna- V 

11
_ Fulda-

tal e tal 
mar 

Wolfhagen Habichts- Nieste-

Naumburg 

wald KASSEL tal Nieste 

Schauen-

Bad 
burg Loh- Kaufungen 

felden Helsa 
Emstal Baunatal Fulda-

brück Söhre­
wald 

Stadtteil Niedermeiser 
Stadtteil Liebenau 
Stadtteil Ostheim 
Stadtteil Zwergen 
Stadtteil Lamerden 
Stadtteil Haueda 
Stadtteil Ersen 
Stadtteil Grimelsheim 
Die Einwohnerzahl 
beträgt mit Stand 
vom 31.12.2017 

Das gesamte Gebiet der Stadt Liebenau erstreckt sich über eine Fläche von insgesamt 

48.840.000 m2 

Diese teilen sich wie folgt auf: 

720EW 
608 EW 
384EW 
384 EW 
364EW 
338 EW 
281 EW 
49 EW 

3.128 EW 
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Wohnfläche 
1.250.000 m2 

Verlkehr 
2.850.000 m2 

Freizeit 
240.000 m2 

l;ind- und 
f rst irtschaft 
43. 50. 00m2 

Industrie und 
Gewerbe 

Handel und 
Dienstleistung 

440.000 m2 

Gewässer 
710.000m2 

Bei dieser Gemarkungsgröße erreicht die Stadt Liebenau gerade einmal eine Bevölkerungsdichte 
von 64 Einwohnern auf einen km 2

• Hierbei kann man von einer Flächengemeinde sprechen. 

Die land- und forstwirtschaftliche Fläche macht fast 90% der gesamten Gemarkung Liebenau aus. 
Auch der Anteil von rund 25% Wald im Stadtgebiet Liebenau können sich sehen lassen. 

In der gesamten Gewässerfläche sind 52,25 km Fließgewässer enthalten. Diese teilen sich wie folgt 
auf: 

rrn .f...:J.n.wTu [1• ·J~ 

Diemel 22,6 km 
Warme 15,0 km 
Ruhrbach 6,0km 
Alster 4,8 km 
G ru mbach-Fei m bach 3,5 km 
Eggel 0,35 km 

Die Diemel, ein etwas größerer Fluss, fließt durch die Gemarkungen Haueda, Liebenau, Ostheim und 
Lamerden . In den Sommermonaten weist die Diemel ein hohes Aufkommen an Kanutourismus auf. 

Die Warme durchfließt die Gemarkungen Niedermeiser, Zwergen und Liebenau . Im Gegensatz zur 
Diemel, ist auf der Warme, nur sehr eingeschränkt mit Kanutourismus zu rechnen. 

Alle weiteren Fließgewässer sind eher kleiner Gewässer und münden in die Diemel oder die Warme. 
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Auch die Bahnstrecke Kassel - Wa rbu rg durchquert das Stadtgebiet . Seit Dezember 2015 ist 
allerdings der einzigste Bahnhalt epunkt im Stadtgebiet Liebenau gesch lossen. 

Die Landesstraßen L 3080, 3210, 3211 und 3213 durchkreuzen das Stadtgebiet mit einem 
durchschnittlich hohen Fahrzeugaufkommen. 
Von Hofgeismar kommend führt durch Niedermeiser die Landesstraße 3212. Dort ist ein höheres 
Verkehrsaufkommen zu verzeichnen, da diese Straße auch als Zubringer zur Bundesautobahn 
genutzt wird. 

~ 
111 litt~ "''11 
l'l'tr.1'1>vr9 

''* ""''"„~~""' ,_, 
o.J't't ..; 

# 
# 

# 

[Lmo) / 
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rff.1 ~ ::rili 
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[LJosoj ,' 
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•II Ober„,,.., •• , 1 

Grundschule Liebenau Diemeltalschule 

Kindertagesstätte 

Kindertagesstätte Liebenau Diemelstrolche 

Kindertagesstätte Niedermeiser Krümelkiste 

Straßenverbund 
der Stadt Liebenau 

Landesstraße 

innerhalb des Stadtgebietes 

Kreisstraße 
---„.„._ 

L 3212 innerhalb des Stadtgebietes 

insgesamt 135 Schüler 

3 altersgemischte Gruppen und eine 
Krippengruppe 

2 altersgemischte Gruppen und eine 
Krippengruppe 



Versammlungsstätten, Sportstätten, Campingplätze, Gaststätten, Kirchen 
Versammlungsstätten 24 
Freibäder 1 
Sporthallen 2 

Hotels/Beherbergungsstätten 11 {mit insgesamt 79 Betten) 
Campingplätze 1 
Gaststätten 11 
Kirchen 8 

5.3. Sonderbauten/Objekte nach der GVSVO 

Um der Gefahr durch Brände, Explosionen oder andere Gefahr bringende Ereignisse vorbeugen zu 
können, finden in regelmäßigen Zeitabständen Gefahrenverhütungsschauen statt. Dieses ist eine 
Überprüfung der baulichen Anlagen, die aufgrund ihrer Art, ihrer Nutzung, ihrer Lage oder ihres 
Zustandes im Schadensfall eine Gefährdung für eine größere Anzahl von Personen oder eine 
erhebliche Gefährdung für die natürlichen Lebensgrundlagen, für Sachwerte, für wertvolles 
Kulturgut oder eine erhebliche Störung der öffentlichen Sicherheit hervorrufen können. 

Damit die Feuerwehren über die Gefahren im Stadtgebiet informiert sind, wird ihnen die 
Gelegenheit zur Teilnahme an den Gefahrenverhütungsschauen gegeben. 

Folgende Objekte sind nach der Gefahrenverhütungsschauverordnung - GVSVO beim Landkreis 
Kassel gelistet. 

Liebenau Kulturscheune Stadt Liebenau 
Städtischer Kindergarten Stadt Liebenau 
Grundschule mit Turnhalle Landkreis Kassel 

Ersen Bürgerhaus Stadt Liebenau 
Haueda Dorfgemeinschaftshaus Stadt Liebenau 

Gaststätte Müller Privat 
Biogasanlage Hancken und Rüddenklau GbR Privat 

Lamerden Kommunikationszentrum Stadt Liebenau 
Niedermeiser Sporthalle Stadt Liebenau 

Städtischer Kindergarten Stadt Liebenau 
Landgasthaus Ebert Privat 

Ostheim Dorfgemeinschaftshaus Stadt Liebenau 
Rentabel GmbH Privat 

Zwergen Campingplatz Privat 

Gaststätte Lotze Privat 

Gaststätte Kuhstall Privat 
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5.4. Gefahrenarten und Gefährdungsstufen in der Stadt Liebenau 

Auf Grund der gesamtheitlichen Betrachtung der einzelnen Schutzbereiche, fällt die Einstufung in 
die Risikokategorien für die Stadt Liebenau annähernd gleich aus. Die Einordnung in die 
Gefährdungsstufen richtet sich in der Regel nicht nach Einzelobjekten, sondern nach der 
Gesamtstruktur des örtlichen Gefahrenpotenzials. Werden für mehrere Gefahrenarten gleichartige 
oder gleichwertige Fahrzeuge vorgeschlagen, dann sind die Fahrzeuge nicht für jede Gefahr 
gesondert vorzuhalten. In diesem Fall reicht ein entsprechendes Fahrzeug. 

Gefahrenart Brand 
Die Wohnbebauung ist sowohl in offener als auch in geschlossener Bauweise. Die Bebauung ist 
überwiegend ein bis max. zwei geschossig. Die überwiegende Nutzung dient Wohn- und 
Geschäftszwecken. In den Schutzbereichen Liebenau, Niedermeiser und Ostheim befinden sich 
Gebäude mit einer Brüstungshöhe über 8m. Da diese aber nicht das Merkmal „überwiegend" oder 
sogar „flächendeckend" erfüllen, erfolgt die Einstufung aller Schutzbereiche in der Gefahrenart 
Brand in die Gefährdungsstufe B2. Nach der Feuerwehrorganisationsverordnung müssen 
Gemeinden, die über Gebäude verfügen, bei denen die Oberkante der Brüstung von zum Anleitern 
bestimmten Fenstern oder Stellen mehr als 8 m über der Geländeoberfläche liegt, mindestens eine 
dreiteilige Schiebleiter vorhalten. Diese ist im Stadtgebiet Liebenau derzeit nicht vorhanden und 
muss beschafft werden. 

Gefahrenart Technische Hilfe 
In der Gefahrenart Technische Hilfe erfolgt die Einstufung der Schutzbereiche auf Grund der Kreis­
und Landesstraßen im Stadtgebiet Liebenau in die Gefährdungsstufe TH2. Auch das Merkmal der 
kleineren Gewerbebetriebe und der größeren Handwerksbetriebe ist für alle Schutzbereiche erfüllt. 

Gefahrenart ABC-Gefahren 
Die Gefahrenart atomare, biologische und chemische (ABC) Gefahren wird durch die Art und den 
Umfang der Verwendung von Gefahrenstoffen in den ortsansässigen Betrieben bestimmt. In der 
Stadt Liebenau existieren keine Betriebe, die Umgang mit genehmigungspflichtigen radioaktiven 
Stoffen haben. Außerdem existieren nur sehr wenige Betriebe, die einen geringen Anteil von 
chemischen bzw. biologischen Stoffen verwenden. Falls jedoch ein Gefahrstoffunfall im Stadtgebiet 
eintritt (z. B. durch einen Verkehrsunfall mit einem Gefahrguttransporter) existiert in der Stadt 
Liebenau nur eine minimale Gefahrstoffgrundausstattung, die im Gefahrenfall für Erstmaßnahmen 
eingesetzt werden kann. Für die weitere Abarbeitung des Einsatzes ist der Gefahrstoffzug von 
Hofgeismar zu alarmieren . 

Gefahrenart Wassernotfälle 
Auf Grund der Diemel und der Warme, die durch das Stadtgebiet Liebenau fließen, wären zwar die 
Voraussetzungen für die Einstufung in die Gefahrenart Wassernotfälle W2 gegeben, aber die 
rückblickende Betrachtung und der Erfahrung dieser beiden Flüsse ohne gewerblicher Schifffahrt, 
zeigen, dass keine nennenswerte Gefahr hiervon ausgeht. Somit wird die Einstufung in die 
Gefahrenart Wassernotfälle Wl als realistischer angesehen. 

Die zuvor aufgeführten Einstufungen treffen lediglich eine Aussage über das feuerwehrtechnische 
Gerät, das innerhalb der jeweiligen Gefahrenklassen und Ausrüstungsstufe am Einsatzort 
vorhanden sein muss. Die aufgelisteten Fahrzeuge sind nur dann einsatzfähig, wenn diese innerhalb 
der jeweiligen Ausrüstungsstufen mit ausgebildetem und qualifiziertem Personal in ausreichender 
Anzahl besetzt sind. 
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5.5. Ausrüstungsstufen 

Das Richtwertverfahren stützt sich auf die Verordnung über die Organisation, Stärke und Ausrüstung 
der öffentlichen Feuerwehr(FwOV). Dadurch lässt sich das Gefahrenpotential einer Stadt 
analysieren und kann dann die verschiedenen Gefahrenarten in unterschiedliche 
Gefährdungsstufen einteilen (vgl. O) . Abhängig von der Gefährdungsstufe wird festgelegt, welche 
feuerwehrtechnische Ausrüstung innerhalb welcher Ausrüstungsstufe zur Verfügung stehen muss. 

Ausrüstungsstufe 1: 
Die Ausrüstung der Stufe 1 einschließlich des dafür notwendigen Personals ist in der Regel innerhalb 
von zehn M inuten nach der Alarmierung am Einsatzort einzusetzen und hat spätestens zu Beginn 
der Stufe 2 den vollen Umfang zu erreichen. Die Ausrüstung der Stufe 1 soll jede Gemeinde selbst 
in vollem Umfang bereithalte (vgl. Anlage FwOV). 

Ausrüstungsstufe 2: 
Die Ausrüstung der Stufe 2 einschließlich des dafür notwendigen Personals ist in der Regel innerhalb 
von 20 Minuten nach der Alarmierung am Einsatzort einzusetzen und hat spätestens zu Beginn der 
Stufe 3 den vollen Umfang zu erreichen. Die Ausrüstung der Stufe 2 kann im Rahmen der 
gegenseitigen Hilfe auch durch andere Gemeinden bereitgehalten werden (vgl. Anlage FwOV). 

Ausrüstungsstufe 3: 
Die Ausrüstung der Stufe 3 ist in der Regel innerhalb von 30 Minuten nach der Alarmierung am 
Einsatzort einzusetzen. Die Ausrüstung der Stufe 3 ist durch die Kreise und kreisfreien Städte 
sicherzustellen (vgl. Anlage FwOV). 

Die Stadt Liebenau stellt die Ausrüstung für die Feuerwehren für die Ausrüstungsstufe 1 
umfänglich zu Verfügung. Aufgrund der eingeschränkten finanziellen Leistungsfähigkeit muß die 
Stadt bei der Sicherstellung der Ausrüstungssufe 2 auf die gegenseitige Hilfe auf andere 
Gemeinden zurückgreifen. 
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5.6. Gefährdungsstufen 

In der Feuerwehr-Organisationsverordnung-FwOV werden Richtwerte für die Bedarfs- und 

Entwicklungsplanung der Kommunen gegeben. Man unterscheidet hier die unterschiedlichen 
Gefahrenarten und die Einstufung in die jeweilige Gefährdungsstufe: 

c:a11hm 
~ 

1. Brandschutz Bl-B4 
II. Alll!emeine Hilfe: 
1. Technische Hilfe TH 1-TH 4 
2. Atomare biologische chemische Gefahren ABC 1-ABC 3 
3. Wassernotfälle Wl-W3 

Auf der Grundlage der von den Ortsteilfeuerwehren festgestellten Gefahrenarten in den jeweiligen 
Ortsteilen (Schutzbereichen) wurde in einem weiteren Schritt die dabei vorliegenden 

Gefährdungsstufen festgelegt. Die Festlegung der Gefährdungsstufen erfolgt durch die 
Ortsteilfeuerwehren in Anlehnung an die Richtwerte für die Ausrüstung einer Feuerwehr zur 
Sicherstellung des Brandschutzes, der technischen Hilfe und der ABC-Gefahren (vgl. Anlage FwOV). 

Die Festlegung der Gefährdungsstufe ist entscheidend für Festlegung der notwendigen Fahrzeuge 
der Feuerwehren gern FwOV. 

Gefahrenart Gefährdungsstufe SOLL-Ausstattung IST-Ausstattung 

Brand B2 TSF-W oder MLF 

Technische Hilfe TH 2 TSF-W oder MLF GTLF 

ABC ABC 1 TSF oder TSF-W TSF-W 

Wassernotfälle Wl TSF oder TSF-W 

Brand B2 TSF-W oder MLF 

Technische Hilfe TH 2 TSF-W oder MLF 
LF 10 

ABC ABC 1 TSF oder TSF-W 

Wassernotfälle Wl TSF oder TSF-W 

Brand B2 TSF-W oder MLF 

Technische Hilfe TH 2 TSF-W oder MLF 
TSF-W 

ABC ABC 1 TSF oder TSF-W 

Wassernotfälle Wl TSF oder TSF-W 

Brand B2 TSF-W oder MLF 

Technische Hilfe TH 2 TSF-W oder MLF 
TSF-W 

ABC ABC 1 TSF oder TSF-W 

Wassernotfälle Wl TSF oder TSF-W 

Brand B2 TSF-W oder MLF 

Technische Hilfe TH 2 TSF-W oder MLF 
LF 8/ 6 

ABC ABC 1 TSF oder TSF-W 

Wassernotfälle Wl TSF oder TSF-W 
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Brand B2 TSF-W oder MLF 

Technische Hilfe TH 2 TSF-W oder MLF 
LF 8/6 

ABC ABC 1 TSF oder TSF-W 

Wassernotfälle Wl TSF oder TSF-W 

Brand B2 TSF-W oder MLF 

Technische Hilfe TH 2 TSF-W oder MLF 

ABC ABC 1 TSF oder TSF-W 
TSF-W 

Wassernotfä 1 le Wl TSF oder TSF-W 

6.1. Allgemein 

Schutzziele dienen zur Abwehr einer Gefahr oder zur Minimierung eines Schadens. Sie sind somit 
Aussagen bzw. Definitionen über ein Sicherheitsniveau, welches im Minimum erreicht werden 
sollte. Es wird demnach beschrieben, wie die Feuerwehren bestimmten Gefahrensituationen in 
ihrem Zuständigkeitsbereich begegnen sollten. Um festzustellen wie leistungsfähig die 
Feuerwehren sind, sind folgende Bemessungswerte zu definieren. 

•Hilfsfrist 

•Mindesteinsatzstärke 

• Erreichungsgrad 

die Zeit, in der Einheiten zur Gefahrenabwehr 
an der Einsatzstelle wirksame Hilfe leisten 
in welcher Stärke diese Einheit 
benötigt wird 
in welchem Umfang das Schutzziel 
erfüllt werden soll 

Unter Berücksichtigung des örtlichen Gefahrenpotenzials muss die Stadt Liebenau eigenständig 
Schutzziele definieren und damit über das Sicherheitsniveau entscheiden. Die Feuerwehren sind so 
aufzustellen, dass jederzeit schnelle Hilfe erfolgen kann. Sie muss in der Lage sein, mit geeignetem 
Gerät rechtzeitig Erstmaßnahmen einleiten zu können, sodass für Menschen in Gefahrensituationen 
eine reelle Chance besteht, gerettet zu werden. 

Für die Leistungsfähigkeit einer Feuerwehr werden dabei folgende Szenarien herangezogen: 

• Szenario Wohnungsbrand 
Wohnungsbrand im Obergeschoss eines mehrgeschossigen Gebäudes mit verqualmten 
Rettungswegen und gefährdeten Personen. 

• Szenario Verkehrsunfall 
Verkehrsunfall mit eingeklemmten Personen in einem Pkw 

• Szenario Gefahrgutunfall 
Gefahrgutunfall als Transportunfall auf der Straße oder Schiene 
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6.2. Funktionseinheit Staffel 

Um die Personenrettung durchführen zu können, muss sowohl am Tag als auch in der Nacht 
gewährleistet sein, dass genügend Einsatzkräfte zur Verfügung stehen. Demnach sollte als taktische 
Einheit der Feuerwehr eine Staffel (6 Funktionen) mit entsprechendem Einsatzmittel mindestens 
zur Verfügung stehen. 

Einheitsführer Er gibt an der Einsatztstelle die Einsatzbefehle an die 1 
Gruppenmitglieder weiter. 

Maschinist Er fährt das Fahrzeug, bedient die Pumpe, sichert das 1 
Fahrzeug im Straßenverkehr nach hinten ab. Weiterhin 
bedient er die Sonderaggregate (Stromerzeuger usw.) und 
gibt das Material (z. B. Leitern) heraus. Auf Weisung macht er 
die Atemschutzüberwachung. 

Angriffstrupp Rettet, wird häufig eingesetzt, um schnell Personen zu retten. 2 
Setzt den Verteiler und rüstet sich mit den ersten Rohr aus 
und geht nach Befehl vor. 
Im Hilfeleistungseinsatz rettet er, führt bis zur Übergabe an 
den Rettungsdienst die Erstversorgung (mindestens Erste 
Hilfe) durch und leistet die technische Hilfe. 

Wassertrupp Rettet, legt die Schlauchleitung vom wasserführendem 2 
Fahrzeug zum Verteiler. Er schließt den Verteiler an und gibt 
dem Maschinisten das Kommando :„Wasser marsch!"Der 
Wassertrupp stellt anschließend die Wasserversorgung 
zwischen dem Löschfahrzeug und dem Hydranten her. Der 
Wassertrupp rüstet sich nun im Falle eines 
Atemschutzeinsatzes des Angriffstrupps mit 
Atemschutzgeräten als Sicherheitstrupp aus. Der 
Wassertruppführer meldet dem Einheitsführer:„ Wassertrupp 
als Sicherheitstrupp einsatzbereit!". Ansonsten meldet er sich 
beim Gruppenführer. 
Im Hilfeleistungseinsatz sichert er die Einsatzstelle vor 
Verkehr, auslaufenden Flüssigkeiten, Einsturz oder Absturz, 
Brand, etc. und nimmt das hierfür erforderliche Gerät vor. 

Wie viele Funktionen tatsächlich für den Einsatz benötigt werden, hängt auch immer von der 
Schadenslage vor Ort ab. Gerade bei einem Wohnungsbrand im Obergeschoss besteht bei dichter 
Bebauung auch die Gefahr, dass der Brand auf Nachbargebäude übergreift. Der Einsatzleiter 
entscheidet aufgrund der Lage dann, ob weitere Kräfte zur Brandbekämpfung angefordert werden . 

6.3. Erfüllungsgrad 

Unter „Erfüllungsgrad" wird der prozentuale Anteil der Einsätze verstanden, bei denen sowohl die 
Kennzahlen Hilfsfrist als auch Funktionsstärke eingehalten wurden. Dabei müssen regelmäßig 
wiederkehrende Ereignisse (z . B. Verkehrsstockungen, Wartezeiten vor Bahnschranken, 
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Fahrbahnverengungen oder durch Lichtzeichen geregelte Straßenkreuzungen) bei der Ermittlung 
berücksichtigt werden . Unvorhergesehene oder plötzlich eintretende Ereignisse wie z. B. Glatteis, 
Fahrzeugdefekte am Einsatz- oder Privatfahrzeug der Einsatzkräfte sind keine regelmäßig 
eintretenden Ereignisse und daher nicht mit in die Betrachtung einzubeziehen. 

Diese Vorgaben sind in 95 % aller Einsätze zu erfüllen 

Ein Sicherheitsniveau von 100 % an jeder Stelle im Stadtgebiet ist kaum zu realisieren . Es wird immer 
Zeiten und Bereiche geben, in denen ein geringeres Sicherheitsniveau hingenommen werden muss. 
Die Hilfsfrist und die Mindeststärke sind „in der Regel" einzuhalten. Dies bedeutet beispielsweise, 
dass die Eintreffzeit nicht für jede abgelegene Einsatzstelle oder bei extremen Wetter- oder 
Verkehrsverhältnissen gilt. Im Übrigen muss die Feuerwehr jedoch grundsätzlich zu jeder Zeit und 
an jedem Ort ihres Zuständigkeitsbereichs innerhalb der gesetzlichen Hilfsfrist wirksame Hilfe 
einleiten können. Dies ist in § 3 Abs. 2 HBKG festgehalten. Kann diese gesetzliche Vorgabe von der 
Freiwilligen Feuerwehr nicht erfüllt werden, kann es ggf. zu Schadensersatzansprüchen gegen die 
Stadt Liebenau kommen. 

6.4. Übersicht über die Einhaltung der Hilfsfrist im Schutzbereich 

Ein Schutzbereich ist das Gebiet, das von einem Standort einer Feuerwehr innerhalb der 
Regelhilfsfrist erreicht werden kann (siehe hierzu § 4 FwOV). Eine Gemeinde hat mindestens einen 
oder auch mehrere Schutzbereiche. In der Regel orientiert sich die Festlegung der Schutzbereiche 
an den vorhandenen Feuerwehrstandorten. Ein Feuerwehrstandort kann dabei für die Gemarkung 
eines oder mehrerer Orts- oder Stadtteile zuständig sein. Maßgeblich für die Einordnung in die 
jeweiligen Gefährdungsstufen sind in der Regel nicht Einzelobjekte, sondern die Gesamtstruktur in 
einem Schutzbereich. 

Die Einhaltung der Regelhilfsfristen (10/20/30min) ist auf den Bereich der geschlossenen 
Wohnbebauung beschränkt. 

Wie bereits mehrfach erwähnt gliedert sich die Hilfsfrist in folgende Abschnitte auf: 

Für die Ermittlung der Erreichbarkeitsgrenzen in den einzelnen Schutzbereichen ist eine Anfahrzeit 
von 4 Minuten zu Grunde gelegt worden. Auch die anerkannten Standards für die Geschwindigkeit 
der Fahrzeuge ist nach den „Hinweisen und Empfehlungen zur Durchführung einer Bedarfs- und 
Entwicklungsplanung für den Brandschutz und die allgemeine Hilfe der Städte und Gemeinden" mit 
berücksichtigt worden. Hiernach ist innerorts eine Geschwindigkeit von 40 km/h und außerhalb von 
geschlossenen Ortschaften eine Geschwindigkeit von 60km/h einzuhalten. 
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Somit ergeben sich, wie nachfolgend dargestellt, die Schutzbereiche der einzelnen Stadtteile mit 
den Erreichbarkeitsgrenzen . 

Schutzbereich 
Lamerden 

Schutzbereich 
Liebenau 

Schutzbereich 
Ersen 

6.5. Schutzzieldefintion der Stadt Liebenau 

Schutzbereich 
Ostheim 

Schutzbereich 
Zwergen 

Schutzbereich 
Niedermeiser 

Bereitstellung einer Staffel und Einleitung wirksamer Hilfe am Gefahrenort innerhalb von 10 min 
nach Alamierung. 

• Menschen retten 

• Tiere, Sachwerte und Umwelt schützen 

• Die Ausbreitung des Schadens verhindern 

• innerhalb der Hilfsfrist muss mindestens eine Staffel am Einsatzort eingetroffen sein 

• Durchführung einer Menschenrettung bei Brandbekämpfung unter Einsatz von 
Atemschutz 

• Maßnahmen zur Befreiung eingeklemmter Personen aus Straßenfahrzeugen, inkl. 
Sicherungsmaßnahmen bei Verkehrsunfällen 

• Aufbau einer Löschwasserversorgung aus offenen Gewässern 

• Stellung der ausreichenden Atemschutzreserve 

• Erste Maßnahmen zum Beseitigen von Gefahren durch Gefahrstoffe und -güter 

23 1 ~ 2 1 • e 



7.1. Allgemein 

In den nachfolgenden Ausführungen werden die SOLL- und IST-Strukturen in den Freiwilligen 
Feuerwehren der Stadt Liebenau gegenübergestellt. Ziel dabei ist festzustellen, ob die SOLL­
Strukturen mit den derzeitigen IST-Strukturen übereinstimmen oder ob weitere Maßnahmen 
ergriffen werden müssen, damit die festgelegten Schutzziele erreicht werden können. 

Die Feuerwehr der Stadt Liebenau verfügt mit Stand zum 31.12.2017 über folgende Gliederungen: 

• 7 Einsatzabteilungen 

• 5 Jugendfeuerwehren 

• 3 Ehren- und Altersabteilungen 

• 2 Kinderfeuerwehren 

7.2. Löschwasserversorgung 

7.2.1. IST-Struktur 

Durch die Wasserversorgungsleitungen kann das Stadtgebiet unter anderem mit Löschwasser 
versorgt werden. Diese Versorgung erfolgt im Stadtgebiet über ein Kombinationssystem aus Ring­
und Verästelungsleitungen. Die Entnahme des Löschwassers erfolgt über Unterflur- sowie 
Überflurhydranten. 

Derzeit sind im Stadtgebiet folgende Stellen bekannt, die Mängel in der Löschwasserversorgung 
aufweisen und somit als unterversorgt einzustufen sind: 

• Ersen, Am Hang 

• Liebenau, Lacheweg ·und Bahnhofstraße 

• Zwergen, Koltweg 

Für die Sicherstellung der Wasserversorgung in den unterversorgten Bereichen steht derzeit noch 
ein GTLF zur Verfügung. 

Da die landwirtschaftlichen genutzten Flächen nicht durch leitungsgebundene 
Löschwasserversorgung abgedeckt sind, wird der GTLF auch bei jedem Brand außerhalb von 
Ortschaften mit alarmiert, um in keinen Zeitverzug zu kommen . 
Durch das GTLF ist bei den Aussiedlerhöfen die Löschwasserversorgung derzeit sichergestellt, bis 
eine Wasserversorgung vom Leitungsnetz oder offenen Gewässer aufgebaut ist. 
Für die Biogasanlage der Hancken und Rüddenklau GbR steht in Objektnähe eine Zisterne mit einem 
Fassungsvermögen von ca. 30.000 1 Löschwasser zur Verfügung 

7 .2.2. SOLL-Struktur 

Zur Brandbekämpfung ist das meist eingesetzte Löschmittel immer noch das Löschwasser. Nach § 3 
Abs. 1 Nr. 4 HBKG hat die Gemeinde für eine den örtlichen Verhältnissen angemessene 
Löschwasserversorgung zu sorgen . 
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7 .2.3. Maßnahmen 

Zur Sicherstellung der Löschwasserversorgung stellt die Stadt Liebenau derzeit ein 
Löschwasserkataster auf. Unteranderem wird durch den Einsatz von Messtechnik (Volumenstrom 
und Druckmessungen) eine komplette Untersuchung des gesamten Stadtgebietes erfolgen. 
Die ersten Untersuchungen in Teilen des Altstadtbereich Liebenau haben die Ursache für die 
schlechte Löschwasserversorgung in diesem Bereich ergeben. Hier ist die schlechte Versorgung auf 
die inkrustierten Leitungen zurückzuführen. Weil davon auszugehen ist, dass der komplette 
Altstadtbereich mit diesem Mangel behaftet ist, wird im Zuge der Altstadtsanierung die komplette 
Wasserleitung erneuert. 
Nach der Fertigstellung und der entsprechenden Auswertung des Löschwasserkatasters werden 
weitere Maßnahmen für die Sicherstellung der Löschwasserversorgung durchgeführt. 

7.3. Personalbedarf 

Zu den Aufgaben der Gemeinden zählt nach§ 3 Abs. 1Satz1 HBKG eine den örtlichen Erfordernissen 
entsprechende leistungsfähige Feuerwehr aufzustellen. 

Gemäß § 10 Abs. 1 HBKG sind die Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehren freiwillig und 
ehrenamtlich im Dienst der Gemeinde tätig. Die Gemeinde unterstützt und fördert die ehrenamtlich 
Tätigen, die ihren Dienst unentgeltlich leisten. 

Ist es nicht möglich eine leistungsfähige Feuerwehr aufzustellen, da sich nicht genügend 
Einwohner/Einwohnerinnen für den freiwilligen und ehrenamtlichen aktiven Dienst in der 
Feuerwehr zur Verfügung stellen, so kann die Gemeinde gern . § 10 Abs. 3 HBKG alle Einwohnerinnen 
und Einwohner vom vollendeten 18. Lebensjahr bis zum vollendeten 50. Lebensjahr zum 
ehrenamtlichen Dienst in der Gemeindefeuerwehr heranziehen. Dies gilt für eine Gesamtdauer von 
10 Jahren. Hierbei würde es sich dann um eine Pflichtfeuerwehr handeln . 

7.3.1. IST-Struktur 

In der Stadt Liebenau haben zum Stichtag (31.12.2017) insgesamt 215 Feuerwehrmänner und -
frauen aktiv ihren Dienst in den jeweiligen Feuerwehren geleistet. Diese teilen sich wie folgt auf die 
einzelnen Stadtteile auf: 

• Ersen 25 davon weiblich 5 

• Haueda 36 davon weiblich 5 

• Lamerden 35 davon weiblich 6 

• Liebenau 21 davon weiblich 3 

• Niedermeiser 33 davon weiblich 5 

• Ostheim 36 davon weiblich 5 

• Zwergen 29 davon weiblich 3 

In der nachstehenden Tabelle ist ein direkter Vergleich der Soll- und IST-Stärken abzulesen. Die SOLL 
Angaben zielen ausschließlich auf den Personalbedarf für die z.Z. vorhandenen Einsatzfahrzeuge. 
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Stand: 31.12.2017 
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Gesamt 128 215 +87 

Die drei Stadtbrandinspektoren sind nur der Vollständigkeitshalber hier aufgeführt. Da sie alle 
Mitglieder einer Stadtteilfeuerwehr sind, wurden sie bereits dort mitgezählt. 
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Stand : 31.12.2017 

Ersen 25 5 2 7 1 1 
Haueda 36 21 10 5 9 12 

Lamerden 35 8 2 4 5 3 
Liebenau 21 0 1 9 6 3 
Niedermeiser 33 14 4 3 6 8 

Ostheim 36 6 11 5 5 2 

Zwergen 29 8 4 3 3 5 

Gesamt 215 62 34 36 35 34 

Mitglieder Einsatzabteilung: Stand 31.12.17 Florix 

Verfügba r 6 - 18 Uhr: Ei nsatzkräfte vor Ort incl. Anzahl Schichtarbeiter (a us Spalte Schichtarbeiter) 

Entfernung 5 - 10 KM : Anzahl der Einsatzkräfte mit Arbeitsplätzen in diesem Umkreis (d iese sind nicht in der Spalte „Verfügbar 6 -
18 Uhr" berücksicht igt) 

Entfernung 10-20 KM : Anzahl der Einsatzkräfte mit Arbeitsplätzen in diesem Umkreis (diese sind nicht in der Spalte „Verfügba r 6 -
18 Uhr" berücksichtigt) 
Atemschutzgeräteträger Tagsüber: Verfügbare Atemschutzgeräteträger incl. Schichta rbeiter 

Schichtarbeiter: Anza hl 

7.3.2. SOLL-Struktur 

In der Verordnung über die Organisation, Mindeststärke und Mindestausrüstung der öffentlichen 

Feuerwehren - FwOV ist in§ 3 festgehalten, dass die Mindeststärke der Gemeindefeuerwehr in der 
niedrigsten Gefährdungsstufe mindestens einer Gruppe entsprechen muss. 
Im Übrigen orientiert sich die SOLL-Stärke an der fahrzeugbezogenen Mannschaftsstärke, aus der 
ermittelten Eingruppierung der jeweils zutreffenden Gefährdungsstufe . 
Für die taktischen Einheiten (Zug, Gruppe, Staffel, Selbstständiger Trupp) ist eine 100 % 
Ausfallreserve zu stellen. Führungskräfte wie Wehrführer, stellv. Wehrführer sowie Gruppen- und 
Zugführer sind hier ausgenommen. 
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7.3.3. Maßnahmen 

Die IST-Stärken übersteigen in allen Stadtteilen die SOLL-Stärken. Der Personalbestand ist somit als 
positiv zu werten. Unabhängig davon sind zur Zukunftssicherung der Einsatzabteilungen in 
Zusammenarbeit mit den örtlichen Feuerwehren weitere Personalerhaltungs- sowie 
Personalgewinnungsmaßnahmen zu planen und einzuführen. 
Als Grundlage für diese Maßnahmen ist der "Leitfaden zur Gewinnung und Stärkung von Freiwilligen 
für die Feuerwehren in Hessen", herausgegeben vom Landesfeuerwehrverband Hessen, eine 
hilfreiche Unterstützung. 
Im Bereich der Mitgliederwerbung sind jährliche Veranstaltungen in allen Stadtteilen vorgesehen. 
Außerdem wird durch die örtlichen Feuerwehren entsprechend geworben. 

7.4. Ausbildung des Personals 

Zur Ausführung der Aufgaben im abwehrenden Brandschutz und der allgemeinen Hilfe ist es 
notwendig, dass alle Feuerwehrmitglieder entsprechend ausgebildet werden. 

7.4.1. IST-Struktur für ehenamtliche Tätigkeiten und sonstige Personalkosten 

Mit dem Stand vom 31.12.2017 verfügen die Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt 
Liebenau über folgende Ausbildungen: 

Stand: 31.12.2017 

Vorhandene Ausbildungen (Feuerwehr Grundausbildung) 

Mitglieder Einsatzabteilung 25 36 35 21 33 36 29 215 

Feuerwehr-Grundausbildung 21 31 26 17 27 27 21 170 

Einsetzbare Atemschutzgeräteträger (Stichtag) 

Lehrgang Atemschutzgeräteträger 13 17 11 9 18 16 7 91 

Vorhandene Ausbildungen (Weitere Ausbildungen) 

Lehrgang Atemschutzgeräteträger II 2 2 2 7 2 1 17 

Lehrgang Maschinist 5 19 13 7 19 12 10 85 

Lehrgang Sprechfunker 11 18 15 11 23 12 13 103 

Lehrgang Truppführer 10 14 9 8 17 10 9 77 

Lehrgang Gruppenführer 5 4 6 4 5 6 3 33 

Lehrgang Zugführer 2 1 2 3 3 2 14 

Lehrgang Verbandsführer 1 3 

Lehrgang Leiter einer Feuerwehr 1 1 1 2 7 

Lehrgang Einführung in die Stabsarbeit 1 2 

Fortbildungsseminar für Führungskräfte in Stäben 1 2 

Lehrgang Führen im GABC-Einsatz 1 

Lehrgang GABC-Einsatz 1 1 3 

Lehrgang GABC-Erkundung 1 1 
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Lehrgang Vorbeugender Brandschutz für Führungskräfte 2 1 

Lehrgang Technische Hilfeleistung - Bau 1 

Lehrgang Technische Hilfeleistung - Verkehrsunfall 2 1 7 

2 

2 

3 

4 

15 
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7 .4.2. SOLL-Struktur 

Die Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehren der Stadt Liebenau sind freiwillig und ehrenamtlich 
im Dienste de r Stadt Liebenau tätig. (§ 10 HBKG). Diese besondere Tätigkeitsform stellt eine hohe 
Verantwortung für die Stadt dar. Sie hat deshalb die ehrenamtliche Tätigkeit zu fördern und 
abzusichern. 

Die Aus- und Fortbildung der Feuerwehren ist in den Feuerwehrdienstvorschriften (FwDV) und 
Rechtsverordnungen geregelt. 

Die Ausbildung findet auf 3 Ebenen statt: 

• Standortausbildung 
• Lehrgänge auf Kreisebene 
• Lehrgänge an der Hessischen Landesfeuerwehrschule 

Die örtliche Ausbildung {Standortausbildung) und die Lehrgänge auf Kreisebene werden durch 
ehrenamtliche Feuerwehrangehörige sichergestellt. 

Auch werden Lehrgänge/Seminare im Bereich der Einsatzstellenpraxis angeboten. Diese 
Fortbildungen stellen eine sinnvolle Ergänzung zu dem Lehrgangsangebot der 
Landesfeuerwehrschule dar. Hierdurch werden die Einsatzkräfte auf die Bewältigung kritischer 
Einsatzsituationen besser vorbereitet. Diese Lehrgangsangebote sollen in die örtliche Ausbildung 
auch zukünftig integriert werden. Damit werden die Einsatzkräfte besser für mögliche 
Einsatzsituationen vorbereitet. 
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7.5. Persönliche Schutzausrüstung 

Jedem Mitglied der Einsatzabteilung steht je nach zugwiesener Aufgabe die nach UVV geforderte 
Schutzkleidung zur Verfügung. Diese besteht aus folgenden Ausrüstungsgegenständen. 

1. Körperschutz: 
1.1 Feuerwehrjacke. dunkelblau, nach DrN EN ISO 11512 Schutzkleid ng - Kleidung zum 

Schutz gegen Hitze und Flammen" oder nach der „Hers e 1 ngs- und Prüfbeschreibung für 
eine unrverse lle FeuerNehrschutzkleidur g- HuPF Teil 3. Feuerwehrj acken müssen nach 01 
EN ISO 11612 „Sc utzk leidurg - Kle id ng z Sch tz gegen H. e und Flam en" 
mindestens den l eistungss u·en A 1, B1 , C1 mit den Grenzwerten nach HuPF Te il 3 
entsprechen. 

1.2 Feuerwehrhose. dunke lb lau, nach DI EN ISO 11612 Schu k eidu g - leidung zum 
Schutz gegen Hitze und Flam e " oder nach HuPF Teil 2. Feuerwe r osen müssen nach DIN 
EN ISO 116 2 „Sc utzkleidu g - Kleidung zu Sc l1 tz gege Hitze u d Flammer „ 
mindestens den Leistungss lufen A1 , B1 , C1 mit den Grenz ~ erle n nach HuPF Teil 2 
entsprechen. 

1.3 Wetterschutzjacke , dunkelblau. 
1 4 Feuerwehriibeljacke , dunkefblau, mindestens nach DIN EN 469 .Sch tzkleidung für die 

Feuerwehr - Leislungsanforderu gen für Schutzwirkung 'i.i r die Brand ekämpfur g -
Leistungsslufen Xf2, Xr2 , Y2. Z2 oder HuPF Teil 1. 

1 5 Feuerwehrüberl10se, dunkelblau, mindestens nach 01 E 469 Schutzkleidung fli r die 
Feuerwehr - Leistungsanforderunge für Sc u zwi ung ll.ir die Brand ekämpfw g -
Leistungsstufe Xf2 . Xr2 , Y2. Z2 oder HuPF Teil 4. Typ B. Alternativ rst das Tragen einer 
Feuerwehrüberhose nach HuPF Teil 4 Typ A. in der Kombinatio mit einer Feuerw ehrhose 
nach HuPF Teil 2 möglich 

1 6 Wamkleidung nach DIN EN 471 Warnk leidung - Prüfverfahre nd Ar forderungen ' 
mindestens der Leistungsstufen X2 und 2. E ts richt die Anbringung der tages- und 
nachtauffä lllgen \/Vamstreifen auf der Feuerwehrüberjacke den Vorgaben des Teils 1 der HuPF 
bzw der DIN E 469 Anhang B mit den Anf rde rungen gemäß BGl/GUV-1 8662 .lnlor a ion 
Feuerschutzkleidung" der DGUV. kann beim Aufentha lt im öffenllichen Verkehrsrau m auf das 
Tragen von zusatzlicher 1Narnkleidung verzichtet werden 

2. Kopfschutz. 
2 1 Feuerwehrhelm. nachleuch end gelb na ch DIN EN 443 „Fe er."'e r~elme rt Nac en- bzw. 

Nacken- und Halsschutz, 
2 2 zur Brandbekämpfung im 1nnenangriff eine Feuerschutzhaube nach DI N EN 13911 

„Schutzkleidung für die Feuerwehr - Anforderungen und Prü .-e rfahren ft:1r Feuerschutzhauben 
für ehe -euerne r oder Feuer·uehrhelm nach DIN EN 443 ,Feuer.,vehrhefme mit zertifiziertem 
Nacken- und Halsschutz {sog. Holland uch mit EG Baumusterprufbeschei igung). 

2 3 FeueJWehrschildmütze (fakultati v) dunkelblau . als Katte- . Nasse- oder Sonnenschutz . 
. l\.usfuhrung mit Blende und assespe11 e (siehe An lage 2) 

3. Handschutz : 
3 1 Sclwtzl1andschuhe, mind in den Le istungsstufen 3 2 3 3 nach DIN E 338 2 03 

,Schu zhandsc huhe geg n me- anische Risrk n . 
3 2 Im unmittelbaren Gefahrenbereich einer Flammen- und Hi zeeinwirkung z.8 Innenangriff) 

Feuerwel1rschutzhandsclwl1e nach DIN EN 659 2008 „F uer.veh1schutzh nds he 

4. Fußschutz: 
Feuerwe f1r chutzschut1werk nach DIN N 1 09 „Schuhe fur 1 Feu r.ve r Ty 2, 
Schuhform h DIN E 1 0 20345 Per onlrche chutzausrust1.,11 g - S1 herhertssc huh 

1 11 •u• ~ ~ • h 2 1 t „ .„, 1 „ 11 l 

u' 1-h ~ 

,, , j 1 „ 1.1,,,.. ~ 1 ... " ! l 
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Ebenfalls wird den Einsatzkräften eine Dienstkleidung zur Verfügung gestellt. Diese besteht aus den 
Bestandteilen von Bild 8 und 9: 

Herren 

Dienstjacke aus dunke.Jb lauem Tuch und Diensthose (mit Gürtel ) aus du kelblauem Tuch 
(siehe Bild 5) oder 

2. alter ativ Feuerwehrjacke und Feue1v,rehrhose (siehe Bild 8 , 
3 Feuerwehrschirmmütze aus dunkelblauem Material, 
4. Diensthemd (langer oder kurzer Arm) aus weißem oder hellblauem Material. 
5. Binder aus dunkelblauem Material , 
6. ~c hwarze Halbschuhe der Farbton der Strümpfe muss der Dienstkleidung entsprechen). 
7. Armei- , Dienstgrad- und Funktionsabzeichen ergeben sich aus den entsprechenden Anlagen_ 

Damen 

Dienstjacke aus dunkelblauem Tuch und Diensthose (mit Gürtel) oder Dienstrock 
(ger ader Schnitt. knieumspielend) aus dunkelblauem Tuch (siehe Bilder 6 und 7 ) oder 

2. alternativ Feuerwe hrjacke und Feuerwehrhose (siehe Bild 9), 
3. F euerwehrschirmmütze aus dunke lblauem Material, 
4 Diens themd (langer oder kurzer Arm) oder Dienstbluse aus weißem oder hellblauem r aleri al 
5 Binder (Diensthemd und -bluse) oder Halstuch (Dienstbluse) aus dunkelblauem Material , 
6 schwarze Halbschuhe zu Diensthose (der Farbton der Sl rümpfe muss der Dienstkleidung 

entsprechen). 
7. Ärmel-, Dienstgrad- und Funktionsabzeichen ergeben sich aus den e !sprechenden Anfa gen 

fuld_2 ild 6 B1I 7 ~ !2l!U 
Di nstjacke d -hose D n~ti ack und - h se 

11 11 Sch1 1mmut:e 
Damen 

Oien t Jt ke und - rock 
mit Schrrmmut::e 
OJ111en 

Feuerviet111acke und 
-hose rrnt s~111nnm ut:e 

ue~.~ ' !J i'IC ~e un 
mit Schirn 1mu -
H 1re n rr n 

--tio e 1t Sc irmmut::e 
OJm n 

33 1 : e i t e 



Pro Feuerwehrangehörigen fallen im Verwaltungshaushalt in etwa folgende Kosten 
{Orientierungspreise) an : 

- ~. 11l1··~fä:~ lNi..'„.~ 

Ausrüstungsgegenstand 
Orientier- Tragezeit Jahres-
ungspreis in Jahren kosten 

Dienstkleidung 

Feuerwehrdienstjacke 70,00 € 10 7,00€ 

Feuerwehrdiensthose 52,00 € 10 5,20 € 

Feuerwehrkrawatte 4,00€ 20 0,20€ 

Feuerwehrschirmmütze 23,00 € 20 1,15 € 

Schutzkleidung 

Feuerwehrüberjacke 190,00 € 8 23,75 € 

Feuerwehrüberhose 112,00 € 8 14,00 € 

Feuerwehrjacke 105,00 € 8 13,13 € 

Feuerwehrhose 57,00 € 8 7,13 € 

Feuerwehrhelm, Heros Smart {Atemschutzgeräteträger) 170,00 € 15 11,33 € 

Alternativ: Feuerwehrhelm, Schubert 85,00 € 15 5,67 € 

Feuerwehrschutzhandschuhe Patron-Fire 34,00 € 6 5,67 € 

Feuerwehrhandschuhe 3,00€ 2 1,50 € 

Feuerwehrkopfschutzhaube 14,00 € 8 1,75 € 

Feuerwehrsicherheitsschuhwerk Zuschuss 75,00 €pro Paar 75,00 € 6 12,50 € 

Gesamt 909,00 € 104,31 € 

Medizinische Untersuchungen 
Zu den reinen Kosten der Schutzbekleidung kommen noch ergänzend die Untersuchungs- und 
Ausbildungskosten für Atemschutzgeräteträger hinzu. 

Im Durchschnitt wird im Drei-Jahres-Rhythmus eine arbeitsmedizinische Tauglichkeitsuntersuchung 
fällig. Die Kosten hierfür liegen derzeit bei ca . 115 €. Hinzu kommen Kosten für den jährlich 
erforderlichen Streckendurchgang der Atemschutzübungsstrecke in Höhe von ca . 50 €pro Person. 

Führerscheine 
Die Stadt Liebenau übernimmt die Kosten für 2 Führerscheinausbildungen im Jahr für die Klasse C 
{> 7,5t). Ebenfalls werden die Kosten für die Feuerwehrführerscheine {Große Fahrberechtigung 3,5t 
- 7,49t) seitens der Stadt Liebenau übernommen. Die Feuerwehrangehörigen, die bereits einen 
dieser Fahrerlaubnisse besitzen, müssen sich alle 5 Jahre einer Tauglichkeitsuntersuchung zur 
Verlängerung des Führerscheines unterziehen. Die Kosten für die Untersuchungen belaufen sich auf 
ca. 150 €. Diese Regelung entspricht der gängigen Praxis vieler Kommunen um die Einsatzfähigkeit 
der entsprechenden Fahrzeuge zu gewährleisten. 
Derzeit sind folgende Führerscheine und Fahrberechtigungen in den Einsatzabteilungen vorhanden: 
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Führerschein Cl/ClE 

Führerschein C/CE 

Große Fahrberechtigung bis 7,5 t 

Stand : 31.12.2017 

12 5 15 3 13 15 5 68 

10 8 4 2 8 7 12 51 

2 2 2 1 2 9 

Alle Führungskräfte der Feuerwehren der Stadt Liebenau erhalten eine monatliche 
Dienstaufwandsentschädigung nach der Verordnung über die Dienst- und 
Reisekostenaufwandsentschädigung für ehrenamtliche Feuerwehrangehörige, die ständig zu 
besonderen Dienstleistungen herangezogen werden (Feuerwehrdienst- und 
Reisekostenaufwandsentschädigungsverordnung - FwDRAVO). 

Für die jährliche Bedarfsplanung der Feuerwehren der Stadt Liebenau ist seitens des Magistrates 
eine Verfahrensregelung beschlossen worden. Diese dient der Orientierung und dem Umgang mit 
Bedarfsanforderungen und Bedarfsmeldungen der Feuerwehren . Sie soll für einen möglichst 
reibungslosen Beschaffungsprozess für Sach- und Dienstleistungen dienen. An Hand der im 
Jahresverlauf ausgefüllten Vorlage, ist am Jahresende ein Abgleich von angemeldetem Bedarf zu 
beschafften Bedarf und abgerufenen Bedarf möglich. 

OJJiU.T.i! r ~· VA·'7·Zl17·.A 

Bedarfsanforderungen Feuerwehren 
F-0: "1A-ST 
OJ:Jm. z: 0:?..2C17 
::1!1!e . 3.'.I 

Bedarfsanforderung FFW ... .. „ . . .Datum: Wehrführer ....... ......... ss1·... . ..... . Magislrat. ........... .. . Beschaffung .. 

f Jr . Ji.rtike '3edari ~rs.a1z Stck Segründun'f.1 EP GP SB! Magisl Sesd'laff\..ng Abruf 

Benennung Artlic~ l ~r./Spek J N S!ck Stck Stck EP GP Stck h arietDattl 
m 

Summen€ 

FOl ·A 
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7.5.1. Maßnahmen 

Die Tagesalarmsicherheit ist in allen 7 Einsatzabteilungen nicht ausreichend sichergestellt. Somit ist 
eine übergreifende Alarmierung mehrerer Feuerwehren am Tage zwingend notwendig. Dies wird 
durch die vorhandenen Alarm- und Ausrückeordnungen (AAO) sichergestellt. 
Daher ist es unbedingt erforderlich alle Einsatzkräfte mit den erforderlichen Lehrgängen 
auszubilden. 

Je mehr Einsatzkräfte über einen Arbeitsplatz im Stadtgebiet verfügen, desto eher kann die 
Einsatzbereitschaft gewährleistet werden. Voraussetzung hierfür ist natürlich auch, dass der 
Arbeitgeber einer Freistellung für Einsätze positiv gegenüberstehen. Von Vorteil wäre es auch, wenn 
die Stadt Liebenau bei Einstellungen verstärkt Personen berücksichtigt, die in der Freiwilligen 
Feuerwehr aktiv sind und sich auch dazu bereit erklären, während der Arbeitsze it den 
Einsatzabteilungen zur Verfügung zu stehen. 

7.6. Feuerwehrhäuser 

Die Feuerwehrhäuser in den einzelnen Stadtteilen dienen als Unterkunft für die Einsatzfahrzeuge, 
die Geräte/Ausstattungsgegenstände und für die Feuerwehrmitglieder. Die Feuerwehrmitglieder 
finden sich dort zu Übungs- bzw. Einsatzdiensten ein. 

7.6.1. IST-Struktur 

Baujahr/Erweiterung/Umbau 1970 / 1990 / 2010 
Stellplätze 
nach DIN 14092 
Torausfahrt 
nach DIN 14092 

Umkleideräumlichkeiten 

Umkleide 
männlich/ weiblich 

Absauganlage 
Kommentar 

ausreichend 

ausreichend 

Räumliche Trennung zur Halle 
vorhanden 

Geschlechtergetrennte 
Umkleidemöglichkeiten 
vorhanden 

Keine 

Baujahr/Erweiterung/Umbau 1994 
Stellplätze 
nach DIN 14092 
Torausfahrt 
nach DIN 14092 

Umkleideräumlichkeiten 

ausreichend 

ausreichend 

Räumliche Trennung zur Halle 
vorhanden 
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Umkleide 
Geschlechtergetrennte 

männlich /weiblich 
Umkleidemöglichkeiten nicht 
vorhanden 

Absauganlage Keine 

Die sanitären Anlagen und 

Kommentar 
Umkleide für weibliche 
Einsatzkräfte entsprechen 
nicht der DIN 14092 

Baujahr/Erweiterung/Umbau 1982 / 2007 
Stellplätze 
nach DIN 14092 
Torausfahrt 
nach DIN 14092 

Umkleideräumlichkeiten 

Umkleide 
männlich /weiblich 

Absauganlage 

Kommentar 

Baujahr/Erweiterung/Umbau 

Stellplätze 
nach DIN 14092 

Torausfahrt 
nach DIN 14092 

ausreichend 

ausreichend 

Räumliche Trennung zur Halle 
vorhanden 
Gesch lechtergetren nte 
Umkleidemöglichkeiten nicht 
vorhanden 
Am Abgasrohr 

Die sanitären Anlagen und 
Umkleide für weibliche 
Einsatzkräfte entsprechen 
nicht der DIN 14092. Der 
Stellplatz für das MTF im 
Anbau neben dem 
Feuerwehrhaus entspricht 
hinsichtlich der Stellplätze 
nicht den Anforderungen 
nach DIN 14092. Die 
Toranlage für das MTF 
entspricht nicht der Norm. 
Der Stellplatz für das MTF in 
dem Anbau entspricht 
hinsichtlich der Stellplätze 
nicht den Anforderungen 
nach DIN 14092. 

1976 

Nicht ausreichend 

ausreichend 
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Umkleideräumlichkeiten 

Umkleide 
männlich/ weiblich 

Absauganlage 

Kommentar 

Räumliche Trennung zur Halle 
nicht vorhanden 

Geschlechtergetrennte 
Umkleidemöglichkeiten nicht 
vorhanden 

keine 
Die Unterbringung der 
Einsatzkleidung in der 
Fahrzeughalle entspricht nicht 
den Anforderungen 
nach DIN 14092 und der 
Informationsschrift -
Sicherheit im Feuerwehrhaus. 
- (GUV-1 8554) es 
werden die nach UVV 
vorgeschriebenen 
Verkehrswege nicht 
eingehalten. Die Errichtung 
von separaten 
Umkleideräumen ist 
erforderlich. Weiterhin 
werden mittelfristig 
Sozialräume für 
weibliche Einsatzkräfte 
erforderlich . 
Der Stellplatz für das MTF in 
dem Feuerwehrhaus 
entspricht hinsichtlich der 
Stellplätze nicht den 
Anforderungen nach DIN 
14092. 

38 1 : e i t e 



Baujahr/Erweiterung/Umbau 1962 / 2002 
Stellplätze 
nach DIN 14092 Nicht ausreichend 

Torausfahrt 
nach DIN 14092 ausreichend 

Umkleideräumlichkeiten Räumliche Trennung zur Halle 
vorhanden 

Umkleide Geschlechtergetrennte 

männlich/ weiblich Umkleidemöglichkeiten 
vorhanden 

Absauganlage keine 

Die vorhandene 
Damenumkleide entspricht 

Kommentar nicht der DIN 14092. 
Der Stellplatz für den GW 
entspricht nicht der Norm 
14092. 

Baujahr/Erweiterung/Umbau 1989 / 2007 
Stellplätze 
nach DIN 14092 ausreichend 

Torausfahrt 
nach DIN 14092 ausreichend 

Umkleideräumlichkeiten Räumliche Trennung zur Halle 
vorhanden 

Umkleide Geschlechtergetrennte 

männlich/ weiblich Umkleidemöglichkeiten 
vorhanden 

Absauganlage keine 
Durch Absenkungen und 
Löcher im Hof vor der 
Fahrzeughalle bestehen 
erhebliche 
Gefährdungen durch 

Kommentar Stolpern. Der Boden/ Hof vor 
der Fahrzeughalle ist 
umgehend zu sanieren 
/auszubessern. 
Die sanitären Anlagen 
entsprechen nicht der DIN 
14092. 

39 1 = e ' c e 



Baujahr /Erweiterung/Umbau 1994 
Stellplätze 
nach DIN 14092 
Torausfahrt 
nach DIN 14092 

Umkleideräumlichkeiten 

Umkleide 
männlich /weiblich 

Absauganlage 

Kommentar 

7.6.2. SOLL-Struktur 

ausreichend 

ausreichend 

Räumliche Trennung zur Halle 
vorhanden 

Geschlechtergetrennte 
Umkleidemöglichkeiten 
vorhanden 

keine 
Die sanitären Anlagen 
entsprechen nicht der DIN 
14092. 
Die selbst gebaute Leiter zum 
Dachboden entspricht nicht 
der UVV 

Nach den gesetzlichen Vorgaben des§ 3 Abs. 1 Nr.1 HBKG haben die Gemeinden zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben im Brandschutz und der Allgemeinen Hilfe die Feuerwehren mit den notwendigen 
baulichen Anlagen und Einrichtungen auszustatten und zu unterhalten. 
In der nachfolgenden Aufstellung wird die bauliche und räumliche Situation der Feuerwehrhäuser 
beschrieben. Grundlage der Kommentare bilden u.a. die Berichte des Technischen Prüfdienstes 
Hessen aus der Begehung im September 2016. 

7 .6.3. Maßnahmen 

Da nach der DIN 14092 Teil 1 die Feuerwehrhäuser den Anforderungen der 
Unfallverhütungsvorschriften entsprechen müssen, besteht bei den Feuerwehrhäusern 
Handlungsbedarf in Art und Umfang wie Mängel vom Technischen Prüfdienst und der Unfallkasse 
festgestellt wurden. 
Die Stadt Liebenau beabsichtigt die Mängel kurz- bis mittelfristig im Rahmen ihrer finanziellen 
Leistungsfähgikeit abzustellen. Dabei kommen den gesundheitsgefährdenden Mängeln (z .B. 
Absauganlagen, etc.) eine besondere Priorität zu. 

Mängel die nicht unmittelbar gesundheitsgefährend sind (z.B. geschlechtergetrennte 
Umkleidemöglichkeiten) werden im Rahmen von zukünftigen planmäßigen Umbaumaßnahmen 
einer Lösung zugeführt. 
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7.7. Feuerwehrfahrzeuge und Geräteausstattung 

Feuerwehrfahrzeuge sind für die Feuerwehr besonders ausgestattete Kraftfahrzeuge oder 
Anhänger für Kraftfahrzeuge, die zur Aufnahme einer Besatzung und/oder zur Aufnahme von 
feuerwehrtechnischen Beladung sowie Lösch-, Rettungs- und sonstigen Einsatzmitteln dienen. 

7.7.1. IST-Struktur 

Bezeichnung: 

Hersteller: 

Aufbau: 
Baujahr: 

Funkkennung: 

Optischer Zustand: 
gut/ mittel/ schlecht 
Technischer Zustand: 
gut/ mittel/ schlecht 
Wassertank: 

Zusatzbeladung: 

ELWl 

Mercedes-Benz 

Wagener-Technik-GmbH 

2017 

Florian Liebenau 3/11/1 

gut 

gut 

Nein 

2 x HRT 
3 xMRT Ersatzbeschaffung 2032 

1x4 m Funk 
Wärmebildkamera Hinweis: 
C02 Messgerät Die Gesamt nutzungsdauer ist 

t--~~~~~~~~~--~~~~~~~~~~~--; 

Gesamtnutzungsdauer: 12 Jahre die gesetzliche Mindestlaufzeit. 

Führungsmittel für das gesamte 
Stadtgebiet. Das Fahrzeug findet 

Nutzung: für die Führung der 
vorhandenen Löschzüge 
Verwendung. 

Kommentar: 
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Bezeichnung: 

Hersteller: 

Aufbau: 

Baujahr: 

Funkkennung: 

Optischer Zustand: 

gut / mittel / schlecht 

Technischer Zustand: 

gut/ mittel/ schlecht 

GTLF 

Magirus-Deutz 

Bachert 

1962 

Florian Liebenau 1/26/1 

Schlecht 

Schlecht 

t--::W::--a_ss_e-:-r_ta-=--n_k-:--: _____ -+3:..:5:..:0:..:0:....:l _________ _J Ersatzbeschaffung 

Zusatzbeladung: 
Gesamtnutzungsdauer: 25 Jahre Siehe Fahrzeugkonzept 

r-------=----+--::.......:....:.:..:....:..:..=--------------1 

Nutzung: 

Kommentar: 

Bezeichnung: 

Hersteller: 

Aufbau: 

Baujahr: 

Funkkennung: 

Optischer Zustand: 

gut/ mittel/ schlecht 

Technischer Zustand: 

gut/ mittel / schlecht 

Grundversorgung Brandschutz 

für die Stadt Liebenau, sowie für 

unser große Waldfläche 

Das Fahrzeug ist 56 Jahre alt und 

mit altersbedingten Mängeln 

behaftet. Aus wirtschaftlichen 

und technischen Gründen sollten 

keine größeren Instandsetzungen 

mehr durchgeführt werden. 

TSF-W 

lveco 

Metz/FGL 

2001 

Florian Liebenau 1/48/1 

Gut 

Gut 

500 1 Ersatzbeschaffung 2026 
r----------+=-:....:_.:...._ ________ ------1 

Stromerzeuger, 

Wassertank: 

Beleuchtungssatz, Kettensäge, Hinweis: 
Tauchpumpe 2XPG12 Die Gesamtnutzungsdauer ist 

r-G-e_s_a_m_t_n_u-tz_u_n_g_s_d_a u_e_r_:--+2-=5--=J:...:a.:..:h.!.:..re..:::..:..:..:..!:....=-=.:..:....::.==~---_j die gesetzliche Mindestlaufzeit. 

Zusatzbeladung: 

Grundversorgung Brandschutz 

für Ersen 
Nutzung: 

Kommentar: 

42 1 Sei: e 



Bezeichnung: 

Hersteller: 

Aufbau: 

Baujahr: 

Funkkennung: 

Optischer Zustand: 

gut/ mittel/ schlecht 

Technischer Zustand: 

gut/ mittel/ schlecht 

LF 10 Kat-S 

Mercedes-Benz 

Ziegler 

2013 

Florian Liebenau 2/43/1 

Gut 

Gut 

Wassertank: 1.200 1 Ersatzbeschaffung 2038 
t-=-~--:---:---:-~~~~~+=-:.=...:..=.....:_~~~~~~~~~ 

Zusatzbeladung: 
Gesamtnutzungsdauer: 25 Jahre Hinweis: 
r--~~~~---==--~~~-+~~---=-~~~~~~~~__j 

Grundversorgung Brandschutz Die Gesamtnutzungsdauer ist 
für Haueda die gesetzliche Mindestlaufzeit. Nutzung: 

Fahrzeug für den Kats-Zug 

Kommentar: 
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Bezeichnung: 

Hersteller: 
Aufbau: 
Baujahr: 

Funkkennung: 
Optischer Zustand: 
gut/ mittel / schlecht 
Technischer Zustand: 
gut/ mittel/ schlecht 
Wassertank: 
Zusatzbeladung: 

Gesamtnutzungsdauer: 

Nutzung: 

Kommentar: 

Bezeichnung: 

Hersteller: 
Aufbau: 

Baujahr: 
Funkkennung: 

Optischer Zustand: 
gut/ mittel/ schlecht 
Technischer Zustand: 
gut/ mittel / schlecht 

MTF 
Ford 
Eigenbau 

2007 

Florian Liebenau 3/19/1 

mittel 

mittel 

nein 

nein 

Personenbeförderung, 
Jugendfeuerwehr 
Atemschutz der Stadt Liebenau 
Anschaffung durch den Verein 

TSF-W 

Volkswagen 
Schlingmann 

1991 
Florian Liebenau 3/48/1 

schlecht 

m itte 1-sch lecht 

Ersatzbeschaffung 

Nach Notwendigkeit durch den 
Verein 

Wassertank: 500 1 
1----------------l------------___, Ersatzbeschaffung 2019 

Stromerzeuger, 
Zusatzbeladung: 
1----------------l-B_e_le_u_c_h_t_u_n=gs~g~e_r_ät_,_2_x_2_m_F_u_n_k___, Hinweis: 
Gesamtnutzungsdauer: 25 Jahre 
1-------=-----------l------------___, Die Gesamtnutzungsdauer ist 

Grundversorgung Brandschutz die gesetzliche Mindestlaufzeit. Nutzung: 

Kommentar: 

Lamerden 

Die empfohlene Nutzungsdauer 
kann durch die gute Wartung 
und Pflege des Kfz 
voraussichtlich auf 28 Jahre 
verlängert werden. 
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Bezeichnung: 

Hersteller: 

Aufbau: 
Baujahr: 

Funkkennung: 

Optischer Zustand: 
gut/ mittel / schlecht 
Technischer Zustand: 
gut/ mittel/ schlecht 

MTW 

VW 

Nein 
1984 

Florian Liebenau 4/19/1 

mittel 

mittel 

Wassertank: Nein 

Zusatzbeladung: Nein Ersatzbeschaffung 
~::..::..::-=-::....::..::.~~~------1'------------------j 
Gesamtnutzungsdauer: 

Nutzung: 

Kommentar: 

Bezeichnung: 

Hersteller: 
Aufbau: 

Baujahr: 
Funkkennung: 

Optischer Zustand: 
gut/ mittel/ schlecht 
Technischer Zustand: 

Beförderung der 
Jugendfeuerwehr 

Anschaffung durch den Verein 

TSF-W 

lveco 
Ziegler 

2012 

Florian Liebenau 4/48/1 

Gut 

Nach Notwendigkeit durch den 
Verein 

Gut 
µg~u:..:t..!.../.:....:m..:..:..:...:it.:..:te:..:l..!.../.:....:s:..:c.:...:h.:....:le:..:c.:...:h_t --f----:----------i Ersatzbeschaffung 2037 
Wassertank: 600 1 

f-=Z:..:u.:....:s:..:a.:...:tz_b.:...:e.:...:la_d_u_n---'g"'-: ____ -+-n_e_in ___________ 
1 

Hinweis: 

1-G=-e:...:s:..:a....:..m:.....t.:...:n.:....:u.:...:t_z.:...:un---'g"'-s_d_a_u_e_r_: --+-2_5_J_a_h_re ______ -:---:--------i Die Gesamtnutzungsdauer ist 
Grundversorgung Brandschutz die gesetzliche Mindestlaufzeit. 
für Liebenau 

Nutzung: 

Kommentar: 
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-
Bezeichnung: Anhänger ÖL 

Hersteller: SDAH Offner Kasten 
Aufbau: 
Baujahr: 

Ersatzbeschaffung 

Kilometerstand: 
Nach Notwendigkeit 

Funkkennung: 

Optischer Zustand: 
gut 

gut/ mittel/ schlecht 
Technischer Zustand: 
gut/ mittel /schlecht 

gut 

Wassertank: Nein 
Zusatzbeladung: 

Gesamtnutzungsdauer: 

Grundversorgung (Ölsperre für 
Nutzung: offenes Gewässer) für die Stadt 

Liebenau 
Kommentar: 

46 1 Sei t 2 



Bezeichnung: 

Hersteller: 

Aufbau: 
Baujahr: 
Funkkennung: 

Optischer Zustand: 
gut/ mittel /schlecht 
Technischer Zustand: 
gut/ mittel/ schlecht 
Wassertank: 

Zusatzbeladung: 

LF 8/6 
Mercedes-Benz 

Schlingmann 

1990 

Florian Liebenau 5/42/1 

schlecht 

mittel-schlecht 

600 Liter 

Hydraulisches Rettungsgerät 
Bestehend aus: 
Hydraulikaggregat (elektrisch) 
Rettungsschere (5510) 

Ersatzbeschaffung 2018 

Rettungsspreizer (SP512) Hinweis: 
Rettungszylindern (RZ 1+2+3) Die Gesamtnutzungsdauer ist 
Hydraulikwinde (lOOkN) die gesetzliche Mindestlaufzeit. 

!--~~~~~~~~~-+-~~~~~~~~~~~__, 

Gesamtnutzungsdauer: 

Nutzung: 

Kommentar: 

25 Jahre 

Grundversorgung (Brandschutz) 
für Niedermeiser, sowie 
technische Hilfe für das gesamte 
Stadtgebiet 
Die empfohlene Nutzungsdauer 
kann durch die gute Wartung 
und Pflege des Kfz 
voraussichtlich auf 28 Jahre 
verlängert werden . 
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Bezeichnung: 

Hersteller: 

Aufbau: 
Baujahr: 

Funkkennung: 

Optischer Zustand: 
gut/ mittel/ schlecht 
Technischer Zustand: 

GW-N 

Mercedes-Benz 

Wagener-Technik-GmbH 

2015 

Florian Liebenau 5/64/1 

Gut 

Gut 
gut/ mittel/ schlecht Ersatzbeschaffung 2040 
i-=-~~~~~~~~~-+--~~~~~~~~~~~~ 

Wassertank: Nein 
Zusatzbeladung: Hinweis: 
r--~~~~---='--~~~--+-~~~~~~~~~~~-----4 

Gesamtnutzungsdauer: 25 Jahre Die Gesamtnutzungsdauer ist 
r--~~~~---==-----~~~--+-~~~~~~~~~~~-----4 

Nutzung: Nachschub die gesetzliche Mindestlaufzeit. 
t--~~=--~~~~~~--+-~~~~~~~~~~~-----4 

Kommentar: 
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Bezeichnung: 

Hersteller: 

Aufbau: 

Baujahr: 

Funkkennung: 

Optischer Zustand: 

gut / mittel / schlecht 

Technischer Zustand: 

gut / mittel / schlecht 

Wassertank: 

LF 8/6 
lveco 

Magirus 

1993 

Florian Liebenau 6/42/1 

mittel 

mittel-schlecht 

6001 

Zusatzbeladung: 

Stromerzeuger, Druckbelüfter, 

Beleuchtungsgerät, 

Hochwassersatz 
Ersatzbeschaffung 2021 

Gesamtnutzungsdauer: 25 Jahre 
t------------+----------------1 Hinweis: 

Nutzung: 

Grundversorgung (Brandschutz) 
Die Gesamtnutzungsdauer ist 

für Ostheim, 
die gesetzliche Mindestlaufzeit. 

Kommentar: 

Bezeichnung: 

Hersteller: 

Aufbau: 

Baujahr: 

Funkkennung: 

Optischer Zustand: 

gut/ mittel / schlecht 

Technischer Zustand: 

Kats-Zug Liebenau 

Die empfohlene Nutzungsdauer 

kann durch die gute Wartung 

und Pflege des Kfz 

voraussichtlich auf 27 Jahre 

verlängert werden. 

MTW 

Fiat 

Eigenbau 

2002 
kein Funk 

mittel 

mittel 
f.-=g""-u_t-'--/_m_it_te_l-'--/_s_c_h_le_c_h_t ---+---------------1 Ersatzbeschaffung 
Wassertank: Nein 

._z_u_s_a_tz_b_e_la_d_u_n_g~: ____ _,_n_e_i_n __________ ___, Nach Notwendigkeit durch den 

,_G_e_s_a_m_t_n_u_t_zu_n_g~s_d_a_u_e_r_: -+------------~ Verein 

Nutzung: 

Kommentar: 

Personenbeförderung, 

Jugendfeuerwehr Ostheim 

Anschaffung durch den Verein 
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Bezeichnung: 

Hersteller: 

Aufbau: 

Baujahr: 

Funkkennung: 

Optischer Zustand: 

gut / mittel / schlecht 

Technischer Zustand: 

gut / mittel / schlecht 

TSF-W 

Volkswagen 

Schlingmann 

1991 

Florian Liebenau 7 /48/1 

mittel - schlecht 

mittel - schlecht 

Wassertank: 500 1 

Zusatzbeladung: Stromerzeuger/Hochwassersatz 

~G~e~s~a:'..m.'...'..t.::n.:::u:.:t:.:.z.=u::ng!!:!:s:.:d:.:a:.:u:.:e:..:.r..:..._: --1-=2~5-=J_a~h:--re ____ -;;:---:;-:--:-;-:-:--:=-\l Ersatz beschaff u ng 2020 
Grundversorgung (Brandschutz} 

Nutzung: 
~---------+f::-:ü_r _Z_w_e-'rg~e-;-n--;--_:-:---:-------::-::--:;-=-:-:-=--=-i Hinweis: 

Die empfohlene Nutzungsdauer Die Gesamtnutzungsdauer ist 

Kommentar: 
kann durch die gute Wartung die gesetzliche Mindestlaufzeit. 
und Pflege des Kfz 

voraussichtlich auf 28 Jahre 
verlängert werden. 

Bezeichnung: MTF Derzeit im Aufbau 

Hersteller: 

Aufbau: Eigenbau 

Baujahr: 

Funkkennung: Florian Liebenau 7 /19/1 
Ersatzbeschaffung 

Optischer Zustand: 
gut/ mittel/ schlecht 

Nach Notwendigkeit durch den 
Technischer Zustand: 

Verein 
gut/ mittel/ schlecht 

Wassertank: 

Zusatzbeladung: 

Gesamtnutzungsdauer: 

Beförderung der 
Nutzung: 

Jugendfeuerwehr 

Kommentar: Anschaffung durch den Verein 
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7. 7 .2. Soll-Struktur 

Durch die Ermittlung der einzelnen Gefährdungsstufen (vgl. 5.5 } ergeben sich folgende SOLL­
Ausstattung nach der FwOV. 

Ausrüstungsstufe B2 Ausrüstungsstufe TH 2 

1 TSF-W oder MLF 1 TSF-W oder MLF 

2 LF 10, StLF 20/25 2 HLF 20 

Ausrüstungsstufe ABC 1 Ausrüstungsstufe Wl 

1 TSF oder TSF-W 1 TSF oder TSF-W 

2 ELW 1, GW-Ll 2 LF 10 

Zusätzlich zu den Standardaufgaben der Feuerwehren der Stadt Liebenau werden zukünftig 
Spezialisierungen vorgesehen. Die einzelnen Wehren übernehmen oder werden zukünftig folgende 
zusätzliche Aufgaben übernehmen: 

~~ 
Ersen Nachschub 
Haueda Hochwasser 
Lamerden Technische Hilfe 
Liebenau Öl 

Niedermeiser Technische Hilfe 
Ostheim Wasserversorgung/ Einsatzleitung 
Zwergen Notstromversorgung 

Derzeit ist das einzige Großtanklöschfahrzeug der Stadt Liebenau im Stadtteil Ersen stationiert. Wie 
bereits aus der IST-Struktur der Feuerwehrfahrzeuge zu entnehmen ist, ist dieses Fahrzeug mit 
altersbedingten Mängeln behaftet. Auch aus wirtschaftlichen und technischen Gründen sollten 
keine größeren Instandsetzungsarbeiten mehr durchgeführt werden. Im neuen Fahrzeugkonzept ist 
der Wehr Ersen eine neue Aufgabe zugeteilt . Nach der Außerdienststellung des 
Großtanklöschfahrzeuges soll hier der GW-N für die Aufgaben des Nachschubes für alle Wehren zur 
Verfügung stehen . 

Durch die Einbindung des LF 10 Kats in den Katastrophenschutzzug des Landkreises Kassel, ist der 
Wehr Haueda die zusätzliche Aufgabe des Hochwassers zugeteilt worden. Um gezielte Hilfe bei 
Hochwasserschadenslagen leisten zu können, ist die Verlastung einer Hochwasserschutzpumpe 
(CHIEMSEE-Pumpe} anzustreben. 

Auf Grund der geographischen Lage soll bei der Ersatzbeschaffung des TSF-W für den Stadtteil 
Lamerden die Verlastung eines zweiten Rettungssatzes für die technische Hilfe berücksichtigt 
werden. Da es sich um den zweiten Satz im Stadtgebiet Liebenau handelt, ist ein akkubetriebener 
Rettungssatz von Vorteil. 

Die Aufgabe der Wehr Liebenau erstreckt sich über die komplette Bandbreite in Sachen Öl. Neben 
dem TSF-W ist ein Anhänger mit einer Ölsperre für offene Gewässer dort stationiert. 
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Mit der Ersatzbeschaffung eines HLF 10 für die Wehr Niedermeiser kann nicht nur die benötigte 
dreiteilige Schiebleiter verlastet werden, sondern auch der hydraulischen Rettungssatz sowie 
weiterer Ausrüstungskomponenten für die technische Hilfeleistung vorgehalten werden. 

Auf Grund der Mängel in der Löschwasserversorgung insbesondere auf den landwirtschaftlichen 
Flächen im Außenbereich, ist die Beschaffung eines StLF 20/25 vorgesehen. Die Wehr Ostheim 
erhält somit zu den Aufgaben der Einsatzleitung (ELW) auch die Aufgabe der Wasserversorgung 
mittels Tankfahrzeug. 

Auf Empfehlung des HMdl, „Handlungsempfehlung Stromausfall" sollte jede Kommune in ihrem 
eigenen Verantwortungsbereich prüfen, einen „Notstromerzeuger-Anhänger" zu beschaffen . Eine 
genaue Ermittlung des Bedarfes erfolgt in naher Zukunft. Die Wehr Zwergen würde bei Bedarf 
zukünftig die Aufgabe der Notstromversorgung wahrnehmen 

7.7.3. Maßnahmen 

Mit Ablauf der Gültigkeit dieses Bedarfs- und Entwicklungsplanes stellt sich die bis dahin erreichte 
Soll-Fahrzeugstruktur wie folgt dar: 

Ortsteil Gefähr- Speziali-
Ausrüststufe/ 

Ersatz-
dungs- sierung Fahrzeug/Gerät 

Hilfsfrist 
beschaff 

stufe ung 

Bisher Zukünftig 1/10 2/20 
TSF-W TSF-W 2026 

Ersen 
B2/TH2/ 
ABCl/Wl Nachschub GTL-F GW-N 2040 

LF-10 Kats LF-10 Kats V 2038 B2/TH2/ 
Haueda 

ABC1/W1 Hochwasser ./. HW Pumpe tbd 

TSF-W TSF-W \1 2019 B2/TH2/ 
Lamerden 

ABC1/W1 Techn.Hilfe ./. Schere&Spreizer 2019 

TSF-W TSF-W V 2037 B2/TH2/ 
Liebenau 

ABC1/W1 Ölunfall Ölanh. Ölanh. 

Wasservers. LF8/6 StLF 20/25 \1 2021 B2/TH2/ 
Ostheim 

ABC1/W1 Leitstelle mobil ELW ELW 1 >,/ 2032 

B2/TH2/ Techn. Hilfe LF8/6 HLF 10 V 2018 
Niedermeiser 

ABCl/Wl ./. Leitstelle statio. Leitstelle 2019 

TSF-W TSF-W \1 2020 B2/TH2/ 
Zwergen 

ABC1/W1 Notstrom ./. Stromanhänger tbd 

Das oben aufgeführte Fahrzeugkonzept geht teilweise über die gern. FwOV vorgesehene und für 
die Stadt Liebenau verpflichtende Fahrzeugkategorie der Ausrüstungsstufe 1 hinaus. So erfüllt 
das HLFlO die Anforderungen der Gefährdungsstufe TH3, das StLF und das LFlO die 
Anforderungen der Ausrüstungsstufe 2. 
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Die finanziellen Auswirkungen der oben genannten Maßnahmen müssen in die mittelfristige 
Finanzplanung der Stadt aufgenommen werden. Soweit keine genaueren Zahlen vorliegen, sind 
Schätz- und Vergleichswerte als Planungsgrundlage zu verwenden und bei Vorliegen genauer 
Werte durch diese zu ersetzen. 

9.1. Regelmäßige Fortschreibung 

Die Grundlagen für die Erstellung dieses Bedarfs- und Entwicklungsplanes unterliegen einer stetigen 
Veränderung. Aus diesem Grund ist eine regelmäßige Fortschreibung des Planes nicht nur sinnvoll, 
sondern auch notwendig. Sollten sich keine erheblichen Veränderungen der örtlichen Verhältnisse 
ergeben, ist der Plan alle zehn Jahre fortzuschreiben . 

9.2. Wesentliche Änderungen 

Werden die Ziele des Bedarfs- und Entwicklungsplanes durch derzeit noch unvorhersehbare 
Ereignisse wesentlich verfehlt, ist eine Fortschreibung durchzuführen. 

Unvorhergesehene Ereignisse sind beispielsweise: 

• Wesentliche Nichteinhaltung des Erreichbarkeitsgrades 

• Wesentliche Nichteinhaltung der Personalmindeststärke 

• Wesentliche Veränderung des Feuerwehrfahrzeugen und der Geräteausstattung 

• Änderung der Infrastruktur der Stadt Liebenau 
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Um die Sicherheit aller Bürgerinnen und Bürger der Stadt Liebenau gewährleisten zu können, ist ein 
verantwortungsbewusstes Handeln durch die ehrenamtlich tätigen Feuerwehrangehörigen und 
durch die Politik von großer Bedeutung. Nur durch eine Feuerwehr die mit der entsprechenden 
Ausbildung und der notwendigen Ausrüstung ausgestattet ist, ist es möglich Schäden von der 
Allgemeinheit abzuwehren . 
Die politisch Verantwortlichen hingegen müssen aber auch erkennen, dass sie in der gesetzlichen 
Pflicht stehen, leistungsstarke Feuerwehren aufzustellen . Gerade in der heutigen Zeit bei knappen 
Haushaltsmitteln ist es für beide Seiten wichtig, wie die finanziellen Mittel sinnvoll genutzt und 
umgesetzt werden können. 

Der Entwurf der 1. Fortschreibung des Bedarfs- und Entwicklungsplans wurde mit dem 
Amt für Brand- und Katastrophenschutz des Landkreises Kassel abgestimmt. 
Bemerkungen: 

Stellungnahme des Kreisbrandinspektors vom: 
Die Stellungnahme ist im Anhang beigefügt. 

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Liebenau hat in Ihrer Sitzung am 

die 1. Fortschreib darfs- und Entwicklungsplans beschlossen . 

/ il;ClC 
S -lad t-j vG vtol'~ [re Ltldv 
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11.1. Anhang: Abkürzungsverzeichnis 

AAO 

ABC 

AGBF 

BEP 

DLK 

ELW 

FF 

FH 

FwDV 

FwOV 

GG 

GTLF 

GVBI 

GW-N 

HBKG 

HBO 

HLF 20 

HMdlS 

KBI 

LF 10 

MTF 

MZB 

RW 

SBI 

StLF 20/25 

TLF 

TSF /-W 

uvv 

Alarm u. Ausrückeordnung 

Atomare, biologische, chemische Gefahren 

Arbe itsgemeinschaft der Leiter der Berufsfeuerwehren 

Bedarfs- und Entwicklungsplan 

Drehleite r mit Korb 

Einsatzleitwagen 

Freiwillige Feuerwehr 

Feuerwehrgerätehaus 

Feuerwehrdienstvorschriften 

Feuerwehrorganisationsverordnung 

Grundgesetz 

Großtanklöschfahrzeug 

Gesetz- und Verordnungsblatt 

Gerätewagen - Nachschub 

Hessisches Brand- und Katastrophenschutzgesetz 

Hessische Bauordnung 

Löschgruppenfahrzeug mit Hilfeleistungsausrüstung 

(Pumpenleistung min. 2.0001/m) 

Hessisches Ministerium des Innern und für Sport 

Kreisbrandinspektor 

Löschgruppenfahrzeug 

(Pumpenleistung min . 1.0001/m) 

Mannschaftstransportfahrzeug 

Mehrzweckboot 

Rüstwagen 

Stadtbrandinspektor 

Staffellöschfahrzeug 

(Pumpenleistung min . 2.0001/m und min. 2.5001 Löschwasser) 

Tanklöschfahrzeug 

Tragkraftspritzenfahrzeug /mit Tank 

Unfallverhütungsvorschriften 
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11.2. Anhang: HBKG 



Bekanntmachung 
der Neufassung des Hessischen 

Brand- und Katastrophenschutzgesetzes 
Vom 14. Januar 2014 IGVBI .. S. 26) 

Aufgrund des Art. 2 des Dritten Gesetzes zur Änderung des essischen Brand- und Katastro­
phen.schulzg:esetzes vom 20. November 2013 (GVBI. S. 632) wird nachstehend der Wortlaut 
des Hess·<>chen Brand- und Katastrophen~hu!zg:esetzes in der vom 3. Dezember 2013 an gel­
tenden Fassung beli:ann gemacht. 

Wiesbaden, den 14. Januar 2014 

Der Hessische Minister 
des Innern und für Sport 

gez. Rhein 

(Rhein) 
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Übersicht 

- 2 -

Hessisches Gesetz über den Brandschutz, 
die Allgemeine Hilfe und den Katastrophenschutz 

(Hessisches Brand- und Katastrophenschutzgesetz - HBKG) 

in der Fassung vom 14. Januar 2014 

Erster Abschn itt 
Aufgaben und Organisation des Brandschutzes, der Allgemeinen Hilfe 

und des Katastrophenschutzes 

§ 1 Zweck und Anwendungsbereich 
§ 2 Aufgabenträger 
§ 3 Aufgaben der Gemeinden 
§ 4 Aufgaben der Landkreise 
§ 5 Aufgaben des Landes 

zweiter Abschnitt 
Brandschutz und AUgemeine Hilfe 

Erster Titel 
Aufgaben und Organisation der Feuerwehren 

§ 6 Aufgabenbereich 
§ 7 AufsteDung der Geme·ndefeuerwehren 
§ 8 Jugendfeuerwehren, indergruppen, Nachwuchsgewinnung 

Zweiiter Titel 
Feuerwehrangehörige 

§ 9 Haup!am liehe feueiv.·ehrangehörjge 
§ 10 Ehrenamtliche Feuerwehrangehörige 
§ 1l Rechtsstel ung der ehrenamtlichen Feuerwehrangehör1gen 

§ 12 Lei ung der Gemeindefeuerit.-ehr 

Dritter Titel 
Leitung 

§ t3 Kreisbrandinspektoren, Kreisbrandmeister 

Vierter Titel 
N ichtöffenttiche Feuerwehren 

§ 14 Werl<feuerwehren 
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( 

-3-

fünfter Titel 
Vorbeugender Brnndsdurtz 

§ 'f 5 Gefahrerwerhütlmgsschau 
§ 16 Zuständigkeit 
§ 17 Brandsicherheitsdienst 
§ 1'8 Brandschutzedehung, Brandschuizaufldän.mg und Selbsthilfe 

Sedister Tite.1 
E-nheiten und Einrichtungen des Ka!astrophens.chutzes 

un:d Organisationen in der Allgemeinen Hitte 

§ 119 Mitv;trkung und Aufgaben der Einheiten und Einrichfunge.n des Kalastropllenschutzes 
und der Organisationen 

Siebter Tite' 
Abwehrender Brandschutz und Allg:emein.e Hilfe 

Gesamteinsatzfeitung §20 
§ 21 
§22 
§ 23 

Befug:ni~.se der Gesamteinsatzileitung 
Nachbartiche Hilfe 
Brandschutz und Allgemeine Hilfe auf Verkehrswegen 

Dritter Abschnitt 
Katastrophenschutz 

Erster Titel 
Organisation des Katastrophenschutzes 

§ 24 Begriff der Katastrophe 
§ 25 Katastrophenschutzbehörden 
§ 26 E-nheiten und Einrich!ungen des Katastropfle.ns.chutze:s 
§ 27 Mitv;trkung öffentlicher und privater Einheiten u d Ein rtchtur.gen 
§ 28 Mit\wkung •·on rnenststellen 

zweiter Titel 
Maßnahmen des Katastrophenschutzes 

§ 29 Vorbereitende Maßnahmen 
§ 30 Ka.tastrophenschutzstab 
§ 31 Katasfrophenschutzpläne 
§ 32 Katastrophenschutzübungen 
§ 33 Ab'1'1ehrende Maßnahmen 
§ 34 Feststellung des Katastrophenfalles 
§ 34a Warnung der Bevölk.eru11g 
§ 35 Be".,ondere Zuständigkeiten 
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- 4 -

Dritter Titel 
Gesundheitswesen 

§ 36 Zusammenarbei im Gesundhei1swesen 
§ 37 Besondere Pflichten von Ang.ehörigen der Gesundhe· sberufe 

Vierter Titel 
Helferinnen u Helfer 

§ 38 Allgemeines 
§ 39 Rechtsvemältn· se 
§ 40 Haltung für Schä en 

Vierte r Abschnitt 
Technische Einsatzleitung und .Führungsorganisation 

§ 41 Technische Eins.atzfeitlmg 
§ 42 Befug:nisse der technischen E"nsatzleitung 
§ 43 füh:rungsorg:misation 

§44 
§45 

§46 

§47 

§48 
§48a 
§49 
§ 50 

Gefahrenme urig 

fünfter Abschnitt 
Pflichten der Bevölkerung 

l/Of"_,orgepflich der Eigentümerinnen und Eigen!ümer sowie der Besitzerinnen und Be­
sitzer von Grundstücken 
Duldungspflichten der Eigentümerinnen und Eigentümer sowie der Besitzerinrlen und 
Besitzer von Grundstücken 
Pflichten e·ner Betreibertn oder eines Betreibers einer Anlage mit besonderem Gefah­
renpotenzial 
Externe N<>tfaUpläne rür schwere Unfälle mit gefährlichen Stoffen 
Externe Notfa lp ··ne für AbfaJlentsorgungsein richtungen 
t-tiifeleistu ngspflichten 
Entschädigung 

Sechster Abschnitt 
Ergänzende Bestimmungen, Aufsicht, Kosten 

Erster Titel 
Ergänzende Bestimmungen 

§ 51 Pffichten der am Einsatzort Anwesende 
§ 52 Ausschluss der Heranziehlfng für mllitärische und polizeiliche Aufgaben 
§ 53 Landesfeuerweh...-...chu e 
§ 54 Leitstellen 
§ 55 Datenschutz 
§ 56 Landesbetra.t für Brandschutz, Al(gemeine Hilfe und Katastrophenschutz 
§ 57 Übungen 
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-5-

Zweiter Titel 
Aufsicht 

§ 58 A fsichtsbefugnfsse im 13ralldschutz u:nd in der Al emei:nen Hilfe 
§ 59 Aufsichtsbefugnisse im Katastrophenschutz 

§ SO Kostenpfficht 

Dritter Titel 
Kosten 

§ 61 Kostenersatz der Feuerwehren 
§ 62 Kostenersatz bei einer Karastroph:e 
§ 63 Feuerschutzsteuer 

Siebter Abs.chnitt 
S eh lussvorsch ritten 

§ 64 E"rischränkung von Grundrechten 
§ 65 Bußgetdvorechriften 
§ 66 Gemeindefreie Grundstücke 
§ 67 Übergangsbestimmungen 
§ 68 (auf~.ehoben) 
§ 69 Ermächtigungen 
§ 70 lnkrafttrete n 
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Erster Abschnitt 
Aufgaben und Organisation des Brandschutzes, der Al lgemeinen Hilfe und des Katastro­

phen.s.chutzes 

§1 
Zwe{:'.k und Anwendungsbereich 

( 1} Zwe·ck dieses Ge"'..etzes ist 

1. die Gewähr1eisbmg vorbeugender und abwehrender Maßnahmen gegen Brände und 
Brandgefah ren (Brandschutz) und gegen andere Gefahren ( !gemeine Htlfe), 

2. die Vorbereitung der Abweh.r und die Abwehr von Kataslrophen (Katastrophensch.utz)_ 

(2) Dieses Gesetz g il nicht, soweit vo rte LJgende und abwehrende Maßnatlmen nach .Abs. 1 auf 
Grund anderer Rechtsvorschriften gewährleistet sind_ Bis zum Eingreifen der danach zuständ'i­
gen St len U-effen die ·n § 2 Abs. 1 genannten Aufgabenträger im Wege des ersten Zugriffs bei 
bestehender oder unmittelbar bevorstehender konkreter Gefährdung von Leben, Gesuootleit, 
natü.rfichen Lebensgrundlagen, Samen oder Tieren die erfordertichefl Maßnahmen. 

{3) Der Brandschutz, die Allgemeine Hilfe und der Katastrophenschutz sollen den Selbstsch.utz 
der Bevö kerung durch im öffen ichen Interesse gebotene behördliche Maßnahmen ergänzen_ 

(1) Aufgabenträger sind 

§2 
Aufgabenträger 

1. die Geme-nden rür den Bra00schulz und die A gemeine H"ffe, 

2.. die Landkreise für den ü:berörttichen Brandschutz und die ü:berörtticlle Arlgem.eine Hilfe , 

3. das Land für die zentralen Aufgaben des Brandschutzes l1!ld der Allgemeinen Hilfe, 

4. die Land.kreise, die kreisfreien Städte und das Land für den Katastrophenschutz. 

(2) Die Gemeinden und Landkreise erfüllen ihre Aufgaben nach Abs_ 1 Nr. 1 und 2 als Se bst­
verwaltungsange legenheiten. 

(3) Alle Dienststellen , Einheiten und Einrichtungen sowie deren Träger haben bei der Gefahren­
abwehr zusan menwarbeiten. Insbesondere h:aben sie sich unverzüglicfl gegenseitig über Vor­
gänge zu unterrichten, deren Kenntnis für die Aufgabenerfüllu11g der anderen Dienststellen, 
Einheiten und Einrichtungen bedeutsam erscheinl 

§3 
Aufgaben der Gemeinden 

(1} Die Geme·nden haben zur Erfüllung ihrer Aufg:lben im Brandschutz und in der A !gemeinen 
Hilfe 

1. in Absfn mung mit den La ,kreisen und der jewe-ls unmittelbar zuständigen Aufsichtsbe­
hörde eine Bedarfs- und Entwicklungsplanurig zu erarbeiten, fortzuschreiben und daran 
orientiert eine den örtlichen Erfordernisse entsprechende le" rungsfähig.e Feuerwehr auf-
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zustellen, d·ese m it defl notwendigen bau ich.en Anlagen und E. ·chtungen sowie techni­
sch.er Ausrüstung auszustattefl und zu unterhalten , 

2. für die Ausbildung und Fortbi u ng der Feuerwehrangehörige zu sorgen , 

3. Alarmpläne und Einsatzpläne für den Brandsch tz und ie Allgemeine Hilfe aulzootel­
len, fortzuschreiben u d, soweit d·es erfordertich ist, untereina er abzustim rr en, 

4. für eine den örtlichen Verhältnissen angemessene Löschwasserversorgung zu sorgen, 

5. Notrufmöglichkeiten einzurictiten und a die zuständige Zentrale Leitstelle anzuschtie~ 
ßefl , Fun:kan agen zu beschaffen und zu unterhalten sowie die Warnung der Bevölke­
rung sicherzustecten , 

6. für den Se bstschutz der Bevölkerung sowie für die Brandschutzerziehung und Brand­
schutzaufklärung zu sorg.en. 

(2) Oie Gemetndereuef'Nehr isl so aurausrellen , dass sie . der Reget zu jeder Zeit und an je­
dem Ort ·hres Zuständigkeitsbereichs innerhalb von zehn Minuten nach der Alamüerung 
wirksame Hilfe e· ·feiten kann. 

(3) Für die kreisfreien Städte gilt darüber hinaus § 4 Abs. 1 Nr. 4, 5 und 6 entsprechend. 

§4 
Aufgaben der Landkreise 

(1) Die La kreise haben .zur Erfü lung ihrer Aufgaben im Brandschutz, in der Attg.emei rlen Hilfe 
und im Katastrophenschutz 

1. die Gemernden bei der Durchführung der ihnen obliegenden Aufgaben des Brandschut­
zes und der Allgemeinen H"ilfe, einsc:h.ließ ich der Warnung der Bevötkeru r1g, zu beraten 
urKI zu urnerstützen, 

2. für Einrichtungen und Antagefl des überörttictlen Brandschutzes und der Allgemeinen 
Hilfe im Kreisgebie zur Unterstützung der örtlichen Feuerweh.ren eine ü:berö 1che Pla­
nung zu erartJeiten und fortzuschrecben SO\llie d. bei der Durchführung der Maßnah­
men gegenü:ber den örtlichen Bedürmissen anr !enden Mehrk.osten einschließlich der 
Unterhaltungskosten n il Ausnahme der Personalkosten zu !ragen, 

3. die Brandschutzerziehung und B-rand:schutzaufklärung zu planen un:d zu fördern , 

4. A13rmp/äne und Einsatzpläne für die Gewährung nachbarlicher Hltfeleistu g · nerhalb 
und über die Grenzen des Kreisgebietes hinaus aufzustellen und mit den benachbarten 
Landkre· en oder kreisfre·ien Städten abzustimmen, 

5. gemeinsame Übungen , Ausbildungs- und Fortbildungsveranstaltungen der Feuerweh­
ren im Landkreis oder im Einvernehmen n it be achbarten Landkreisen oder kreisfreien 
Städten zu planen und durchzuführen, 

6. eine ständig en-eichbare und betriebsbereite gemeinsame Lettsteae {Zentrale Leitstel ) 
für den Brandschutz, die Allgemeine H"tfe, den Katastrophenschutz und den Rettungs­
dienst einsctiließlich einer Brandme eempfangszentrate zur AufschaJtung von Brand­
meldeanlagen einzurichten und zu betre·ben; zur Warnung der Bevölkerung im Kata­
strophenfall könnefl sie sich der Warn:mögfchkeiten nach§ 34a bedieflen. 

(2) Die Aufgaben des überörtlichen Brandschutzes, der überörtlichen At eme·nen Hilfe und des 
Kataslrophenschutzes sollen organisatorisch zusammengefasst werden. 
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§5 
Aufgaben des Landes 

(1) Das Land hat zur Erfü:ll u119 seiner Aufgaben tm Brandsch tz, - der Allgemeinen flfe und im 
Katastrophenschutz 

1. die Gerne· en nd die Landkreise bei der Erfüllung -hrer Aufgaben zu beraten und zu 
unterstützen, 

2:. Alarmpläne und Einsalzpläne für Anlag;en und gefah:rb ·ngende Ereignisse, von denen 
GefatTen für meh.re.re Landkreise oder kreisfreie Städte ausgehen können, die zentrale 
Abwehrmaßnahmen erfordern , aufzustellen und fortsch:reiben zu lassen, 

3. Betriebe oder Ein richtungen mit erhöhter Brand- oder Explosionsgefahr oder anderen 
l>esooderen Gefah.ren zur Aufsfe lung, Ausrüstung und Unterflallung \'On Werkfeuer­
wehren zu verpflichten, 

4. eine Landesfeuerweh.rsctiule e"nz:urichten und zu unterhalten, 

5 . einen technisichen Prüfdienst einzurichten und zu unterflalten, dessen Aufgaben auf 
pril.'ate Dritte übertragen werden können, 

6. Bra schutzerziehur1g, Brandsctiutzaufklärung und Brandsch:utzfornchung zu fördern, 

7 . ein gem einsames Funknetz für den Brandschutz, den Katastrophensch.utz und den Ret­
tullgsdienst einzurichten und zu unte.rflalten, soweit es sich nicht um Funkanlagen nach 
§ 3 Abs. 1 r. 5 handelt, 

8. <fie notwendigen vorbereitenden sowie d"e zur Abwehr einer Katastrophe erforderlichen 
Maßn.:ihmen zu treffen , ·nsbesondere ein Konzept für den K.:i1astrophenschutz in Hes­
sen zu erstellen und ortzuschrefüen, 

9·. ein zentrales Katastr:ophensctiutzfa~er einzurichten und zu unterflal!en, 

10. einen Krisenstab der La esregieruf)!J etnzurichten und zu untemal en. 

(2) Das Land gewährt zur Erfü:lluf)!J der Aufgaben im Brandschutz, in der Al!geme·nen Hilfe und 
tm Katastrophenschutz Zuwendungen. 

(3) Das La11d kan: erfordertichenfa ls. den Einsatz der Feuera-ehren und der anderen Einheiten 
und Ein richtungen des Katastrophenschutzes sowie Übungen anord'11en_ 

(4) Die Aufgaben des l an<!es im Brandsch.utz und in der Allgemeinen Hilfe nehmen das für den 
Brandsch.utz: und die Allgemetne Hilfe zustän ige Ministerium und die Regierungspräsidien 
wahr. Oie Wahrnehmur1g der.Aufgaben im Katastrophenschutz bestimmt sich nach§ 25 Abs. 1. 

zweiter Abschnitt 
Brandschutz und AHgemeine Hilfe 

Erster Titel 
Au.fgaben und Organisation der Feuerweh.ren 

§6 
Aufgabenbereich 

(1) Die Feuerwehren haben im Rann en der geltenden Gesetze die nach p1 ichtgemäßem Er­
messen erfordertichen Maßnahmen zu treffen, um von der AJlgemeinhe'it, dem Einzelnen oder 
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Tiereri ie durch Brände, Explosionen, Unfäl e oder andere Nottagen, ·nsbesondere· durch 
schadenbringenc!e Naturereign· se, drohenden Gefahreri für Leben, Ge&Jnc!heit, natür1iche 
Lebensgrundlagen oder Sachen abzuwenden (AIJ'Nehrender Brandschutz, Al gemeine Hilfe). 

(2) Daneben haben die Feuerwe ren Aufgaben des Vorbeugenden Brandschutzes zu e üllen, 
sov11e it ihnen diese Aufgaben durch Rechtsvorschrift übertragen werden. Sie wirken bei der 
Brandschutzerziehung und Brandscht.rtzaufk „rung mit. 

(3) Die Feuerwehren sol en auch bei anderen Vorkommnissen Hi~fe eisten, 'll'enn die ihnen 
nach Abs. 1 und 2 obiegeriden .Aufgaben nicht beeinträchtigt werden . 

§7 
Aufstellung d:er Gemeindefeuerwehren 

(1) Öffentliche Feuerwehren sind gemei liehe Einrichtungen. Für jede Gen einde muss e.ine 
öffentliche Feuerwehr vorhanden sein.. Die Vorschriften des Gesetzes über kommunale Ge­
meinschaftsarbei vom 16. Dezember 1'969 {GVBL 1 S. 307), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
13. Dezember 2012 {GVBI. S. 622), in der jeweils geltenden Fassung, b leiben unberührt mit 
der Maßgabe, dass die Auflösung von Gemeindefeuerwehreri unzulässig ist. In den Ortsteilen 
sollen Ortste]feuerwehren bestehen. Sie führen als rechtlich unselbständige Einrichtungen ei­
ner Gemeinde deren Namen. Ortstei!feuerwehren dürfen e·nen Zusatz mit der Bezeichnung des 
Ortsteils führen. 

(2) Städte mit mehr als 100 000 Einwohnerinnen und Einwoh em müssen Einheiten aus haupt­
amtlichen Feuerwehrangehörigen aufsteUen (Berufsfeuerwehr). Sie sollen durc Einheiten aus 
ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen {Freiwi lige Feuerwehr). ergänzt werden. 

(3) Andere Städte können eine ständig besetzte Feuerwache einrichten oder eine Berufafeuer­
wehr aufste len. Das für den B randsch:utz und die Al emeine Hilfe zuständige Mrnisterium kann 
nach Anhörung einer Stadt d·e Einric.htu:ng erner ständig besetzten Feuerwache· oder d'ie Auf­
stel ung einer Berufsfeuerwehr anordnen, wenn dies in der Stadt durch die Ansiedlung besoll­
ders brand- oder explosionsgefährdeter Betriebe, die Art der Bebauung oder wegen anderer 
besonderer Gefahren erforderlich ist. 

(4) städte ohne Berufs euerwehr können Feuerwehreinhei!.en mit hau ptamtlichen Feuerwehr­
angehörigen aufstellen . 

(5) In Gemeinden ohne Berufsfeuerwehr · t die öffentliche Feuerwehr als Freiv.iaige Feuerwehr 
aufzustel en. In Gemeinden mit Ortstei en kann für jeden Ortsteil eine Orts eilfeuerwehr gebildet 
werden . Soweit Freiwfll.ige tlierfür nicht zur Verflig;ung stehen, sind ie erforderl ichen Personen 
zum ehrenamtlichen Feuerwehrdieru;t nach§ 10 Abs. 3 heranzuziehen (P ichtfeuerwehr) . Für 
besondere Aufgaben können tJ.auptnmtliche Bedienstete eingestellt werden. 

(6) Die Feuerwehren dürferi nur gen ormte Ausrüstung verwenden. Ausnahmen sind mit Zu­
stimmung des für den 8randsctlutz und die Al!geme·ne Hilfe zuständigen M·nisteriums oder 
einer von ihm bestimmten Stelle zulässig , wenn sie unter Berücksichr ung der Wirtschaftficil­
keit, im Interesse der technischen Weiterentwick lung oder weg.en des besonderen Verwen­
dungszwecks erforderlich sind. 
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§ß 
Jugendfeuerwehren, Kindergruppen, Na eh wuchs gewinn ung 

(1) Bei den Freiwiaigen Feuerwehren sollen nach Mögllchkeit Jugendfeuerwehren gebildet wer­
den. Angehörige e· er Jugendfe erwehr müssen das ze nte Lebensjahr vollendet haben. Als 
Leiterin oder Leiter e·ner Juge lldfeuerwehr (Jug:endfeuerwehrwartin oder Jugendfeuerwehrwart) 
darf nur lätig werden, wer die hierfür erforder1iche Eignung und d·e Befähigung hat. 

(2) Angehörige der Jugendfeuerwehr dürfen nur an en für sie angesetzten Übungen und Aus­
bi1dungsveran.staltungen teil e.hmen. Sie dilrfen nicht zum Einsatzdienst herangezogen werde . 

{3) Zur Nachwuchsge ·nnung können bei den Freiwil igen Feuerwehren für Kinder vom vollen­
deten sechsten bis zur Vollendung es zehnten Lebensjahres Kindergruppen gebildet werden. 

(4} Die Gerne· den sotten der Arbeit der Jugendfeuerwehren und Kindergruppe besoriclere 
Aufmerksamkeit wi men nd sie fördern, insbesondere durch die Bereitstellung von Haus­
haltsmitte n, geeigneten Rä un r chkeiten, altersgerechten Aussta.ttungen und Ausrüstungen so­
wie durch die Unterstützung von Ausbildung,smaßnahmen. 

Zweiter Titel 
Feuerwehrangehörige 

§9 
Hauptamtliche Feuerwehrangehörige 

Die Angehörigen des feuerwehrtec.tm ischen Dienstessolen ·m Beamtenvertiältni.s beschäftigt 
sein. Hauplamtfiche Angehörige der freiwilligen Feuerwehren können lm Beamtenverhältnis 
besc:häftigt se· , v.oenn "hre Aufgaben denjenigen der Angehörigen des euerwehrtechnischen 
Dienstes entsprechen. 

§1 0 
Ehrenamtliche Feuerwehrangehörige 

(1) Die Angehörigen der Frei'wil!igen Feuerweh ren sind freiwillig und ehrenamtlich im Dien.st 
e· er Gemeinde tätig. Sie müssen für die Übernahme des Ehrenamtes persönlich geeignet se·n. 
Die Gemeinde unterstützt und fördert die ehrenamtlich Tätigen, die ihren Dienst unentgeltlich 

·sten. 

(2) In den ehrenamtlichen Fe·uerwehrd·enst dürfen nur Per<>,,onen aufgenommen werden , d ie das 
17. Lebensjahr vollendet haben. Der Feuerwehrdienst endet mit der Vollendun.g des 60. Le­
bensjahres. Wenn es im dienstlichen Interesse regt, kann die Feuerwehrdienstzeit auf Antrag 
der oder des ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen über das vollendete 60. Lebensjahr hinaus 
um eine bestimmte Frist, jedoch nicht länger a s bis zum vollendeten 65. Lebensja r hinausge­
schoben werden. Die Antragstellerin oder der AntragsteOer hat sich vor der Entscheidung über 
d·e Verlängerung der Feuerwehrd'ienstzeit e· er ärztlichen Untersuchung zu unterziehen. Die 
Entscheid ung trifft dJe Gemeinde .. Feuerwehrdienst k.önnen a[fe geeigneten Personen in den 
Geme· den eisten, in denen sie wohnen oder erner regelmäßigen Beschäftigung oder Ausbil­
dung nachgehen oder in sonstiger Weise regefmäßig für Einsätze zur Verfügung s!ehen. Dabei 
sol en Feuerwenrangehörige d ie in§ 12 Abs. 1 und Abs. 4 Satz 1 genannten Fü:hrungsfunktio­
nen ausschließ ich bei der FeuerNehr derjenigen Gen1einde übernehmen, - der sich ihre 
Haupt ... 'Ohnung befinde . Feuerwehrdienst kann in bis zu zwei Feuerwehren geleistet werden. 
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Oie Belange der Feuerwehr der Gemeinde, in der e·ne der Feuerwehr angehörende Person 
wohnt oder überAiegend wohnt, sind vorrangig zu berücksichtigen. 

(3) e Einwohnerinnen und Einwoflner vom vol endeten 1'8. Lebensjahr bis zum vollendeten 
50. Lebensjahr können bis zu einer Gesamtdauer von zehn Jahren zum ehrenamtl"chen Dienst 
·n der G~neindefeuerwehr herangezogen werden. Al.iSgenommen sind Personen , dere Frei­
stel ung ·m öffentlichen Interesse liegt, und Angehörige von Organisationen und Einrichtungen, 
sov.oeit der ff enst in diesen Organisationen und Einnchtungen von dem für den Brandschutz 
und die Allgemefne Hilfe zuständigen Mtnisterium als Ersatz für den Feuerwehrdienst anerkannt 
worden ist 

(4 ) Die Bildung von Ehren- und Al!emabteitungen für nich aktive Feuerwehrangehörige ist zu­
lässig. 

(5) Die ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen dürfen nur Einsatzd'ienst leisten, wenn sie hierzu 
geistig und körperlich · der Lage sind. Sie haben sich auf Al.lfforden.rng der Gemeinde einer 
ärztlichen Untersuchu zu unterziehen. 

(6) feuerweilrangehörige, die Führungsfunktionen ausüben, sollen nicht g leichzeitig aktives 
Mi:tgl1ed anderer Organisatiooen, anderer E. richtungen oder Angehörige anderer Dienststellen 
sein, die neben der Feuerwehr eingesetzt werden können. Stehen diese Feuerwehrangehörigen 
zu den anderen Organisat ionen, Einrichtungen oder Dienststellen in einem Dienst- oder Ar­
beitsvemältnis, s· d deren dringende d·enstliche oder betriebliche Belange vocrangig zu berück­
sichtigen. Ihre Freistel lung für Ubungen und Ausbildungsveranstaltungen richtet sich bei Beam­
tinnen und Beamten nach der Hessischen Urlaubsverordnung vom 12. Dezember 2006 (GVBL 1 

S. 671), geändert durch Gesetz vom 25. November 2010 (GVBl. I S. 410), und bei Arbeitneh­
merinnen und Ar:beitnehmem nach den einschlägigen arbeitsrechtlichen Bestimmungen. 

(7) Vereine oder Verbände zur Förderung des Feuerwehrgedankens sollen •.ion den Trägem 
des Brandsc.hutzes gefördert und finanzie[I unterstützt werden. 

§ 11 
Rechtsstellung der ehrenamtlichen Feuerwehrangehöri:gen 

(1) Die Rechte und Pffichten der ehrenam ic.hen Feuerwehrangehörigen sind durch Ortssatzung 
zu regeln , soweit sich nichts am!eres aus diesem Gesetz ergibt Die ehrenamtlichen Feuer­
wehrangehörigen haben an Einsätzen und an angeordneten oder genehmigten Übungen und 
ALISb dungsveransta tungen teilzunehmen und Weisungen vorgesetzter Personen nachzu­
kommen. 

(2) Beschäftigte , die während de:r Arbeitszeit an Einsätzen, Übungen und Ausbildungsveranstal­
tungen teilnehmen, sind für die Dauer der Teilnahme unter Gewähn.rng des .Arbeitsentgelts, das 
sie ohne die Te.ilnahme erhalten hätten, von der Arbeitsleistung freizustellen. 8ei Eins.ätzen er­
strecken sich f reiste ungs- und Entgeltanspruch auch auf den zur vViederflerstellung der Ar­
beits- oder Oienstfähigkei erforderlichen Zeitraum danach (Regenerationszeit nach Einsätzen). 

(3) Abweichend voo Abs. 2 Salz 1 haben Beschäftigte , die Aufgaben der unmittelliaren Gefah­
renabw-ehr wahrnehmen. insbesondere hauptberuflich tätige Berufs- und Wertf euerwehrange­
hörige sowie im Po izeivollzugs-, Leitstellen- oder Rettungsdienst Beschäftigte lediglich für 
Übungen und Ausbildungsveranstaltungen einen FreisteUungsanspruch. 

(4} Vemicherungsverhältnisse in der Sozialversicherung und Arbeitslosenversicherung sowie in 
der betrieblichen Altersversorgung werden durch den Dienst in der Feuerwehr nicht benJ:hrt. 
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Lieg! e·n Versicherungsro ·m s ·nne der geselzlichen Unfall••ers·cherung vor, so trirfft diese Ver­
pflichtung den zuständigen Versicherungsträger. 

{5) Die Aufgabenträger habcen dafür SOJge zu tragen, dass Beschäftigten aus ·nrer Verpflichtung 
zum Diens in der Feuerweh.rund aus diesem D" nst ke·ne Nach eile im Arbeitsverhältnis und · 
der sez· lve-micherung und Arbeitslosenversicherung sowie ·n der betrieblichen Altersversor­
gung erwachsen. 

(6) Abs. 2, 3 und 5 ge en für Beamtinnen ufld Beamte sowie Richterinnen und Richter enlspre­
chend. 

(7) Angehörigen der Freiwilr en Feueiwehr, denen durch den Dienst in der FetJerwehr le~tun­
gen der Bundesagentur für Arbe~, Sozia hilfe oder sonstige Unterstützung oder Bezüge aus 
öffenfüchen Mitteln entgehen, haben die Aufgabenträger auf Antrag die enl.siprechenden Beträ­
ge in vol er Hö e 2ll erstatten. 

(8) Privaten Arbeitgeberirmen und Arbeitgebern ist auf An rag das wefterqewährte Arbeitsentgelt 
e·nschließlich der Beiträge zur Sozialvers"cherung und zur Bundesagentur für Arbeit sowie Zllr 
betrieblichen Altersversorgung von dem Aufgabenträger zu erstatten. Ihnen - tauf Antrag auch 
das Arbeitse tgelt zu erstatten, das sie Beschäftigten auf Grund der gesetzlichen oder tarii­
rechtlichen Vorschriften während einer Arbeitsunfäh.igkeit in olge Krank.heit weiterl~ten, wenn 
die Arbeitsunfähigkeit auf den 0-ens: in der Feuerweh.r zurückzuführen ist Anträge stnd inner­
halb von sechs Monaten nach Beendigung der Freistel ung nach Abs. 2 Satz 1 oder § 10 Abs. 6 
Satz 3 zu stellen. Bel einer über sechs Monate h- aus andauernden Ar:beitsunfäh . . keit ist der 
Antrag unverzüglich nach Beendigung der Arbei!sunfähig:keit 2ll stellen. Ehrenamtliche Feuer­
wehrangehörige , die nicht Beschäftigte sind, erhalten auf Antrag einen pauschatierten Betrag. 

(9) Ehrenam liehe Feueiwe.hrangehörige, die ständig zu besonderen Dienstleisturigen herange­
zogen werden, haben An.spruc:h auf angemessene Aufwandsentschädigung durch den Aufga­
benträger. 

(1 0) Die ehrenamtlichen Feuerwehrang,ehörigen sind von dem Aufgabenträger über die gesetz-
1ch.e Unfa lversicherung htnaus zus.ätztic:h in erforder1iche.m Umfang gegen Dienstunfälle zu 
versichern. Diese Versic erung muss sich auch auf Feuerwehrangehörige ers.lrecken, die nich 
Beschäftigte sind. 

(11 ) Den ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen wird o ·enstkleidung und Schutzkleidung un­
entg;el ich voo dem Aufgabenträger zur Verfügung gestellt 

{12) für den EF...atz von Sac.hschäden und iür die Haftung bei schuldhafter Verletzung der 
rneootpfiichten finden cfie beamtenrechtlichen Bestrnmumgen entsprechende Anwendung. 

Dritter Titel 
Leitung 

§ 12 
Leitung der Gemeindefeuerwehr 

(1) Die Geme·ndebrand-nspektorin o er der Geme·ndebrand-nspektor leitet die f reiv.i lige Feu­
erwehr der Gemeinde. Dies gilt auch für Gemeinden mit mehreren Ortsteilfeuer;,orehren. Diese 
werden von efner Wehrführerin oder einem Wehrführer geführt. Sie oder er un!erl"egt den Wei­
sungen der Gemeindebrandioopektorin oder des Gemeindebrandinspektors. 
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(2) Die Geme·ndebrand·nspelctorin oder der Geme·ndebrandinspektor wird von den aktiven 
Feuerwehrangehörigen der Gemeinde, die Wehrführerin oder der Wehrführer wird von den akti­
ven feuerwehrangehörigen der Orts- oder Stadttetlfeuerwehr nach Maßgabe der jeweifigen 
S<itzung gewählt Gewählt werden kann nur, wer persön lich geeigne ist, d e erforderlichen 
Fachkenntnisse besitzt und der Einsatzabteilung der freiwilligen Feueiwehr angehört Die Auf­
sichtsb ehörde kartn Ausnahmerege Lingen im Einzelfall htnsich ich der erforderlichen Fach­
kenntnisse zulassen. 

{3} Kommt binnen zwei Monaten nach f reiwerden der Stele e·ne Wahl nach Abs. 2 Satz 1 nicht 
zustande oder kann d"e Stele aus so sögen Grü ~n nich besetzt werden, so hat der Ge­
meindevorstand im Benehmen n it der Kreisbr.:md· spektorin oder dem Kreisbrandinspe.ktor 
unverzüglich eine Gen eindebrandinspektorin oder etnen Gemeindebrandinspektor oder eine 
Wehrführerin oder etflen Weh.riührer zu bestellen. 

{4) für die Gemeindebrandinspektorin oder den Gemeindebrandinspektor und die Wehrführerin 
oder den Wehrführer v.ird jeweils eine Vertreterin oder ein Vertreter gewäh't. Die Wahl von je­
wefls einer weiteren Vertreterin oder einem wefteren Vertreter ist nur zulässig, wenn d·e Ge­
meinde die Funktion, Zuständ· keilen und Rangfolge der weiteren Vertreterinnen und Vertreter 
durch Satzung regelt. Abs. 2 und 3 gelten entsprechend. 

(5) Die Gemetndebrand·nspektorin oder der Gemetndebrand"nspektor und die Weh.rführe.rtn 
oder der Wehrführer sowie ihre Vertreterinnen und Vertreter sind in ein Ehrenbeamtenverhältnis 
zu berufen. 

(6) Die Geme·ndebrand.nspektorin oder der Gemetndebrandtnspektor ist für die Einsatzbereit­
schaft der Feuerwehr verantwortlich und h:at den Geme"ndevorstand in allen Fragen des Brand­
schutzes und der Allgemeinen Hilfe zu beraten. 

(7) Die Gemeinde kann aus wichtigem Grund 

1. die ehrenamtliche Gemetndebrandtnspektorin oder den ehrenamtlichen Geme·ooe­
bran inspektor nach Anhörung der aktiven Fe erweh rangehörigen, 

2. die Wehrfüh rerin oder den Wehrführer nach Anhörung der aktiven Feuerwehrangehöri­
gen des Orts.- oder StadtteiJes 

entlassen. Für die Vertreterinnen Ufld die Vertreter gilt diese Regelung entsprechend. 

(8) In Städten ohne Berufsfeuer.vehr führt die Gemeindebrandinspektorin oder der Gemet e­
brandinspektor die Bezeichnung stad!brandt spektorin oder stadtbrandinspektor. 

{9} In Städten mit Berufsfeuerwehr unterstehen al öffenttich:en Feuerwehren im Stadtgebiet 
der Leiterin oder dem Leiter der Berufsfeuerwehr. Die aktiven Angehörigen der freiwilligen 
Feuerwehren 'Nähfen zur Wahrnehmung -ihrer Belange gegenüber der Stad und der Leiterin 
oder dem Leiter der Berufsfeuerwehr e·ne Vertreterin oder einen Vertreter. Sie oder er führt die 
Bezeichnung Stadti>ra inspektorin oder Stacftbra inspektor. 

(1 0) In kreisa119"ehörigen Gemeinden mit mehr als 50 000 Einwohnerinnen und Einwohnern u 
hauptamtfich besetzt.en Feuerwehreinh.eiten flach § 7 Abs. 4 unterstehen alle öffentfie.h.en Feu­
erwehren im Gemeindegebiet der Leiterin oder dem Leiter der hauptamtlichen Feuerwehrange­
hörig:en (Leiterin oder Leiter der Feuerwehr}. Abs. 9 Satz 2 gilt entsprechend. 
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§ 13 
Krei:sbran dlnspektoren. Kreisbrandmeister 

(1) Zur Durcnführung der dem Landkreis nach diesem Gesetz obliegenden Aufgaben ernennt 
der Kreisa usschuss nach Anhörung der Vertreterinnen und der Vertreter der freiwil igen Feu­
eiwehren eine Kreisbrand-nspektorin oder einen Kreisbrandinspektor. Das Amt soll a ptamt­
ich wa rgenommen werden. Zur Vertretung ist e·ne Kreisbrandmeistertn oder ein Kreisbrand­
meister vom Kreisausschuss auf Vorschlag der Kreisbrandinspektortn oder des Kreisbrandin­
spektors zu bestellen. 

(2) Zur Unterstütz1.mg der Kreisbrandinspektorin oder des Kreisbrandinspektors kann der Kreis­
ausschuss auf Vorschlag der Kreisbrandinspektorin oder des Kreisbrandinspektors de örtli­
chen Gegebenheiten entsprechend Kreisbrandmeisterinnen un:d Kreisbrandmeis er ernennen, 
d- ehrenamtlich tätig sind und in ein Ehrenbeamtenverhäitnis berufen werden so len. Die 
Kreisbrandinspektorin oder der Kreisbrartdinspektor ist Vorgesetzte oder Vorg:esetzter der 
Kreisbrandmeisterinnen und der Kreisbrandmeister . Kreisbrandinspektortn oder Kreisbrandin­
spektor und Kreisbrandmeisterin oder Kreisbrandmeister müssen die erforderfchen Fachkennt­
nisse besitzen. 

(3) Die Kreisbran<finspektorfn oder der Kreisbrandinspektor darf nicht gleichzeitig Gemeinde­
brandinspektorin oder Gemeindebrandinspektor sein . 

{4} Werden die Aufgaben nach Abs. 1 und 2 im Ehrenbeam enverhältnis wahrgenommen, ha­
ben die Amtsinhaber Anspruch aur Dienstaufwandsentschädigung und Vergütung der Reisekos­
ten. 

(5) Der Kreisausschuss kann die Kreisbrandinspektorin oder den Kreisbrandmspektor und die 
Kreisbrandmeisterinnen ulld die Kreisbra11dmeister, soweit sie in ein Ehrenbeamtenverhältnis 
berufen sind, aus v.ichtigem Grund entlassen. Sie sind nach Vollendung des 60. lebensjah.res 
zu entlassen. We11n es im dienstlichen Interesse liegt, kann der E·ntritt. ·n den Ruhestand auf 
Antrag der Kreisbrandinspektorin oder des Kreisbrandinspektors sowie der Kreisbrandmeiste­
rin en und der Kreisbrandmeister über das vollendete 60. Lebensja r h.inaus um eine bestimm­
te Frist, jedoch nich.t länger als bis zum vollendeten 65. Lebensjahr h.inausgeschoben werden. 
§ 1'0 Abs. 2 Satz 4 gilt entspreehend. Die Entscheidung trifft die jeweilige Dienstbehörde. Wird 
das Amt der Kreisbraoclinspektorin oder des Kreisbrandinspektors als Beamtin oder Beamter 
des feuerwehrtechnischen Dienstes im Sinne des § 113 Abs. 1 Satz 1 des Hessischen Beam­
tengesetzes ausgeführt, erfolgt der Eintritt in den Ruhestarx! nach dieser Vorschrift. 

Vierter Ti1te l 
N iehtöffenlfiche Feuerwehren 

§14 
Werkfeuerwehren 

(1) Das Regierungspräsidium kann gew-ertJ!iche oder sonstige Betriebe oder Einrichtungen rr it 
erhöhter Brand- oder Explosionsgefahr oder anderen b-esonderen Gefahren verpfüchten, zur 
\/erhütung und Bekärr fung solcher Gefahren eine entsprechend leistungsfähige Feuerwehr 
aufzustel en, aus.zustatten und zu unterhalten r;\lerkfeuerwehr). Die 'Nerkfeuerwehr nimn t die 
öffentlichen Aul"gaben der Brandbekämpfung und der A !gemeinen Hilfe auf den1 Betriebsgelän­
de wah.r. Sie hat eine Bedarfs.- und Entwicklungsplanung zu erarbeiten , fortzuschreiben und 
dem Regierungspräsidium sowie dem Landkreis oder der kreisfreien Stadt und der kre· ange-
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hör\q,en Gemeinde auf Verfangen vorzulegen. Oie Verpllichtung, efne Werkfeuerwehr zu unter­
halten , ist zu widerrufen, wenn diie Voraussetzungen daffrr nicht mehr \/Of1iegen. 

(2) Die Leiterin oder der Leiter derWe.rkfeuerwehr (Leitung c!er Werkfeuerwehr) ist nicht wei­
sungsgebunden. Die Leitung darf bei der Erfü lung ihrer Pfrchten nicht beh.ndert und wegen 
• rer Tätigkeit im Betrieb nicht benachteiligt werden. Sie verfügt ü:ber ein unmitte ares Vor­
tragsrecht bei der jeweiligen Betriebsleitung oder Geschäftsleitung. stell sie bei ihrer Tät igkeit 
Mängel fest, so unterrichtet sie unverzüglich die Betriebsleitung oder Geschäfts ~itung. Kann 
sich die Leitung der Wefkfeuer111ehr über Maßnahmen zur Abstel ung von Mängeln mft der Be­
triebsleitung oder Geschäft" eitung nichl verständigen, so begründet dies.e die Ablehnung der 
Vorschläge schriftrch und übersendet dem Betriebsrat oder dem Personalrat sov.ie dem Regie­
rungspräsidium je eine Abschrift. Die Leitung der Werkfeuerwehr arbeitet bei der Erfül ung 'hrer 
Aufgaben mit dem Belriebsrat oder Personalrat nd den gesetzfichen und betrieb ichen Beauf­
tragten zusammen. 

(3) Die Einsatzleitung(§§ 20, 21 und 41 bis 43) kann die Werkfeuerwe r zur Hilfeleistung au­
ßerhalb des Betriebes einsetzen, sofern die Sicherhei des Betriebes dadurch nicht erheblich 
gefährdet wird. Oie Büryermeisterin oder der Bürgermeister oder die La ratin oder der Landrat 
können die Werkfeuerwehr im Einvernehmen mit der Betriebsleitung oder Geschäftsleitung 
auch zu Übungen außerhalb des Betriebes einsetzen . Der Betriebsleitung oder Geschäftslei­
tung werden von dem Aufg;abenträger auf Antrag d ie d.urch Übungsmaßnahmen oder E- satz­
m'1ßnahmen entstandenen Kosten erstattel 

(4) Werkfeuerwehren dürfen nur aus Werksangehörigen bestehen. Das Regierungspräsidium 
kann Ausna men zulassen . Es kann eine gemeinsame Werkfeuerwehr für benachbarte Betlie­
be und sonstige Einrichtungen , ·nsbesondere fü:r Betreiberinnen und Betreiber von lndusme­
pa:rks , zulassen oder anordnen. 

{5) Die Ausbildung der Werkfeuerwehrangehörigen soCI der Ausbildung der Angehörigen der 
öffentlichen Feuerwehren entsprechen. 

(6) Das Regierungsprtisidium kann jederzeit und muss mindestens alle fünf Jahre den Leis­
tu ngsstand der Werkfeuerwehr überprüfen. Die Betriebs! l ung ooer Geschäftsleitung ist ver -
pflichtet, bei der Überprüfung des Leistungsstandes der Werkfeuerwehr mitzuwtrken. 

(7) In Ausnahmefällen ka n das Regierungspräsidium auf Antrag einer Gemeinde zulassen, 
dass Aufgaben der öffentric.hen Feuerwehr durch Vereinbarung mit der Betriebsleitung oder 
Geschäftsle· ung auf eine WerkfeuerNehr übertragen werden. 

(8) Die von gewerb[ichen und sonstigen Betrieben oder Einrichrungen aufgeste l!e Betriebsfeu­
erwehr kan:n auf Antrag vom Reg:ierungspräs· ium als, Werkfeuerwehr anerlo;annt werden . 

fünfter Titel 
Vorbeugender Brandschutz 

§ 15 
Gefahrenverh ütun gss chau 

(1) Zum Zwecke der vorbeugenden Abwehr von Gefahren durch Brände, Explosionen oder an­
dere Gefahr bringende Ereign isse {Vorbeugender Brandschutz) findet in regelmäßigen Zeit.ab­
ständen eine Gerahrenverhütungsschau statt. 
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{2) Gefahrenverhütungsschau ist die Überprüfung von oouli chen Anlage nach§ 2 Abs. 1 der 
Hess· chen Bauordnung ·n der Fassurig vom 15. Januar 2011 {GVBI. 1 S . 46, 180), zuletzt ge­
ändert urch Gesetz V()m 13. Dezember 2012 (GV81. S. 622) und Gesetz vom 21 . November 
2012 (Gl/EL S. 444}, die aufgrund ihrer Art, "hrer Nutzung, "hrer Lage oder ihres Zustart<fes ·m 
Sch!ldensfal l eine Gefährdung für eine größere Anza 1 von PeF..onen oder eine erheb "ehe Ge­
fährdung für die natürlichen Lebensgrundlagen, für Sachwerte, für wertvolles Kulturgut oder 
eine erhebl"iche Störung er öffentlichen Sicherheit hervorrufen können. 

(3) Eigentümerinnen und Eigentüm er, Besitzerinnen und Besitzer und sollStige Nutzungsbe­
rechtigte von baulichen Anlagen nach Abs. 2 sind verpflichte , d'ie Gefahrenverhütungsschau zu 
dulden, den hiem,- beauftragten Personen den Zutri zu anen Rä men oowie d·e !Prüfung aller 
Einrichtungen und .Anlagen zu gestatten, die erforderlichen Auskünfte zu erteüen nd die bei der 
Gefahrenverhüt1.mgsschm.1 festgestellten Mängel innemalb der nen gesetzten Frist zu behe­
ben .. 

(4) In öffentlichen baulichen Anlagen nach Abs. 2 des Bundes oder des Landes fi e! die Ge­
fa llrenverhütungsschau im Benehmen mi t. deren Behörden statt. 

(5) .Abs. 1 und 2 finden auf Betriebe, die der Aufsicht der Bergbehörde oder der Überwachung 
nach dem Arzne·mittelgesetz in der Fassung vom 12. Dezember 2005 (BGBI. 1S. 3395), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 10. Oklcber 2013 (BGBL 1 S. 3813), unterstehen, keine Anwen­
dung. 

(6) Die Feuerstättenschau nach§ 14 Abs. 1 Satz 2 des Schornsteinfeger-Handwerksgesetzes 
vom 26. November 2008 (BGBL 1 S. 2242), zuletzt geändert durch Gesetz vom 5. Dezem ber 
2012 (BGBL 1 S. 2467), bleibt hiervon unberührt. 

(7) Für die Durchfü:h.ru rig der Gefah:renverhlilungsschau werden Gebühren 11ach örttichen Ge­
bü renordnun;gen erheben. 

§16 
Zuständigkeit 

{1) Die Gefahrenverhütungssch.au wird den BrandschutzdieMtstel n der Landkreise soWie den 
kreisfreien StOOten und den kreisangehörigen Gemeinden, die etn eigenes Bauaufsichtsamt 
haben, als Aufgabe zur Erfüllurig nach Weisung übertragen. 

(2} In Betrieben mit We~feuer.ve r kann die zuständige Behörde d·e Leitung der Werkfeuer­
wehr mtt der Gefahrenvem ütuß9Sschau beauftragen , wenn s~ über die erfcrdertich.e Sachku 11-
de verfügt. 

§ 1'7 
Brandsicherheitsdienst 

(1) Für VerallSlaltungen , bei denen bei Ausbru ch e·nes Braooes eine größere Anzahl von Me11-
schen ge"ährdet wäre (Ver'..ammlungen, Ausstelkmgen, Theateraufführungen, Zirkusveranstal-
11.mgen, Messen, Märkte und vergleicllbare Veranstalnmgen), kann ein Brandsicherheitsdienst 
angeordnet werden. 

(2) Der Braridsichemeitsdienst wird von der öffentlichen Feuerwehr der Gemeindegeleis et. Art 
und Umfang des Brandsichertle itsd~Mtes bestimmt die Leitung d'er Feuerwehr. In Betrieben 
mit einer Werkfeuerwehr übernimmt diese den Brandsichemeitsdienst und deren Lettung be-
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stimmt dessen Art ulld Umfang. Fe erwehren, die über etne amttiche Aner1lennung verfügen. 
können im Einzeffa 1 z1Jg;elassen werden. 

(3) Für die Durchführung des Brandsicherheitsdienstes werde n Gebühren 11ach örUic en Ge­
btihrenord ngen erhoben. 

§ 18 
Brandschutzerzieh ung, Br andschulzauftllärung und S ell>sth i lfe 

(1) Die Einwohnertnnen und Einwoh.ner so len über ie Verh ütung von Bränden u den sach-
gerechten Umgang m· Feuer sowie das Verhalten bei Branden und - ber Mögfchkeiten der 
Selbsthilfe aufgek ·· 11 werden . 

{2) Die Organisationen im Sinne des § 27 Abs. 3 Satz 1 u:nd 2 in Verbindung mil § 19 Abs. 3 
erha en die Befugnis, die Einwohnertnnen und Einv.'O h.ner nach den in der Bundes:irbeitsge­
meinschaft Erste H"lfe festg eg!en Richllin· n in Erster Hi'lfe auszu:bi en. 

Sechster Tite.I 
Eln.heiten und Einrichtungen des Kalastrophenschutzes 

u:nd Orga:n.isationen in der Allgemeinen Hi!fe 

§ 19 
Mitwirkung und Aufgaben der Einheiten und Einrichtungen 

des Kat astrophienschutze.s und der Org:ani.satronen 

(1) Die Aufgabentrager nach § 2 Abs. 1 Nr. 4 können zur ErfüUung ihrer Aufgaben bei Groß­
schadenslagen unterhalb der Katastrophenschwelle auch Ei heiten und Etnrichtungen es Ka­
tastrophenschutzes alarm· ren und einsetzen . Diese bleiben während der Durchführung derar­
tiger Etnstilze dem Katastrophenschutz zugeord net. 

(2) Die Aufgabenträger nach § 2 Abs. 1 könri:en zur Erfüllung ihrer Aufgaben in e r Altg eme·nen 
Hilfe neben der Feuerweh:r, soweit sie es für erforder1ich halten, öffenttiche und private Einhei­
ten und E- richtungen einsetzen, wenn sich diese al geme·n zur Mrrwirkung bereit ertlärt haben 
und im Kat:istro h:enschutz mitwirken. 

(3) Einheiten und Einrichtungen von Organisationen, die juristische Persone c!es Privatrechts 
sind ufl'd zu deren satzungsmäßigen Aufgaben die Hlfeleisfung in der A !gemeinen Hilfe und im 
Katas.trophenschutz gehört, sind private Einheiten und Einri chtungen im Sinne d'ieses Gesetzes. 

(4) Einheiten und Einrictltungen, deren Träger juristische Personen des öffentl ichen Rechts 
sind, s·nd äffen ich:e Einheiten und Einrichtungen im Sinne dieses Gesetzes. 

(5) Die Aufg:iben der Organisationen bei der Mitwirkung in der A !gemeinen Hilfe richten sich 
nach den jeweiligen organisationseigenen Regelungen. 
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Siebter Titel 
Ab·weh:render Brandschutz und Allgemeine Hilfe 

§20 
Gesamteinsatzleitung 

(1) Die Gesa teinsatzlenung obliegt 

1. dem Gemeindevorsta d, 

2. dem Kreisausschuss, wenn innerhalb eines Kreisgebietes mehrere Gemeinden betrof­
fen sind. 

(2) Die Aufsichtsbeh&de kann rm E'nz.elfaa zur wirksamen Wattmettmung der Abwehrnlaßnah­
men die Gesa:mte·nsatzleitung bestimmen oder sie übernehmen. 

§21 
Befugnisse def" Gesamteinsatzleüung 

(1) Die Gesamteinsatzleiterin oder der Gesamteinsatzleiter (Gesamteinsatzleitung) veranlasst 
nach pflichtgemäßem Em-.essen die zur Gefahrenabwehr notwendigen Maßnahmen. Hierbei 
sollen d"e von de in ihrem Aufgabenbereich berührten Fachbeh&den für erforoertich gehalte­
nen Maßnahmen berücksichtigt werden. Die Gesamteinsatzlei tung sorgt für die erfordert:ichen 
Sicherungsmaßnah en, soweit d iese nicht von den Polizeidienststellen oder anderen zuständi­
gen St.e len getroffen werden. Sie hat die Befugnisse 11ach dem \f ierten Abschnitt des Hessi­
schen Verwaltungsvoltslrec.kungsgesetzes in der Fassung vom 12. OezP...mber 2008 (GVBI. 
2009 1 S. 2}, zuletzt geändert durch Gesetz vom 21. Ncwember 2012 (Gl/81. S. 430), in der je­
we s g eltenden Fassung .. 

(2) Sicherungsmaßnahmen der Polizeidienststellen oder anderer zuständiger Seilen sollen im 
Einvernehmen mit der Gesamteinsatzteitung angeordnet oder aufgehoben we.rden. 

§22 
Nachbartiche Hilfe 

(1) Die Gerne· den sind verpflichtet , bei Feuerwehre· sätzen (§ 6 Abs. 1) einander Hilfe zu leis­
ten, sofern der eigene Schutz dadurch nicht emeb ich gefährde \litrd . Bei Großschadenslagen 
ordnen dJe Aufsichtsbeh&den die Hilieleistung nach pflich!gemaßem Ermessen <m , auch wenn 
d-e Sicherfleit in den hilfeleis.tenden Gemeinden vorübergehend nicht gewährleistet· t. 

(2) Die Aufford erung zu r Hilfeleistung erfolgt nach pflichtgemäßem Em1essen durch die Ge­
samte·nsatzleitung , die technische Einsatzleitung oder die Aufsichtsbeh&de. Die nach.bar1iche 
Hilfeleistung soll nur angerordert w erd en, wenn die ört iche feuerweh.r nicht in der Lage ist, die 
Gefahr zu beseitigen. 

(3) Die angeforderte Hiffeletstung erfolgt grundsätzlich unentgeltlich_ Auf Antrag trägt d"'' Ge­
meinde, er Hi lfe gelet!>te wurde, die tatsächHch entstandenen Kosten. 
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§ 23 
Bnmcls.chutz und Allgemeine Hilfe auf Verkehrswegen 

Das Regierun9Spräsid·um v.eist unbeschad et der sich aus§ 2 Abs. 2 erg:ebenden Verpflichtung 
den öffen ichen Feuerweh:ren bestimmte Einsatzbereiche zu Brandschutz und zur Al gemei­
nen Hilfe auf Autobahnen, Kraftfahrstraßen, Wasserstraßen und Schienenwegen zu. Den Trä­
gem dieser Feue,rwehren sind vom Lafld entsprechend Art und Umfang der Einsatzaufgaben 
besondere Zuwendungen zu den Kosten der Feuerwehr zu ge1Nähren_ 

Dritter Abschnitt 
Katastrophenschutz 

Erster Titel 
Organisation des Katastrophenschutzes 

§24 
Begriff der Katastrophe 

Katastrophe im Sinne dieses Gesetzes ist ein Ereignis. das Leben, Gesundheit oder die le­
!Jen snomen ige Versorgung der Bevölkerung, Tiere, erh:ebl"che Sachwerte oder die natürlichen 
Lebensgrundlagen in so ungewöhnlichem Maße gefährclef oder beeinträchtigt, dass zur Beseiti­
gung die einheitliche Lenkung aller Katastrophenschulzmaßnahmen sowie der Einsatz von Ein­
heiten und Einrichrung:en des Katastrophenschutzes erforderfic:h stnd_ 

§25 
Katastrophe nsc hutzbeh örden 

(1) Katastrophenschutzbehörden stn<! 

1. die Landrätin oder der Landrat in den Landkreisen und die Oberbürgerme"sterin oder 
der Oberbürgermeister in den kreisfreien Städten (untere Katastrophenschutzbehörde), 

2. das Regierungspräsidium (obere Katastrophenschutzbehörde). 

3. das fix Katastrophenschutz zuständige Min-sterium (oberste Katastrophenschutzbehör­
de). 

(2) Ist eine kreisangehörige Gemeinde während einer Katastrophe ohne Vertfndung mit der 
zuständigen Katastrophenschulz:behörde, so nimmt während d"eser ze· die Bürgermeisterin 
oder der 8ürge:m1eister die Aufgaben der KatastrophellSch:l.ftztJehörde wahr. 

{3) Die Landrätin oder der Landrat in den Landkreisen , die Oberbürgermeisterin oder der Ober­
bürgermeister tn den kreisfreien Städten und die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister in den 
kreis.angehörigen Gemeinden nach Abs. 2 nimmt die Jl.uigabe des Katastrophenschutzes als 
Auftrag:sangelegenheit wahr. 

(4 } Das für KatastrophellSchutz zuständige Ministerium kann ·m Einzelfall bestimmen, dass 
mehrere kreisfre·e Städte und Landkreise die Aufgaben des Katastrophenschutzes geme[llSam 
wahrnehmen; es kann eine der beteitigten unteren Katastrophenschutzbehörden zur gemein­
samen Katastrophenschutzbehörde bestellen_ Oie entstehenden Kosten für die gemeinsam 
wahrzunehmenden Aufgaben werd en von den betei[igten kre isfreien Städten und Landkreisen 
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im l/ertiältnis ihrer Einwohnerzahlen getragen. Die beteiligten kreisfreiet'l Städte u Landkreise 
sind vorher Zll hören. 

§26 
Einheiten und Einrichtungen de'S Katastrophenschutzes 

{1) Einheiten und Einrichtungeti des Katastrophenschutzes bestehen für: 

1. 

3. 
4. 

Führung, 
lnfom1ation und Kommunikation, 
Brandschutz, 
Gefalus!off-ABC , 

5. Sanitätswesen, 
6. Betreuung , 
7. Wasserrettung , 
8. Bergung und lns.tmdsetzung. 

(2) Die untere Katastrophenschutzbehörde kann mit Zustimmung der obersten Katastrophen­
schutzbehörde Einheiten und E- richtullg.en (Regieeinheiten) bilden, wenn h:ierfür ein Bedarf 
besteht und Feuerwe-hren oder Organisationeti im Sinne des§ 19• Abs. 3 Zllr Aufstellung und 
Unterflaltung der zur Erfüllung der für die Aufgaben erfordertichen E- helten nicht bereit oder in 
der Lage sind_ Die Regieei.nheiten gehören zu den öffenl!icl\en Einheiten und Einrichtungen im 
Sinne dies.es Gesetzes. 

(3) Die untere Katastrophenschutzbehörde kann mit Zusttn mung der oberen Katastrophen­
schutzbehörde zusätzfiche Einheiten und Einrichtungen auf eigene Kosten bi'lden, wenn s.ie dies 
für geboten hält. Die persone le und sächliche Ausstattung sollen der des Landes entsprec n. 

§ 27 
Mitwirkung öffenti'icher und privater Einheiten und Einrichtungen 

( 1) Die öffentlichen Einheiten und Einrichtungen wirken im Katastrophenschutz mit. 

(2) Die Bundesanstalt Technisches Hilfs.werk wirkt gemäß ihrer Aufgabenzuweisung nach dem 
HVV-Helferrnchtsgesetz vom 22. Januar 1990 (BGBI. 1 s_ 118), zuletzt geändert durch Gesetz 

vom 11. Juni 2013 (BGBI. 1 s_ 1514), in der Allgemeinen Hilfe und im Katastrophenschutz mit. 

(3) Private Träger des Katastrophenschutzes sind Organisationen im Sinße des § 19 Abs. 3, die 
·m Katastrophetischutz mit E"nheiten und Einrichtungeti mitwirken und d'ie zur Hilfeleistung bei 
Katastrophen allgemein geeignet s.ind_ Voraussetzung für die Mitwirkung von Etrtheiten und 
E inrichtungen privater Träger ist deren Anerkennung durch die untere Katastrophensch utzhe­
hörde, soweit d ie Eignung nicht bereits festgestel lt oder nach § 26 Abs. 1 Satz 2 des Zivil­
schutz- und Katastrophenhilfeges.etzes vom 25. März 1997 (BGBL 1 s_ 726), zuletzt geä ert 
durch Gesetz ••00129_ Juli 2009 (BGBI. 1 s_ 2350) , gegeben - t Dies sind namen ich der Bun­
desverband eigenständiger Rettungsdienste sowie der Arbeiter-Samartter-f!und, dLe Deutsche 
Lebens-Rettungs-Gesellscha , das Deutsclle Rote Kreuz, die Joharm.iter-Unfall--Hi lfe und der 
Malteser-Hilfs.diensl Die untere Katastrophenschutzbehörde kann auf schrtffiichen Antrag Trä­
ger anerkennen, wenn ein Bedarf besteht und der Träger geeignet - t_ Sie hat vor der Anerken­
nung die Zustimmung des für Katastrophenschutz zuständigen Ministeriums einzuholen_ Die 
Anerkennun.g ist .Zll widerrufen, wenn ei.n wichtiger Grund vor1iegt. 
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(4) Die im Katastrophenschutz mitwirkenden Einhe[ten und Einrichtungen sowie deren Träger 
sind verptrchtet, 

1. die Kataslrophenschutzbehör en b - der Durchführung ihrer Maßnahmen zu unterntüt­
zen sov.ie die aufgrund. dieses Gesetzes ergangenen Vorschriften u d Weisungen zu 
befolgen, 

2. ihre Einsatzbereitschaft. zu gewähr1eisten und 
3. die angeordneten Einsätze zu leis en. 

Hierfür sind auch eigene Kräfte und Sachmittel bereitzustellen. Saiz 1 und 2 gelten nicht für 
Einhe· en und Einrichtung.en des Bundes oder anderer Länder. 

§28 
Mitwf.rkung von Dienststellen 

Die Gemeinden und Landkreise, d·e Dienststellen des Landes sowie die sonsligen der Aufsicht 
des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts 
sind verptrchtet, auf Ersuchen die Katastrophenschutzbe örden bei der Vorbereitung der Ab­
wehr und der Abwehr von Katastrophen zu unterstützen, soweit nicht die 'Nahmehnrnng drin­
gender eigener Aufgaben vorra11gig ist 

zweiter Tite·I 
Maßnahmen des Katastrophenschutzes 

§ 29 
Vorbereitende Maß.nahmen 

(1) Die untere Katastrophenschutzbehörde trifft die notwendigen vorbereitenden Maßnahmen, 
um eine wirksame Katastrophenabwe r zu gewähI!eisten. Zu diesen Maßnahmen ztihten ins­
besondere 

1. Enichtung einer Katastrophenschutzleittmg mit einem Ka1astrophenschutzstab und ei-
11em Verwaltungssmb, einer lnformaoons-- und Kommunikationszentrale sowie e·ner Ge­
fahrs!off-AB C- lllesszentrnle , 

2. Aufstellung von Einheiten und Einrichtungen des Katastrophenschutzes mit den erfor­
de ichen baulichen Anlagen und der erforder1ichen Ausrüstung, 

3. Ausbildung und Fortbildung der Angehörigen des Katastrophenschutzes einschtießllch 
des Stabspersonals, 

4. Aufstellung und fortschreibmig von Katastrophenschutzplänen, 

5. Kafastrophenschutzü:bungen. 

(2) Abs. 1 gilt sinngemäß für die obere und die oberste Katastrophenschutzbehörde. 

§ 30 
Katastrop hensclmtzstab 

Der Katastrophenscturtzstab unterstützt die Katastrophenschutzbehörde bei der Vorbereitung 
der Abwehr und der Abwehr von Katastrophen. Ihm gehören ins-besondere Vertreterinnen und 
Vertreter der Feuerwehr und der Organisationen an, deren Einheiten und Ein ·chtungen im Ka­
tastrophenschutz mitwirken. 
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§ 31 
Katastrophenschutzpläne 

{1) Die Katastrophe schutz:pläne müssen ·nsbesondere die erforderlichen Angaben über die · 
emem Katastrophenfal verfügbaren Hilfskräfte , deren Alarmierung und Hilfsmittel enthalten. Sie 
sind mit den benachbarten Katastrophenschutzbehörden abzuslirr men. 

(2} Für besondere Gefahrenobjekte und Gefahrenlagen in den Aufgabenbereichen der in§ 26 
Abs. 1 Nr. 1 bis 5 genannten Einheiten und Einrichtungen es Katastrophenschutzes sind Son­
derschutzpläne au5Zuarbeiten. 

§ 32 
Katastrophenschutzü bun gen 

Durch Katastrophenschutzübungen so en die Katastrophenschutzpläne sowie das Zusammen­
wirken der im Katastrophenschutz mttv.irkenden E"nlleiten und Einrichtungen erp obt sowie die 
Einsatzbereitschaft der Einsatzkräfte überprüft werden. Zu den Übu en können auch Angehö­
rige der Gesundhe· sberufe nach§ 37, Krankenhäuser nach§ 2 des Hessischen Krankenhaus­
geselzes 2011 vom 21. Dezerr ber 2010 (GVSI. 1 S. 587}. geändert durch Gesetz vom 15. Sep­
tember 2011 {GVBI. 1 S. 425), sowie Betreiberinn en und Betreibe-r von Anlagen nach§ 47 her­
angezogen werden. 

§ 33 
Abwehrende Maßnahmen 

(1) Die Katastropllenschutzbehörden haben die für die Abwehr der Kmastroph:e notwendigen 
Maßnahmen zu treffen. 

(2) Die Einheiten und Einrichtungen des Katastrophenschutzes sowie deren Träger sind ver­
pflichtet, ohne Anordnung Hilfe zu leisten und a lle Vorbereitungen für ihren weiteren Eins.atz zu 
!reffen, wenn Anhaltspunkte die Annahme rechtfertigen, dass e·ne Katastrophe droht oder e in­
getreten ist. Die zuständige Katastrophenschutzbehörde · t unverzüglich zu unterrichten. 

§ 34 
Festste-llung des Katas.trophenfalles 

Oie untere Ka.tastropllenschutzbehörde stellt Eintritt und Ende des Kalastrop enfa les fest und 
macht dies unter Angabe des Umfangs des betroffenen Gebietes durch Rundfunk , Fernsehen , 
Tageszeitungen oder auf andere Weise bekannt Die übergeordneten oder nachgeord neten 
Kataslrophenschutzilehörden sowie, soweit erforderlich, auch d'ie benachbarten Kalastrophen­
schutzbehörden s· Z\.J unterrichten. 

§ 34a 
Warnung der Bevölkerung 

Oie nach§ 3 Abs. 1 Nr. 5 oder§ 4 Abs. 1 r. 6 Z\.Jständ· en Behörden sind zur Erfüllung ihrer 
Allfgabefl im Brandschutz, ·n der Allgemeinen Hilfe und im Katastrophenschutz befugt, zur 
Warnung der Personen, die ~eh zu diesem Zv.-eeke haben registrieren lassen, Mittetlungen an 
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Mobilfunkendg eräte zu ü:bem1itteln. Diese 'Nammitteilungen k.önnen auch Vem a ensemp eh­
lungen enthal e n. 

§ 35 
Besondere Zuständig kei<ten 

(1) Die obere Katastrophenschutzbehörde kann im Einzelfall die Zuständ· keit einer a eren 
unteren Katastrophenschutzbehörde übertragen, insbesondere wenn die Abwehrmaßnahmen 
wif1(samer von deren Geb"et aus zu leisten sind. 

(2) Die obere od.er die oberste Katasirophensclurtzbehörde kann im Einzelfal l die Zuständigkeit 
an sieh ziehen , insbeso ere 1/i'enn sich die Katastro ptle auf das Gebie mehreref" unterer Kata­
strophenschutzbehörden e-rstreckt. 

Dritter Titel 
Gesu dheitswesen 

§ 36 
Zusammenarbeit im Gesundheitswesen 

(1) Die Aufgabenträger nach§ 2 Abs. 1 aroeiten mit den in§ 27 Abs. 3 Satz 3 genannten Sani­
tätsorganisaoonen, Krankenhäusern nach§ 32 Satz 2, Apottieken urtd berufsständischen Ver­
tretungen der Angeh:örigen der Gesund eitsberuie aus ihrem Gebiet zusammen. § 19 Abs. 1 
Satz 2 bleibt unberührt 

(2) In die A lam1-pläne un.d Einsatzpläne sowie die Katastrophenschutzpläne sind die Angehöri­
gen der Gesundhei tsberufe sowie die Stellen und Einrichtungen des Gesundheitswesens, so­
weit erforderlich, elnzubeziehen. 

(3) Die Träger der Krankenhäuser nach Abs. 1 Satz 1. sind verpflichte , zur ri. itwirkung ·m Kata­
strophenschutz für ihre Krankenhäuser Krankenhauseinsatzpläne allfzustelJen und fortzu­
schreföen, die mit den Katastrophenscllutzplä:nen der Katastrophen.schutzbehörden in Einklang 
stehen, sowie Üb ungen durchz:ufüh:ren. Benachbarte Krankenhäuser nacll Satz 1 haben sich 
gegenseitig zu unterstützen und ihre Krankenhauseins.atzpläne aufeinander abzustimmen. 

(4) § 7 des Hessischen Rettungsdienstgesetzes vom 16. Dezember 201 0 (G"IEL 1 S. 646), ru­
tzt geändert durcll Gesetz vom 13. Dezember 2012 (GVBL S. 622), und § 21 des Zivtl schutz­

und Katastrophenhrlregesetzes IYleiben unberührt. 

§ 37 
Besondere Pflichten von Angehörigen der Gesundheüsberufe 

( 1) Ä.rzttnnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte, Tierärzünnen und Tierärzte, Apotheke­
rinnen und Apotheker sowie Angehörige sonstiger Gesundheitsberufe und das ärztiiche sowie 
tierärztliche Hilfspersonal sind im Rahmen des Katastrophenschutzes verpfliclltet, sich hierzu 
für die besonderen Anforderungen ortzubi lden und auf Anforderung der Katastrophensctu.rtz­
behörde an E"nsätzen, Übungen, Lehrgängen und sonstigen Ausl:Jildun-gsvera:nstaltungen teil­
zunehmen und den dort ergangenen 11/eisungen nachzukommen, falls sie ohne erheb liche ei­
gene Gefahr oder Ver1etzung anderer •Nichliger Pflichten in Anspruch genomn en werden kön­
nen. 
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(2) Die La:ndesärztekammer, die Landeszahnfüztekamn er, d ie La destierärztekammer und die 
Landesapothekerlcammer sowie die beruf"..sltindischen Vertretungen sorgen für die Fortbildung 
der ·m Abs. 1 genannten Personen und erteilen den Oienstste Jen die Auskünft.e, die diese zur 
Durchführung dieses Gesetzes benötigen. 

Vierter Titel 
Helferinnen uoo Helfer 

§ 38 
AtJ:geme tnes 

(1) Helferinnen und Hel er im Kafastrophenschutz stoo Personen , d·e freiwill ig und ehrenamtlich 
·n E- heiten und Einrichtungen des Katastropilensctlufzes mitwirf\en. Sie können sicil gegen­
über dem Träger der Einheit oder Einrichtung für eine bestimmte oder unbestimmte Zeil zum 
ff nst im Katastrophenschutz verpflichten, SO'l'refl ·h:re Mitwirlo; ungspflicht nicflt bereits auf 
Grund der ZlliJehörigkeit zum Träger besteht Be i Regfeeinheiten erfolgt die \/erp i~htung ge" 
gen:über der unteren Katastrophenschutzbehörde. Von der Verpflichtung ist die Arbei!gebertn 
oder der Arbeitgeber zu unterrictlten; sie oder er kann einen Nactlweis verlangen. 

(2) Der Dienst im Kalastrop henochl!tz umfasst insbesondere die Pflicht zur Tfülnahn'"ie an Ein­
sätzen b ei Katastroptlen soYiie an Ubungen, Leh rgängen und sonstigen Auooildungsver.anstal­
tl1ngen. 

§ 39 
Re-chtsve rh ältn:isse 

(1) Soweit durch Rechtsvorochrift nichts anderes bestimmt ist, besehen Rechte und Pflichten 
der Helferinnen und Helfer nur gegenüber dem Träger der Ern:neit oder Einri chtung , der sie an­
gehören. Bei Regieeinheiten mtt an die Stelle des Trägers die Geb·et.skör:perschafl der unteren 
Katastropilenschu!ztehör<fe. Die Rechtsverhältnisse richten sich nach der Satzung oder den 
sonstigen Vorsch:riflen des Trägers, ralls sie n:ich! gesetztich geregelt sind. Soweit solc:tle Vor­
schriften ehren, ge en d·e Regelungen iür d. ehren amttictien feuef\ll·eh.rangehörigen entspre·­
chend .. 

(2) § 11 Abs. 2 bis 8, 10 und 1. ·1 g ilt entsprechend. 

§40 
Haftung für Schäden 

(1) Für die Haftung der Helferinn:en und Helfer g i § 11 Abs. 12 entsprechend . 

(2) Hallende Körpersctlafl im Sinne des Art. 34 des Grundgesetzes ist bei Einsatzkräften in 
Einheiten und Einrichtungen des Katastrophenschutzes, deren Träger eine juristis.che Person 
des öffentlichen Rechts ist, diese j urisösche Person, bei anderen Einsatzkräften das Land , so­
weit nicht nach anderen Rechtsvorschriften der Bund oder eine andere Körperschall haftet. 

80 1 s e 1 t e 



- 25-

Vierter Abschnitt 
Technische Einsatzleitung: und Führungsorganisation 

§41 
Technische Einsatzleitung 

(1) Die technische Etnsatzleifung obliegt dff Ein&i!zleiter:in O<ter ·dem E-n~-3tzleiter der Feuer­
wehr des Schadensortes. Wird neben der freiwilligen Feuerwehr oder der Pflichtfeuerwettr eine 
Berufsfeuerwehr e·ngesetzt, so bilden die Einsatz .iterinnen und ie Einsatzleiter der e· esetz­
ten Feuerwehren eine gemeinsame techn· ctte Etnsatzle itung, die unter der Leitung er Ein­
salzleiterfn oder des Einsatzleiters des Sch::idensortes sieht Bei besonderen Schadenstagen 
kann diese oder dieser die Leitung der Einsa!z:leiterfn oder dem Einsatzleiter er Berufsfeuer­
wehr übertragen. Der Brandschutzaufs"chtsdiensf kann jederzeit sefbst die technisctte Einsatz­
eitung übernehmen. 

(2) Die techn· ctte E"nsatzleitung in Betneben mil einer Werlcfeuerwehr obliegt der Einsatzlelte­
rin oder dem Einsatz eitel" derWer1lfeuerv.>ehr. Wird ne.ben der Werkfeuerwehr eine öffentrche 
Feuerwehr eingesetzt, so bi en d"ese eine gemeinsame technische Einsatzleitung, deren Lei­
rung die Einsatzleiterin oder dff Einsatzleiter der 1Nerkfeuerwellr übernimmt. 

(3) In Betrieben, die dem Geltungsbereich des Bundes.berggese·tzes vom 13. August 19-00 
(BGBI. 1 S. 1310), zu etzt geändert durch Gesetz vom 7. August 2013 {BGBI. 1 S. 3154), unter­
Uegen und die riicht in den Anwendungsbereich des § 131 Abs. 1 Bundesberggesetz fallen, wir­
ken d"e Unternehmerin oder der Unternehmer oder die von ihr oder ihm bestellten PeF....on.en in 
der Einsatzteirung mit. Bei Bränden von Wiildem, Mooren und Heideland wirkt die zuständige 
Forstbeamtin oder der zuständige Forstbeamte in der teehnischen Ein:sa!zleitung mit 

(4) Der technischen Einsatzleitung sind n le tn ihrem Zuständ· keitsbere·ch eingesetzten Feu­
erwehren, Organisationen SO·wie so "Öge Hilfskräfte unterstellt. 

§42 
Befugnisse der technischen Einsatz:leitung 

(1 ) Die technische E"nsatzleitung is befugt„ den Einsatz der Feuerwehren sowie al er Hilfskräfte 
zu regeln, erforderfictie Ei llSatzm::ißnahmen zu treffen und zusätzliche Einsatzmittel und Ein­
satzkräfte bei der zuständigen Behörde anzufordern . 

(2) Die technische Einsatzleitung ist befugt, die notwendigen Sicherungsmaßnahmen zu treffen, 
um an der FllSatzste.lle ungehindert tätig se·n zu können, soweit nicht entsprechende Maß­
nahmen von den Polize· ienststelten oder anderen stellen getroffen we:rden. Wffden Sictte­
rungsmaßnahmen von den Po izeidienststeflen oder anderen zuständigen Stel n angeordnet 
oder aufgehoben, so hat dies im Einvernehmen mit dff teehnischen Einsatzlenung zu erfolgen. 

(3) Die techn·sche E·nsatzleitung kann zu ihrer Unterstül.71.lng und fachlichen Beratung geeigne~ 
te Personen hinzuziehen. 
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§43 
F ühmn gsorganisation 

{1) Die technische E. satzleitung führt gruf'ldsätzlich die Einheiten und Einrichtungen bei Ein­
sätzen im Bra f'ldschutz und in der Allgeme·nen Hilfe. Sie bedient sich hierbei der Zentralen Leit­
stel e. 

(2) Soweit der Einsatz dies erfordern sollte, kann die techn· ehe Einsatzleitung Führungsass· 
tentinnen und Führungsassistenten sowie Fachberaterinnen un.d Fachberater hinzuziehen. 

(3) Bei größeren Schadenslagen kann dre Gesam einsatzfeitung nach§ 20 Abs. 1 e·inen Füh­
rungsstab bi "n. Dieser bestimmt eine oder mehrere technische Einsatzleitungen. Die Leitung 
d. eses Führungsstabs obliegt im fall des § 20 Abs. 1 Nr. 1 der Leitung der jewei igen Gemein­
defeuerwehr, im Fan des§ 20 Abs. 1 Nr. 2 der Kretsbrandinspektorin oder dem Kreisbrandin­
spektor. Die Gesamte.insafzfeitung kann davon abv.-eichende· Regelurlgen treffen. Dem Füh­
rungsstab gehören a Fac.ttberaterirmen u:nd Fachberater sov.ie führungsassisten ·nnen und 
Führungsassistenten weiterhin Führungskräfte der Organisationen und Dienststellen an, deren 
Einheften und Einrichtungen im Brandschutz und in der A gemeinen Htlre mitwirken. 

{ 4) Zur Vorbereitung der Abwehr und zur Abwehr von Katastrophen wird ein Katastrophen­
schutzstab geb.ldet, er die Katastrophenschutzbehörde unterstützt Ihm gehören · ~besondere 
Vertrete.rin.nen und Vertreter der Feuet'V!i<ehr und der Organisationen an, deren Einheiten und 
8nrichtungen im KatastmpheMchutz mitwi'rken. Er bestimmt eine oder mehrere technische 
Einsatzleitungen. 

{5) Die Katastrophenschutzbehörde ordnet den Einsatz cler erfordertichen Einheiten und Ein­
richtungen an. Sie bed· nt sich hierbei der Zentralen Leitstelle als Informations- und Kommuni­
kationszentrale . 

(6) Die technische Einsatzleitung kann zu ·hrer Unterstützung fachlich geeignete Personen als 
Fachberaterinnen tmd Fachberater h inzuziehen. Geht die Katastrophe von einem Betrieb aus 
oder haben die Maßnahmen der Katastrop enabwehr erhebliche direkte Auswirkur1gen auf ei­
nen Betrieb, ist eine Vertreterin oder em Vertreter des Betriebes hinzuzuziehen. 

{7) für die Dauer der Abwehm1aßnahmen sind alle an der Katastrophenabwehr tJ.eteiligten Ein­
satzkräfte e· ehr ßlich der nach§ 28 mitwirkenden Einsatzkräfte der die Abwehrmaßnahmen 
eiten<fen Ka astrophenschutzbehörde unterstel lt 

f ünfter Abs,chnitt 
Pfhchten der Bevölkerung 

§44 
Gefahrenmeldung 

(1) Wer einen Brand oder ein anderes Schadensereignis oder Gefahreneretgnis bemerJ.;t, durch 
das Menschen, Tiere, erhebliche Sachwerte oder die natür1ichen Lebensgru lagen gefährde 
sind, ist verpf[ichtet, dies unverzüglich über den Notruf 11 2 zu rnelden. Wer um Übermittlung 
einer Gefahrenmeldung ersucht wird, ist im Rahmen der ihm gegebenen Möglichkeiten hierzu 
verpfüchtet. 

{2} Bei einem Brand oder einem sonstigen Schadensereignis oder Gefahren ereignis in e·nem 
Betrieb mit einer Werkfeuerwehr ist der Betrieb verpflichtet, dies unverzüglich der Zentralen 
Leitstelle zu melden, sofern die Gefahr riicht mit eigenen Mitteln oder Kräften be~itigt werden 
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oder sich durch das Schadensereig:nis Auswirllungen auf das Gebie der Gemeinde ergeben 
können. 

§45 
Vorsorgepflicht der Eigentümerinnen und Eigentümer sowie 

Besitzerinnen und Besitzer von Grun.dstückefl 

{1) Eigentümerinnen und Eigentümer, Besitzerinnen und Besitzer sowie sonsr e Nutzungsbe­
rechtigte baur che-r Anlagen, die besonders brand- oder explo~ · onsgefährdet sind, oder durch 
d·e im Falle eines Brandes, e·ner Explosion oder etnes sonstigen gefahrbringen en Ereignisses 
e·ne größere Anzahl von Menschen oder Tieren , die naru rUchen Lebensgrundlagen oder erheb­
iche Sachwerte gefährdet werden koo r1en, k.ö nen, soweit nicht eine gesetzr ehe Verpflichtung 

besteht, von der zustä ooigen Behörde nach § 16 Abs. 1, verp ichtel werden, auf eigene Kosten 
zum Zwecke der Ve·rtiütung oder Bekämpfung von Bränden, Explo<Sionen und sons!igen gerahr­
bri ngenden Ereignissen 

1. die erforderlichen Geräte u!ld Eiruichtungen bereitzustellen, zu unterhalten und für de­
ren ordnungsgemäße Bed.enung zu sorgen, 

2. für die Bereitstellung von ausreichenden Löschmittelvorräten und anderen notwendigen 
Materia ien zu sorgen, 

3. alle weiteren notwendigen organisatorischen Vorkehrungen zu treffen, insbesondere 
betriebfich:e Alarmpläne u Gefahrenabwehrpläne aufzustellen und fortzuschreiben , 
d'ie mit den Alarmplänen, den Einsatzplänen und den Katastrophenschutzplänen abge­
sfmmt sind , sowie Übungen durchzuführen, 

4. eine jederze.il. verffr9bare und gege.n Missbrauch geschützte Verbindung zu einer Zen­
tralen Leitstelle für den Brandschutz; die A[lgemeine H"lfe , den Katastrophenschutz und 
den Reltungsd· nst einzurichten und zu unterhalten. 

5. Brandmeldeanlagen an die öffentliche Emprangseinri chtung bei der Zentralen Leitstelle 
anzuschließen, 

6. entsprechend den örtlichen Erfordernissen er.n.e Gebäudefunkanlage einzurichten, zu 
untemal en und auf eineni, den Funkanlagen nach§ 5 Abs. 1 Nr. 7 entsprechenden 
Stand der Technik zu h.alten. 

(2) Die Herstel ung, Verarbe~ung und Lagerung von Sachen und Stoffen mit besonderer Brand­
gefahr, Explosionsgefahr oder sonstiger Gefa rund das Erfordernis, im Falle von Bränden be­
sondere Löschmittel einzusetzen, s·oo der Gemeinde unverzüglich anzuzeigen. Über die Be­
sonderheiten des Lagergutes oder Verarbeitungsgutes sind außerdem an den Zugängen zu den 
l aqerstä!ten oder l/erarbei!ungss.tätten entsprechende Hinweise anzubringen. 

(3) E. ~ntümerinnen und Eigentümer, Besitzerinnen uoo Besitzer sowie sonsr e Nutzungsbe­
rechtigte abgelegener baur eher Anlagen, die nicht über eine ausreichende Löschwasserve rsor­
gung verfügen, können von der Gemeinde verpflichtet werden, ausreichende Löschmittel be­
reitzustel en. 
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§46 
Duldungspflichten der Eigentümerinnen und Eigentümer sowie 

Bes itzel"inoen und Besitzer von Grundstücken 

(1) E. entümerinnen und Eigentümer, Besitzerinnen und Besitzer sowie sonstige Nutzungsbe­
rechtigte von Grundstücken, bautictlen Anlagen, Schiffen oder Luftfahrzeugen s·od verpflichtet, 
·m Gefahrenfal e den Einsatzkräften der Feuerwehr und des Katastrophenschutzes den Zutritt 
zu ihren Grundstücken, Gebäuden, Anlagen, Einrichtungen uoo Lagerstätten, Schiffen oder 
Luftfahrzeugen zu gestatten. Sie haben Wasservorräte und Löschn ittelvorräte, d"e sich in ·11rem 
Besitz befinden oder auf ihrem Grundstück gewonnen werden können, für den Eins.atz zur Ver­
fügung zu stellen. Sie tlaben die von der Gesamle"nsatzleitung oder der echnischen Einsatz i­
tung angeordneten Maßnahmen zu dulden, insbesondere die R.ä mung des Grundstückes oder 
die Beseit igung von Gebäuden, Gebäude!eflen, Anlage , Einfriedungen und Pflanzen. 

{2) Die Verpflichtungen nach Abs. 1 obriegen auch en Eigentümertnnen und Eigentümern, Be­
sitzerinnen uod Besitzern so ·e sonstig.en Nutzungsberechligten der ·n der Nähe der Eins.atz­
stel e gelegenen Grundstücke und Gebäude. 

(3) Maßnahmen nach Abs. 1 und 2 dürfen nicht zu Schäden führen, die erkennbar außer Ver­
hältnis zu dem beabsichtigt.en Ertotg stehen. 

{4) Eigentümerinnen und Eigentümer, Besitzerinnen und Besitzer sowie sonstige Nutzungsbe­
rechtigte von Grun dstücken, bau ic:hen Anlagen , Schiffen oder Luftfahrzeugen sind verpflichtet, 
das Anbringen von Alarm- u00 Wameinrichtung:en sov.ie Hi:nweisschilc!em für Zwecke des 
Brandschutzes, der Allgemeinen Hilfe und des Katastrophenschutzes entschädlgungslos zu 
du.Iden. 

§47 
Pflichten einer Betreiberin oder eines Betreibers einer Anlage 

mit besonderem Gefahren potenzial 

(1) Die Betreiberin oder der Betreiber e·ner kemtechnischen Anlage oder etner anderen Anlage, 
bei der nicht auszuscllließen ist, dass etn Fre· 1rerden des in ihr vorhandenen Gefahrenpotenzia­
les eine Katastrophe verursachen kann (Anlage mit beoo erem Gefahrenpotenzi ). ist ver­
pflichtet, alif ihre oder auf seine Kostend·- Katastrophenschutzbehörde bei der Durchfüllru ng 
lh:re.r Maßmlln en für die Vorbereitung der Abwehr und bei der Abweh.r von Kataci:rophen zu 
unterstützen. Sie oder er hat ·nsbesondere 

1. gegen Ausfall uod Missbrauch geschützte Verbindungen herzuste len uacl zu unterhal­
ten, die die Kommunikation zwischen ihren oder seinen Einrtchtung.en und der Kata­
strophenschutzbehörde sicherstellen, 

2_ auf .Anforderung an Übungen und 0011Stiqen Ausbt1dungsvera ns!altungen der Katastro­
pllens chutzbehörde teilzunehmen. 

(2) Die Katastrophenschutzbellör<!e kann die Betreiberin oder den Betreiber bei VOff gen der 
Voraussetzungen nach Abs. 1 Satz 1 11erpflich en , Sirenen zur Warnung und Unterrichtung der 
Bevö kerung innerha b und außerha b des Betriebsgeländes aufZtJbauen, zu unterhalten und bei 
Bedarf zu betreiben. D"e Aufsichtsbehörde kann andere geeignete Geräte zulassen. 
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§46 
Externe Notfallpläne für schwere Unfälle mit gefährlichen Stoffen 

{1} Für Betriebsbereiche im Sinne der Sförfa !-Verordnung ·n der Fassung vom 8. Juni 2005 
{BGBI. 1 S. 1599), zuletzt geändert durch Verordnung vom 14. August 2013 (BGBI. 1 S. 3230). 
für dfe ein Sicherheitsbericht ·m Sinne der Rich!linie 2012/18/EU des Europäischen P:irtaments 
und des Rates vom 4. Juli 2012 zur Beherrschung der Gefahren schwerer Unfälle mit ge ährli­
chen Stoffen, zur Änderung und anschließenden Aufhebung der Richtr ·e 96/82/EG des Rates 
(ABL EU Nr. l 197, S. 1 ), zu erstel len ist, hat die untere i<atastrophensctu.rtzbehörde einen ex­
emen Notfal plan zu erstellen, um 

1. Schadensfälle einzudämmen und unter Kontrol[e zu bringen, sodass d'e Folgen mög­
lichst gering gehalten und Schäden für Menschen, Tiere, natürliche Lebensgrund agen 
und Sachen beg.renzt werden können, 

2. Maßnahmen zum Schutz von Menschen, Tieren, natürlichen Lebensgru lagen und 
Sachen vor den Folgen schwerer Unfäae e·nzuleiten, 

3. notwendige lnformaöonen an die Öffent!ichkei.t sowie betroffene Behörden oder O"enst­
ste len ·n den1 betreffe den Geb"..-t weile1ZUgeben , 

4. Aufräumarbeiten und Maßnahmen zur Wiederherstel ung der natürfichen Lebensgrund­
lagen nach einem schweren Unfalleinzuleiten. 

(2) Externe Notfallpläne müssen Angaben enthalten über 

1. Namen und Stellung der Personen, die zu:r Ein eitimg von Sofortmaßnahmen sowie zur 
Durchführung und Koordinierung von Maßnahmen außerhalb des Betriebsgeländes er­
mächtigt sind , 

2. Vorkehrungen zur Entgegennahme von Frühwarnungen sowie zur Alarmauslösung und 
zur Benachrichtigung der E"llSa!zkräfte, 

3. Vorkehrungen zur Koord"nierung der zur Umsetzung des externen Notfallplans 11ofwen-
digen Einsatzmittel , 

4. Vorkehrungen zur Unterstützung von Abhilfemaßnahmen auf dem Betriebsgelände, 

5. Vorkehrungen für Abhi'lfemaßnahmen außerhalb des Betriebsgelärtdes, 

6. Vorkehrungen zur Unterrichtung der Öffentl.ichkeit über c!en Unfa 1 so•1tie über das rich­
tige Verhalten , 

7. Vorkehrungen zur Unterrichtung der Einsatzkräfte ausföndiscfler Staaten bei e·nem 
schweren Unfall mit möglichen grenzüberschreitenden Fo en. 

(3) Die Betreiberin oder der Betreiber e·nes Betriebsbereichs hal der unteren Katastrophen­
schutzbehörde ie für die Erstellung externer Notfallpläne erforderlichen lnfom-ialiooon vor 
der erstmaligen Inbetriebnahme zu übern1i!fetn. 

(4} Die Entwürfe der externen Notfaltpläne s· zur Anhörung der Öffentlichkeit für die Dau-
er e·nes Monats öffent .ich auszulegen. Die geheimhaltun gsbed'ürftigen eile der externen 
Notfallpläne, insbesondere dem Datenschutz untertiege·nde personenbezogene Angaben . 
verdeckte Telefonnummern oder ·nteme Anweisungen, sind hiervon ausgenon n en. Ort und 
Dauer der Auslegung sind vorher äffen ich bekanntzurnachen mit dem Hinweis, dass Be­
denken und Anregungen während der Auslegungsfrist vorgebracht werden können. Die 
fristgen1äß vorgebrachten Bedenken und Anregungen sind zu prüfen; das Ergebnis ist mit­
zutei en. Haben mehr als 50 Personen Bedenken und Anregungen mit tm wesenllichen glei­
chem Inhalt vorgebracht, kann die Mfttei ung des Ergebnisses der Prüfung dadurch ersetzt 
werden, dass diesen Personen die Einsicht in das Ergebnis ermöglich .„.,-rd . Die Stelle, bei 
der d:is Ergebnis der Prüfung während der D"e ststunden eingesehen werden kann , ist öf­
fentlich bekanntzumachen. Wird der Entwurf des externen Notfallplans nach der Auslegung 
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geändert oder ergänzt, ist er erneut auszuleg en. Be i der erneuten Auslegung kann bestfmmt 
werden, dass Bedenken oder Anregungen m1r zu den geänderten oder ergänzten Teilen 
vorgebracht werden können. Werden durch die Änderung oder Ergäf\Z\Jng des Entwurfs die 
Grundzüge der Pla ung nicht berüh.rt oder sind Änderungen oder Elyänzungen - Umfang 
geringfügig oder von geringer Bedeutung, kann von einer erneuten öffenttichen Auslegung 
abgesehen v.-erden. 

{5) Die untere Katastrophenschutzbehörde ha: die von ih r erste! en externen Noffa!lp ·· ne in 
angemessenen Abständen von höchstens drei Jahren unter Beteiligung der Betreiberin oder 
des Betreibers und unter Berücksichtigung des internen Notfallplans zu überprüfen, zu er­
proben und erforder1ichenrans zu über.arbeiten und aur den neuesten Stand zu oongen. Bei 
d"eser Überprüfung sind Veränderungen in den Betrieben und den Notdiensten, neue tech­
n-~che Erkenntnisse und Erkenntnisse darüber, wie bei schweren Unfällen z.u handeln ist, 
zu berücksichtigen. Werden externe Notfa plii ne na&h der Überprüf lillg geändert o<ler aktu­
a isiert, sind sie erneut nach Abs. 4 auszulegen. 

(6) Die untere· Kalastrophenschutzbehörde kann im Benehmen mit der für d'ie Durchführung 
der Störfall-Verordnung zuständigen Behörde aufgrund der lnformaüonen ·n dem Sicher­
heitsbericht entscheiden, dass sich die Erstellung eines externen Notfa lplans erüoogt Die 
Entscheidu g ist zu begründen. 

§ 48a 
Externe Notfallpläne für Abfallentsorgungseinrichtungen 

Für die unter Art. 6 der RichUinie 2006121/EG des Europäischen Par1aments und des Rates vom 
15. fl.tärz 2006 ü:ber d ie Be.ivirtschaftung von Abfällen aus der nfner.algewi nenden Industrie 
und zur Änderung der Richfünie 2004135/EG (ABL EU Nr. l 102 S. 15) fallenden Abfallentsor­
gungseinric•htungen der Kategorie A gilt§ 48 Abs. 1 bis 5 entsprechend. 

§49 
Hi'lfele·istungspfüchten 

(1) Die Gesamteinsatzleitung oder die technische Einsatzlertung ist nach p ichtgemäßem Er­
messen berechtigt., über 18 Jahre alte Personen zu Hilfeleistungen heranzuziehen, um \'On der 
Allgemeinhei oder dem E"nze nen etne unmitteföar bevorstehende Gefahr abzuwehren oder 
erhebliche Schäden z.u beseitigen , falls die heranzuzieltenden Personen otme erheb iche eige­
ne Gefall r oder Ver1etzung anderer v.iclttiger Pflichten in Anspruc-h genommen werden kö noon. 
Die zur Hilfeleistung herangezogenen Persooon haben den Anordnungen nachzukommen. 

{2} Auf Anforderung der Gesam einsatzteitung oder der technischen Einsatzleitung sind drif\­
gend benötigte Hilfsn ittel, insbesondere Fahrzeuge, Geräte, Ma.sctlinen , bauliche Anlagen, 
Einrichtungen oder n ere, die zur Abv.ehr einer unmittelbar be••orstehenden Gefahr oder zur 
Beseitigung einer öffentlichen Notlage geeignet und erforder1ich sind , von jeder Per-...on zur Ver­
fügung zu ste len. 

§ 50 
Entschädigung 

(1) Wer nach § 46 oder§ 49 in Anspruch genommen wird, kann von dem Aufgabenträger, in 
desi:;.en Gebiet die Einsatzstelle liegt, EF...atz des iilm hierdurch entstandenen Schadens ver1an­
gen, jedoch nur ·n.soweit, als er nicht auf andere 'Neise Ersatz zu ertangen vermag_ Der ent-
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gangene Gewinn wird nicht ersetzt Satz 1 und 2 ge en entspreclleoo, wenn e· Dritter nach 
§ 49 in Anspruch genommen w ird, atme verantwortlic,he Per-,,on im Sinne des§ 6 oder des§ 7 
des Hess·schen Gesetzes llber die öffentliche Sicherhei und Ot-dnung in der Fassung vom 
14, Januar 2005 (GVBL 1 S, 14), zu etzt geändert durch Gesetz vom 27. Juni 2013 (GIJBL 
S, 444 ), zu setn, 

{2) E·n Ersatzanspruch besteht nicllt, soweit die Maßr1ahmen zum Schutz der Gesun lleit oder 
des Eigentums der geschädigten Person , er zu il rem Haushalt gehörenden Per-,,,onen oder 
ihrer Betriebsangehörigen getro en worden sind, 

{3) Der zur Entscllädigung verp icntete Aufgabenträger kann für Entschädigungen, die er nach 
Abs. 1 leistet, von der Person Ersatz ~'erlangen, die sclluldhaft das den Einsatz erfordernde 
Ereignis verursacht llat oder für den dadurch entstandenen Schaden nach ei er besooderen 
gesetzlichen Bestimmung auch ohne Verschu lden haftel 

{4) Die Abs, 1 bis 3 gelten entsprechend, wenn jemand, ohne nach§ 46 oder§ 49 in Anspruch 
genommen worden zu sein , Leistungen erbringt, die zur Gefa renbekämpfung vom Aufgaben­
träger als notwendig a er1lann werden, 

Sechster Abschnitt 

Erster Titel 
Ergänzende Bestimmungen 

§ 51 
Pflichten der am Einsatzort Anwesenden 

A'lle am E·nsatzort anwesenden Personen haben in Fällen des Brandschutzes, der Allgemeinen 
Hilfe u des Katastropllenschutzes Anordnungen der Einsatzlei ung ·m Sinne dieses Gesetzes 
{§§ 20, 41, 42) oder der von ihr beauftragten Person über die Räumung, Absperrung oder Si­
cherung des Etnsalzortes unverzüglich zu befolgen, 

§ 52 
Ausschluss der Heranziehung fiir militärische und polizeiliche Aufgaben 

Feuerwehren sowie Einheiten und Einrichtungen des Katastrophenschutzes dürfen militärischen 
Dienststelen oder Polize· ienststellen nicht zugetei:tt oder unterste II werden. Oie Heranziehung 
zur Bekämpfung von politischen Unruhen und Arbeitskämpren , zur Bekämpfung \'On Straftaten 
oder zu sonstigen Auf.gaben , <iie vori den Polizeibehörden oder den Gefuhrenabwe rbehörc!en 
zu erfülten sind , ist nicht zulässig. Die Amtshilfe nach Maßgabe anderer Rechtsvorschriften 
bleibt unberührt, 

§ 53 
Landesfeuerwehrs chule 

(1) Die L esfeuerweh rschule ist zentrale Aus- und Fortb11dungsstätte für den Brandschutz 
und die Allgeme·ne Hilfe_ Sie führt auch Ausbildungs- und Fortbildungsmaßnahmen ·m Kata­
strophenschutz durcll , Ihr können we'itere Aufgaben übertragen werden, 
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{2} Die Leiterin oder der Leiter der Landesfeuerwehrschule !ltell ie l eilrgangspläne auf_ Sie 
be<lürfe.n der Zustinm1ung des für den Brandschutz, dlie Allgemetne Hi e und den Katlstro­
pllenschutz zuständig.en Ministeriums. 

§ 54 
Le itstellen 

(1) Die 'l.'ahmehmung der Aufgaben 'er Zentralen Leitstelle (§ 4 Abs. 1 Nr. 6) bes - mt sich 
nach§ 6 des Hessischen Rettu~dienstqesetzes und den ilierzu ergangenen Rechfsverord­
nu~en. Bei Einsätzen der Feuerwehr oder des Katastrophenschutzes hat die Zentrale l eibtel­
le eine unterstützende Funktion für die techn ische Einsatzleilung nach § 43 Abs. 1 Satz 2 und 
die Katastrophenschutzbehörde nach§ 43 Al>s. 5 Satz 2. Sie ist an die Entscheidungen der 
technisctten Einsatz il.ung oder er Katastrophenschutzbehörde gebunden. 

(2) Die Zentrale Leitstele n·mmt für den Katastrophenschutz die Aufgaben der Informations­
und Kommurrikat ionszentrale wahr.§ 60 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit§ 2 Abs. 1 bleibt unbe­
rührt. 

§ 55 
Datenschutz 

(1) Für die Verarbeitung personenbezogener Daten gelten die Bestimmungen des Hessischen 
Datenscttutzgesetzes in der Fassung \/Om 7. Januar 1999 (Gl/81. 1 S. 98), geändert durch Ge­
setz vom 2o_ r.. ai 2011' (GVBI. 1 S. 20S), nach Maßgabe der folgenden Vorschriften. 

(2) Die· Feuerwehren , die Katastrophenschutzbehörden und die Aufsichtsbehörden sowie die 
l andesfeuerwehrschu le dürfen für Einsätze sowie für die Ausbi ldung und forfui Lmg notwe ndi­
ge personenbezogene Daten \IOn Feuerwehrangehörigen und Hefferinnen sow ie Helfern - l 

Katastropheoochutz im e ·orderlichen Umfang verarbei ten . Hierzu zählen n.ur folgende Daten: 

1. Name, 

2. Vornamen, 

3. Geburtsdatum, 

4. Anschrift, 

5. Beruf, 

6. Angaben über d ie körperliche Taugficllkeit und Eigenschaften, 

7. Datum des Eintritts in die Feuerwehr oder der Verpflichtun.g in der Einheit oder Einrich-
tu des Katastrophenschutzes, 

B. Name der Feuerwehr oder Bezeichnung der Einheit oder EinricMung des Katastro­
phenschutzes, 

9. Dienstgrad, Beförderungen, 

'10. Funktion in der Feuerwehr oder in der Einheit oder E1nrichlung des Katasiropllenschut­
zes, 

11. Ausbildungslehrgänge umi Fortbildu.ngslehrqänge einschtießlich der Be urtei ungser-
gebnisse, 

·12. besondere Kenntnisse und Fähigkeiten, 

13. Teleronnummem und Telefaxnummern sowie Angaben über die Erreichbarteit , 

·14_ Bes'l:häftigungsstel le und Bankverb- ungen. 
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(3) Bei der Erfül ung von Entscttädigungs311sprüchen und Erstatfungsanspriichen nach§ 11 und 
§ 50 dürfen die zur Erstattung Verpflichteten personenbezogene Daten ·m dafür erforder1ichen 
Umfang verarbeiten. Hierzu z.ählen nur folgende Daten: 

1. Die in Abs. 1 Nr. 1 bis 5 genannten Daten . 

2. Name und Anschri · der Arbe"tgebefin oder des Artleitgebers, 

3. Hölle und Art der A sprüctte sowi e Bankve.rbindungen. 

(4) Die Feuerwehren, d ie Katastrophenschutzbetlörden sowie die Aufsichtsbehörden können 
die für die Erste Jung von Katastrophenschutzplänen notwendigen personenbezogenen Date 
von Angehörigen von Betrieben oder Einrichtungen mit erhöhter Brand- oder Ex.plosionsgefahr 
oder anderen besonderen Gefahren im erforderfche mfang verarbeiten. 
Hierzu zäh:len nur folge e Daten : 

1. Name, 

2. Vornamen, 

3. Anschrift, 

4. Beruf und Funktion im Betrieb, 

5. Telefonnummern und Telefax.nummern sowie Angaben über die Erreicltbarkect. 

{5) für die Erstei ng e·ner .landeswei en Statis ·k für den Bmndschu1z oder den Katastrophen­
schutz dürfen die Feuerwehren und die Katastrophensc.hutzilehörden sowie die zusländigen 
Aufs.chtsbehörden nu:r folgende Daten im erfordertichen Umfang verarbeiten: 

1. Anzattl der geschäd igten oder betroffenen Personen , 

2. Ort des Ereignisses, 

3. Datum und Uhrzeit des Ereignisses, 

4. Art des Ereignisses. 

§ 56 
Landesbeirat für Brandschutz. Allgemeine Hilfe und Katastrophenschutz 

Das für den Brandschutz, die Allgemeine Hilfe und den Katastrophenschutz zuständige Ministe­
rium bestellt zu seiner Beratung einen Landesbeirat für Bra schutz, Allgemeine Hilfe und Ka­
tastrophenschutz, der ·n grundsätzlichen Angelegenhe.iten des Brandschutzes, der Allgemeinen 
Hilfe uoo des Katastroph:enschutzes zu hören · t Dem Lande~;beirat geh:ören insbesondere 
Vertrete•rtnnen und Vertreter der l';ommunalen Spitzenverbände, der Interessenvertretungen, 
des Landesfeue.r.vehrverba es Hessen und der Landesverbände der Organisationen, die it 
"hren Einheiten und Einrichtungen im Katastrophenschutz mitwi~en, an. 

§ 57 
Übungen 

Übungen und Ausbildu sveranstaltungen für d.en Brandschutz, die A !gemeine Hilfe und den 
Katastrophenschutz sind mit Rücksicht auf bestehende Arbei t!r und Dienstverhältnisse der e~ 
renamtlichen Feuerwehrangehörigen oowie der elferinnen und Helfer ·m Katastrophenschutz 
möglichst in die arbeitsfreie Zeit zu legen. Soweit es zur Erreic.hun.g des Übungszieles erforder­
·ch ist, können Übungen auch an ge<>..etzfichen Feiertagen stattfinden. 
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zweiter Titel 
Aufs.icnt 

§ 58 
Aufs icht·sbefugnis.se im Brandschutz und in der Allgemeinen Hilfe 

{1) Der KreisausschLJSs zieht bei Ausübung seiner Aufsichtsfunktion in brandschutztechnischen 
Angelegenheiten die Kreisbrandinspektorin oder den Kreis.brandinspektor heran. 

{2) fü:r die Aufsicht über die Gemeinden und Landkreise ·n Angelegenheiten des Bralldschutzes 
und der Alf9 emeinen HUe gelten die Besfmmungen des Siebenten Teils der Hesstschen Ge­
meindeordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. März 2005 {GVBI. 1S.142), zu­
letzt geändert durch Gesetz vom 27. Mai 201.3 (GVBI. S. 218), in der jeweils geltellden Fas­
sung, und des § 54 der Hessischen Landkreisordnung in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 7. März 2005 {GVBI. 1S.183). zuletzt geändert durdl Gesetz vom 16. Dezember 2011 
(GVBI. 1 S. 786), in der jeweils ge enden Fassung, entsprechend. 

(3) Die Aufsichtsbe örden sind berechtigt, jederzeit Leistungss and und Einsatzbereitschaft der 
öffentlichen FeuerNehren zu ilbeTPfÜfen. 

§ 59 
Aufsichtsbefugnisse im Katastrophenschutz 

(1 ) Die untere Katastrophenschulzbehörde beaufsichtigt die im Katastrophen.schutz mitwirken­
den privaten E·nneiten und Einrichtungen und überwacht dabei insbesondere deren Aufstellung, 
Ausbildung und Ausstattung . Bei der Aufsicht sind die räger der privaten Einheiten und Ein­
richtungen zt1 beteiligen. 

{2) Bei Übungen, Lehrgä:ngen und sonstigen Ausbi ungsveranstaltungen, d·e eine Katastro­
phenschutzbehörde angeordnet oder genehmigt hat, unterstehen die beim Katastrophenschutz 
mitwirl<erKlen Einheiten und Einrichtungen den Weisungen der anordneooen Katastropfler\­
schutzbehörde. Hinsichtlich der Wartung und Pflege ihrer mit öffentlichen M'ittetn el"'loQrbenen 
oder unterhaltenen Ausstattu119 unters ehen die beim Katastrophenschutz mit....trkenden priva­
ten Einheiten und E·nrichtungen den Weisungen der unteren Katastrophenschutzbehörde. 

(3) Die Aufsichtsbehörden sind berechtigt, jederzeit Leistungsstand und Einsatzbereitschaft der 
Einheiten und Einrichtungen des Katastrophenschutzes zu überprüfen . 

(4) Die Aufsichtsbehörd.en können den unteren Katastrophenschutzbehörden Weisungen im 
Einzelfall erteilen. Im Übrigen gelten für die Aufsicht. lm Katastrophenschutz die Bestimmungen 
der Hessischen Geme·ndeordnung. 
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Dritter Titel 
Kosten 

§ 60 
Kostenpflicht 

(1) Soweitgese1zlich nichts anderes bestin mt ist, tragen die Gebietskörperschaften und d·e 
privaten Organisationen die Pef"A alkosten und Sachkosten für die ihnen nach diesem Gesetz 
obliegenden .l\iufgaben. 03s Land beteiligt s·ch nach Maßgabe der Haushaltsansätze ·n ange­
messenem Umfang durch Zuwendungen aus al gemeinen Haushaltsmitteln und aus dem Auf­
kommen der Feuerschutzsteuer. 

(2) Die den Gemeinden und Landkreisen durch ies-es Gesetz entslehenden Kosten ·m Bereich 
des Brandscnutzes und der Allgen eirren Hilfe werden mit dem Finanzausgleich abgegolten. 
Entsprechendes g ilt für die Landkreise und kre."freien Städte im Bereicfl des Katastrophen­
schutzes. 

(3) Kosten der Landesfeuerwehrschu"' sind auch die Reisekosten, Tagegelder und der Ersatz 
des Verdienstausfalls der Lehrgangsteilnehmerinnen und Lehrgangstei ehmer. Außerdem tragt 
das Land einen Teil d.er Kosten für die Te· nahme an den von dem für Brandschutz, gemeine 
Hilfe und Katastrophenschutz zuständigen M"nisterium anerilannten Lehrgängen und sonstigen 
Ausb 'ldungsvera nstaltungen. 

(4) Die d rch den Einsatz von Kräften des Bundes oder anderer Länder sowie der verbündeten 
Streitkräfte ents eh.enden Kosten trägt die Gebietskörperschaft, deren K.atastrophensctiutzbe­
hörde den Einsatz geleitet hat Das Land trägt d·e Kosten rür die Einsätze in anderen Ländern , 
sofern nicht von anderen Stelen die Einsatzko sten übernommen werden. 

(5) w ·rd die Zuständigkeit einer andere unteren Ka astrophensc·h.utzbehörde übertragen, so 
kann sie von der Gebietskörperschaft der örtlich zuständigen Katastrophensch.utzbehörc!:e Er­
satz der durch die Übertragu119 ihrer Gebietskörperschaft verursachten Aufwendungen verlan­
gen. 

§ 61 
Kostenersatz der Feuerwehren 

( 1) Der Einsatz der öffentlichen Feuerwehren ist bei Bränden und im Falle e ·ner Katastrophe 
infolge von Naturereignissen für den Geschädigten gebührenfrei. Dies gill nicht in den Fäflen 
des Abs. 2. 

(2) Oie Geme·nde ist berechtigt, Ersatz der der Feuerwehr bei der ErfüUung ihrer Aufgaben ent­
standenen Kosten zu verlangen 

1. von der Brandstifterin oder dem Brandstifter, die oder der nicht selbst Gescflä<figte oder 
Geschädigter ist, 

2. von der Geschäd- en oder dem Gesctiädigten, wenn sie oder er den Einsatz der Feu­
erwehr vorsätzlich oder grob fa h.rtässig verursacht hat, 

3. von der Fahrzeughaltertn oder dem Fahrzeughalter o<!er er Fahrzeugführerin oder 
dem Fahrzeugfüllrer, wenn der Brand beim Betrieb von Kraft-, Scllienen-, Luft- oder 
Wasserfahizeugen entstanden ist; § 7 Abs. 2 Satz 2 des Hessisch.en Gesetzes über die 
öffentlicfle Sicherheit und Ordnung gilt entsprechend, 
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4. von der Betreiberin oder dem Betretber, wenn der Ein53tz der Feuerwehr bei einer An­
lage mit besonderem Gefahrenpo enzial e orderlich geworden ist, 

5. von der Betreiberin oder dem Betrei'ber \'on Gewerbe- oder lndustriebe ·eben für auf­
gev.·endete Sonderlöscfm - el bei Bränden ·n den Gewerbe- und lndustriebe · ·eben, 

6. von der Person, die v.ider besseres Wissen oder - grob fahrlässiger U11ken11tnis der 
Tatsacilen die Feuerwehr alarmiert, 

7. von der Eigentümerin oder dem Eigentümer oder der Besitzerin od.er dem Besitzer e iner 
Braoome eanlage, wenn diese An ge einen Fehl arm auslöst, 

8. von der Person, die den Einsatz der Feuerwehr durch nicht angezeigtes , abe.r nach§ 3 
Abs. 5 Satz 1 der Verordnung über die Beseifigtng von pflanzrchen Abfäl len außerhalb 
von Abfallbeseitigungsa11lagen vom 17. März 1975 (GVBI. 1 S. 48) anzeigepflichtiges 
Verbrennen von Abfü llen verursacht ha . 

(3) Für alle übrigen Leistungen, - slJ.esondere in Fällen der ABgemeinen Helfe, s·nd die Kosten 
nach allgemeinen g;esetzrchen Bestimmu en oder nach örtlichen Gebüh.reoordnung;en zu er­
statten. Koste pflichtig ist 

1. ie Person, deren Verhallen die Leistung erforderlich gemacht hat;§ 6 Abs. 2 und 3 des 
Hessischen Gesetzes über die ölfen ·ehe Sicherheit und Ordnung gilt entsprecilend, 

2 die Person , die die tatsäch ·eile Gewalt über eine Sache o er ein Tier ausübt, deren 
oder dessen Zustand die Leistung erforderlich gemacht hat, oder die Eigentümerin oder 
der Eigentümer einer solchen Sache oder eines solchen Tieres;§ 7 Abs. 2 Satz 2 des 
Hessischen Gesetzes über die ölfen iclle Sicherheit und Ordnung gelt entsprech.end, 

3. die Person , auf deren Verlangen oder ·n deren Interesse die Leistung erbracht wurde. 

(4) Besteht neben der P icht der öffent ich.en Feuerwehr zur Schadensbek.ämpfung in den Fäl­
e.n der Aflgeme.inen Hilfe die Pflicht einer anderen Behörde zur Schadensverhütung und Scha­
densbekämpfung, so sind der Gemeinde die Kosten für den Feuerwellreinsatz vom Rechtsträ­
ger der anderen Behörde nach aagem einen Rechtsvorschriften oder nach örtlichen Gebühren­
ordnungen zu erstatten . 

{5) Die Gemeinden können Pauscha sätze für den Ersatz der d.er Feuerwehr bei der Erfüllung 
-hrer Aufgaberi nach Abs. 2 bis 4 entstandenen Kosten etnschließlich der En gelterstattungen 
nach § ·11 Abs. 8 Satz 1 und 5 und der Aufwendungen für ehrenamtliche Tätigkeiten durch örtli­
che Gebührenordnungen festtegen. § 10 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 Satz 2 und 3 des Gesetzes 
über kommunale Abgaben ·n der Fassung vom 24. März 2013 (GVBI. S. 134) gilt entsprech.end 
mit der Maßgabe, dass bei der Erfüliung von Pflichtaufgaben nach § 6 Abs. 1 und 2 eine Eigen­
beteil'igung der Gemeinden an den Vorhaltekosten vorzusehen ist, die die Vorteile für die All­
gemeinhei! angemessen berucksichtigt. Für besondere Härtefälle können Ausn allmeregetungen 
in den Gebührenordnungen vorgesehen werden. 

(6) Für die Rettung von Mensc en aus akuter Lebensgefahr dürfen weder Gebühren no~h der 
Ersatz von Auslagen gefordert werden. 
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§ 62 
Kostenersatz l>ei einer Katastrophe 

(1) Die Betreiberin oder der Betreiber e· er An age mit besonderen Gefahrenpotenzial und die 
Halterin oder der alter eines Fahrzeuges m· Gefah.rgut haben der Kata5trophen5chutzbehörde 
die Kosten zu ersetzen , die sie aufgewendet ha für 

1. die Bel<ämpfung etn:er aus betriebliche oder umgebungsbedingten Gefahrenquel!en 
drohenden oder eingetretenen Freisetzung des in e.r Anlage oder im Fahrzeug vo r­
handenen Gefahrenpotenziales oder 

2. die unaufschiebbare Beseitigung der durch eine solche Freisetzung verursach e 
Schäden_ 

(2) Ansprüche gegen andere· Verantwortliche und anderweitige EF.,atzansprüche bleiben unbe­
rührt 

§ 63 
Feuerschutzsteuer 

Das Auflcommen aus der feue-rschutzsteuer nach dem Feuerschutzsteuergesetz in der Fas­
sung l/Om 10. Januar 1996 (BGBL 1 S. 1'9), zuletzt geändert durch Ge"..,etz vom 26. Juni 2013 
(BGBI. 1 S. 1809)', ist rur Zwecke des 8 randsc·h:utzes und der Alfgemeinen Hilfe zu verwenden. 
Bis zu zehn vom Hundert des Aufkommens können für Aufgaben des Katastrophenschutzes 
verwe et werden_ Über d-e Mittel verfügt das für den Brnndschlltz, die Allgemeine Hilfe und 
den Katastrophenschutz Zl.lständige Ministerium. 

Siebter Abschnitt 
S chl ussvorsch ritten 

§ 64 
Einschränkung von Grundrechten 

Nach Maßgabe ieses Gesetzes können ei11geschränkt werden d ie Grundrechte 

1. der körperlichen Unversehrtheit der Person (Art. 2 Abs_ 2 Satz 1 des Grundgesetzes, 
Art. 3 der Verfassung des Laooes Hessen) , 

2. der Freiheit der Person (Art. 2 Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes, Art. 5 der Verfassung 
des Laooes Hessen}, 

3. der Freizügigkeit (Art. 11 Abs_ 1 des Gruoogesetzes, Art. 6 der Verfassung des Landes 
Hessen), 

4. der Unverletzlichkeit der Woflnung (Art. 1,3 Abs. 1 des Grundgesetzes, Art. B der Ver­
fassung des Landes Hessen) und 

5. der Gewährleistung des Eigentums (Art. 14 Abs. 1 des Gruoogesetzes., Art. 45 Abs. 1 
der Verfassung des Landes Hessen)_ 
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§ 65 
Bußgel:d vor schritten 

{ ) Ordnungswidrig handett, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. der vo lziehbaren Anordnung der Gemeinde nach § 1 O Abs. 3 Satz 1, ehrenamtlichen 
Dienst zu leisten, nicht nacllkommt, 

2. gegen d"e vo llziehbare Anordnung zur Aufste lung, Ausstattung und Unterhaltung e· er 
Werkfeuerwehr nach§ 14 Abs. 1 Salz 1 verstößt, 

3. den Mitwirkungspf!ichten des § 14 Abs. 6 Satz 2 zu · erhande , 

4. einer vollziellbaren Anordnung nach§ 15 Abs. 3 nicht nacllkommt, 

5. vollziehooren Anordnungen der Gesamtetnsatzlettung o er der techn· chen Einsatz 0 i­
tung nach § 21 Abs. 1 Salz 1, § 42 Abs. 2 Satz 1, § 46 Abs. 1, 2 und 4 sowie § 49 nicht, 
nicht rechtzeitig oder nicht vollstänodig nachkommt, 

6. Brandmeldeanlagen unertau:bt betätigt oder wider besseres Wissen oder in grob fahr­
lässiger Unkenntnis der Tatsachen e · e Feuerwehr alam1ie rt, soweit die reclltswidrig:en 
Hanodlung,en nach anderen Vorschriften nicht mit Strafe bedroht sind, 

7. einer vollziellbaren Anordnung der Katastrophenschutzbehörde nach§ 37 Abs. 1 zur 
Teilnallme an Einsätzen, Übungen, Lehrgängen oder sonstigen Ausbildungsveranstal­
tungen nicht nachkommt, 

8. einer vo llzieh baren Anordnung nach § 45 Abs. 1 oder 3 nich nicht rechtze· ig oder 
nicht voilständig nachkommt, 

9. der Anzeige- und Hinweisp icht des§ 45 A!Js. 2 nicht unverzüglich nachkommt, 

10. den Duldungs.ptrchten es§ 46 Abs. 4 zuwiderhande[t, 

11 . ke·ne gegen Ausfall Lmd Missbrauch geschützte Verbindungen nach § 4 7 Abs. 1 Satz 2 
Nr. 1 hers!e lt und unterhäl , 

12. einer vollzieh:baren Anordnung der Kalastrophenschutzbehörde nach§ 47 Abs. 1 Satz 1, 
Satz 2 Nr. 2 und Abs. 2 nicht, nicht rechtzeitig oder nicht vollständig nachkommt, 

13.. der Kalastrophens.chutzbehörde d~ für die Erste lung, Überprüfung, Erprobung und 
Überarbeitung externer Notfallpläne erforderlichen Informationen ooch § 48 Abs. 3 
Ufld 5 sowie§ 48a nicht, nicht re.chtzeitig oder nicht vollständig übermittelt, 

14. einer vollzieh:baren Anordn n9 nach§ 51 nicht nachkommt oder ihre Durchfüllrung be­
llindert. 

{2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünfzehntausefld Euro u.nod in den 
fällen des Abs. 1 Nr. 2, 3 und 13 mit einer Geldbuße bis zu sechzigtausend Euro geahn det 
werden. 

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des§ 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkei­
ten in der Fassung vom 19. Februar 1987 (BGBL 1 S. 603), zuletzt geändert durch Gesetz \'Om 
10. Oktober 2013 (BGBI. 1 S. 3786), ist 

1. in den Fällen des Abs. 1 Nr. 1, 6, 8 und 9 sowie des Abs. 1 Nr. 10, soweit Zwecke des 
Branodschutzes und der Allgemeinen Htlfe berührt sind, der Gemeindevorstand, 

2. in den Fällen des Abs. 1 Nr. 2 u.nd 3 das Regie rungspräsidium, 

3. in den Fällen des Abs. 1 Nr. 4 d'ie Gebietsk.örperschaft, der die Aufgabe nach § 16 Abs. 1 
übertragen wurde, 
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4. in den Fäl len des Abs. 1Nr.5 und 14 dre Gebietskörperschaft, d'ie die Ges::imteinsatzlei­
tung oder dfe teehnische Einsatzleitung wahrq.enommen hat, 

5. in den Fäl len des Abs. 1 Nr. 7, 11 bis 13 sowie des Abs. 1 Nr. 10, soweit Zwecke es Kata­
strophensehutzes berührt send, die untere Katastrophensehutzbehörde. 

§ 66 
Gerneindefreie G rundstii cke 

ffe Vorschriften d ieses Gesetzes gelten sinngemäß auch für gemeindefreie Grundstücke. Die 
untere Aufsichtsbellörde kann geeignete Regelungen über die W ahmehmung des Brandsehut­
zes und der Allgemeinen Htlfe auf gemeindefreien Grundstücken tre en. 

§ 67 
Übergangsbestimmungen 

( 1) Die n.'3ch den1 bisher geltenden Recht ausgesprochene Anertennu ng als Wertfeuerweh:r 
oder getroffe e Ano rdn ung einer Betriebsfeuerwehr wird durch dieses Gesetz n·cht berü tut Mil 
Inkrafttreten dieses Gesetzes gilt eine nach bisherigem Recht angeordnete Belriebsfeuer'lwehr 
als Werkfeuerwehr im Sinne dieses Gesel!zes_ 

(2) Die Vorschriften dieses Geselzes ü:ber die Voral.liSSetzungen und d-e Altersgrenze der eh­
renamtlich t.äügen Kreisbrandtnspektorinrnm und Kreisbrandinspektoren finden auf die bei In­
krafttreten des Geselze-s tm Amt befind'lichen Kreisbrandinspektorinnen und Kreisbrandinspek­
toren keine Anwendung_ Es verb e:ibt insoweit. bei dem 'bisherigen Rechts.zustand. 

(3) Kreisbrandinspektorinnen und Kreisbrandtnspektoren und ihre Vertreterinnen und Vertreter, 
deren Diens.tzeft bei Inkrafttreten dies.es Gesetzes noch nicht beendet ist, kön11en b'5 zur Voll­
endung des 65_ Lebeoo"ahres in ihrem Amt verb leiben. Im Übrigen gelten für s·e die Vorschrif­
ten d ieses Gesetzes. 

§ 68 
(aufgehoben) 

§ 69 
Ermächtigungen 

Die für den Brandschutz, die Allgemeine Hilfe und den Ka!as.tropllenschutz zusti:indig,e Ministe­
rin oder der h.ierfür .zuständige Mmis.ter w-ird em1ächtigt, durch Rechtsverordnu gen nähere Re­
gelungen zu treffen über 

1. die Organisation, di.e Mindeststärte und die Ausrüstung der Feueiweh ren , die Ausbil­
dung und die La urfbahnen der Angehörigen der Feuerwehren sowie die F nanzierung 
der enlsPf"echenden Maßnahmen, 

2. den Perso11enkreis der ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen, die ständig zu besonde­
ren Dienstleistungen herangezogen werden, und ihre Aufwands.ents.chädig:ung (§ 11 ), 

3. die Organisation und Durchführung der Gefahrenverhütungsschau (§ 15), 

4 . die Art und den Umfang des Brandsieherhei!sdienstes, die Pflicht zur Anmeldung von 
Veranstaltungen, die Anme efrist und die Pflicht zur Oullclung der Sicnemei!swache 
sowie die zur Befolgung der im Rahmen der Sicherheitswache getrolfenen Anordnun­
gen(§ 17), 
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5. die Bes ·mmung der Stel , d~ befugt ist, personenbezogene Daten der Perso en zu 
erheben und zu speictiem, die sich zum Zwecke der Warnung haben registrieren ssen 
(§343), 

6. die Zusammensetzung des Landesbeirates sowie das Verfahren zur Berufung und Ab­
berufung der Mitglieder(§ 56}, 

7. die Dienst- nd Schurt:zkl · ung sowie die Dienstgrad- und Funktionsbezeichnung und 
die Voraussetzungen für die Erlangung der Dienstgrade und Funktionen. 

§ 701
) 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1999 in Kraft. 

1) Diese Bestimmung betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes ·n der ursprüng ichen Fassung. 
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11.3. Anhang: Feuerwehrorganisationsverordnung (FwOV) 
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Yt1'0Hlnung übt1· die Organisation., ::\findeststiirkf und Ausrtlstung 

de1· öffenr.lichto f euennhren {f tue1"1vehr-01·ganisation.sn1.·01·-dnung - f wO') 

(CYBl !'r. 30 \"Om :J. Deumber : OB Sei te 693) 

Aufgrund des § 69 ~r. 1 des Hessischen Brand- und Karastrophemclrutzgesetzes in der F as­
sung vom 3. Dezember 20 0 (GVBL I S. 502), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. ~o\'ember 
2013 (GVBL S. 632), verordnet der ~iinister des Innern und für Sport: 

§ 1 

Gnmdsatzrtgelung 

Organi~ation, !v!indeststärl:e und Ausrtistung der öffentlichen Feuerwehren richten sich nach 
den nach § 3 Abs. 1 Nr. I de.Ji Hessisch.en Brand- und Kataslropheruchntzgesetzes zu erarbeiten­
den BedarlS- und Entl.vi.cklu.ngspl.änen.. Die Richtwerte für die Ausribnmg der Feuerwehren ent­
sprechend den Gefahrenarten und Getahrch.mgs..stufen werden in der Anlage festgelegt 

§ 1 

Btdarf<J- und Enmiddungspfonung 

Die in Abstinnmmg mit den mständige-n Brandsdmtzaufsichlsbe-hörden zu eraroeitenden Be­
d.1Ifs- und Entwid:hmgspläne der Gemeinden sind alle zehn Jahre oder bei erheblichen Verände­
nmgen der örtlichen Verhältnisse fortzuschreiben. Sie beinha]ten 

1. eine Analyse der im Gemeindegebiet bestehenden Gefährdungsarten imd Gefüh:rdungs:snüen 
soi.>ie eine Au.fstelltmg über die personelle Stä:rke, die Verfügbruteit, den Ausbild1mgsstand 
tmd die Awafunmg der Feuen~·ehr (Ist-Wert), 

2. die Ermittlung der erforderlichen personellen Stärke, Verfügbarkeit, Ausbildung tmd Aus­
rüshmg der Feuerwehr auf de:r Gnmdlage der in der Anlage fe.stge!egten Richtwerte für die 
Ausrüstung der F euenvehren umer Beachtung der festgestellten Get:'ihrdrmgs:rrten tmd Ge­
fährdungssntfen sowie der Regelhilfsfrist des s 3 Abs. 2 de> Hessischen Brand- 1md Kata­
'trophenschulzgesetzes {Soll-Wert), 

3. eine Gegenüberstellung der vorhandenen und der erforderlichen personellen Stärke, Verfüg­
barkeit. Ausbildung und Amrtisnmg tmd bei vorliegenden Abwe·ch1mgen eine Entwi.ck­
hmgsplantmg für die erforderliche .l\ngleicliung des fot-\Vertes an den Soll-Wert, 

4. eine Pernonalprognose mit Vorschlägen zur Personalerhaltung und Personalgewinnung, ins­
be::.ondere unter Bertkksichti.gung der Kindergrnppen und Jugendfenemehren, 

5. die Dola1mentation bekannter Sicherheit&llL."in.gel. 
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§3 

Stärke einer f euennhr 

(1) Die Stärke der Gemeindefeuerwehr in d.er niedrigsten Geführdi.mgsstufe lllUS~ minde.stens 
der einer Gmppe im Sinne der Feuerwehr-Dienstvorschrift 3, in Kraft gesetzt dtuch Erlass des 
Hessischen :Ministeriums de; Innern tmd für Sport vom L Juni 201 2 (SL'°mz_ S. 638), entspre­
chen. Im D1>rigen orientiert ;ie sich an der fähn:eug- und gerätebezogenen 1'.·lannschaftsstäite, 
die entsprechend der Eingruppierung in die jeweils zutreffende Geführdungsstufe zu emritteln 
ist, sowie an der Bedarfir- und Entwicklungsplanung_ 

(2) Für taktische Einheiten (Zug, Gmppe Staffel, Selbstständiger Tmpp) ist eine Persoual­
ausfallreser<;e in gleiche.r Stäike aufzustellen. 

§-1 

Regelftist, .\lann- Wld .\11sriickeordnung 

(1) Di.e Regelhilfsfrist des § 3 Abs. 2 des Hessischen Brand- und Katastrophe:nscfu.uzges.etzes 
ist bei der Bedam- und EntwitllungspJanung m1d bei der Aufs e.llung der Alarm- und Ausn1tle­
ordnung zu Grunde zu legen; unberütlsichtigt bleiben hierbei 

1. vorhersehbare außergewöhnliche l:mstfulde, wie beispi.el>weise bei weit entfernt liegi'nden 
oder schwer eneic~hbaren Einzelobjekten oder weit entfernt liegenden oder schwer mgängli­
cnen Verkehr:nvegen, 

2. tmvorhe.rse.hbare nicht einplanbare Ereignisse., wie beispie.l.slveise. bei Verkeb.rs;taus, Paral­
leleinsätzen der Feuenvehr, Schnee, Eisglätte, Unwetter oder auch befristeren Sperrungen 
von Verkehrswegen, 

3. ungewöhnliche, vom Normalzustand abweichende Umstände oder Gegebenheiten, bei denen 
die Einhaltung der Regelhilfsfrist nicht oder nur nri unverhältnismfülig hohem finmzi.ellen 
Aufwand möglich ist. 

(2) Im Falle des Abs. 1 ~r. 1 und 3 wirken die Gemeinden und die zu.ständigen Brandschutz­
dienststellen daraufhin, da;;s bekannte Sicherheitsmfü1gel durch die Anordnung ~tzlicher 
1faßn.ahmen des Vorbeugenden Brandschutzes so iveit \~ie möglich behoben werden. 

(3) Die Regelhilfsfrist gilt als eingehaJten, wenn eine tal..1ische Einheit mindestens von der 
Srarke einer Staftel im Sinne der Feuerwehr-Dienstvorschrift 3 wirksame Hilfe eingeli'itet hat 
Die.;:;e gilt drum als eingelei.te , wenn am Einsatzort mit E:damd:ung:;mallnahmen begonnen wird. 
Weitere Einheiten sind bei Bedarf entsprechend den takti:schen Erfordernissen zeitnah nachru­
führen. 

( 4) Die Leitung der Feuerwehr im Sinne des § 12 des Hessischen Brand- und Kata:strophen.­
schutzgesetzes stellt im Benehmen nri der zuständigen Brmdsclrutz:.rofs1chtsbe!törde eine 
Alarm- und Amrückeordnung nach taktis.chen Erfordernis.sen auf Hierbei sind die .AJami- und 
Einsatzpläne der Landkreise für die Gewährung nachbarlicher Hilfeleistung nach § 4 Abs. 1 
N.r_ 4 des He~->ischen Brand- und Katastrophenschutzgesetzes zu berücksichtigen. 
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§5 

feuer·1-.eh1·en mit überörtlichen Aufgaben 

(l ) Di.e zuständige Br.mdschutzaufsichtsbehörde kann im Einvernehmen mit der Gemeinde 
einer Fe iern'ehr überörtliche Aufgaben übertragen, wenn sie 

1. aufgnmd i.hrer jederzeit gewährleisteten Einsatzstärke m1d des Ausbildungsstandes der F eu~ 
ernrehrangehörigen ständig ei.nsatzberei.t und 

2. durch ihre Ausstattung mit Einsatzmitteln in der Lage ist, die überörtlich zu erwartenden 
Einsatzaufgaben zu erfiillen. 

(2) Im Rahmen der\ orkehnmgen für den i.ibe.rönlichen Brandsclrutz und die überörtliche 
Allgemeine Hilfe haben die Landheise Bedarfu- i.md Entwicklm1gspläne im Sinne des § 4 Ab'l . 1 
Nr. 2 des Hes>isc.hen Brand- und Katastrophenschutzgesetzes zu erarbeiten, in denen die Stand­
orte und die Ausstattung von Einrichtungen tmd Anlagen zur Unterstützung der örtlichen Feuer­
wehren festgelegt werden. Die Pläne werden den Städten und Gemeinden mi1ge eilt 

§6 

Feuerwachen 

Die zuständige Brandschutzaufsichtsbehörde kann im Benehmen mit der Gemeinde die Ein­
richtung einer ständig besetzten Feuerwache anordnen, wenn dies nach den örtlichen Gegeben~ 
heiten, wegen der Einsatzhiiufigkeit oder der Gefahrenschwerpunkte gebo ten ist 

Ernennungs- und Bestellungs1·01-aussetzungen für feuet"l'fehrfü.brungskr:ifte 

(1) Zur Stadtbrandinspektorin oder zum Stadtbrandinspektor, zur Gemeindebrandinspektorin 
oder zum Gemeindebrandinspektor sov.i e zur Wehrführerin oder zum T~Vehrführe:r darf nur ge­
wählt oder bestellt werden. wer die von dem für den Brandschutz, die JlJlgemeine Hilfe und den 
Katastrophenschutz zuständigen Ministerium bestimmte Ausbild1mg abgeschlossen hat. Gleiches 
gjlt für die jeweiligen V ertrettmgspe.rsonen. 

(2) Zur Leiterin oder zum Leiter einer Feuerwehr mit hauptamtlichen Feuerwehrangehörigen 
in Städten mit mehr als 50 000 Einwohnerinnen und Einwohrtem dillfnm bestellt werden, wer 
mindestem die Ausbildung für den gehobenen feuerwehrteclmi:sclten Dieu;it abgeschlo:>sen hat 
Gleiches gjlt fiir die jeweiligen Vertretungspe.rsonen. 

(3) Zur Leiterin oder zum Leiter einer Berufsfeuenveh.r darf nm ernannt werden, wer die 
Am;bildung fiir den höheren feuerwehrteclmischen Dierut abgeschlossen hat. In kreisfreien Städ­
ten gjlt dies audi für die jeweiligen Vertretungspersonen. 

(4) Zur Kreisbrandinspektorin oder zum Kreisbrandirupektor darfm.ir ernannt werden. wer 
mindestens die Ausbildung für den gehobenen feuerweh.rtechnischen Dienst abge;chlos>en hcrt 
Die Vertretungsperson muss der Einsatzabteiltmg ei:ner Freiwilligen Feuerwehr angehören sowie 
die von dem für den Brandschutz, die .öJlgemeine Hilfe und den Katastrophenschutz zmtändigen 
11inisterimn bestimmte Ausbildung zur Gemeindebrandinspektorin oder nun Gemeindebrandin-
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spektor c>der zur Sradtbrandillipektorin oder zum Sradtbrandinspekto.r besitzen. Von dem Erfor­
dernis des Satz t kann bei Vorliegen ande.nveitiger fachlicher Qualifikationen für dies.es Amt 
abgesehen werden. InsO\ ·eit kann das für den Brands.chutz, die Allgemeine F_,i]fe und den Kata­
strophenschutz zuständige 1\lfinisterium zusätzliche Qualifiziemngsmaßnahmen anordnen. 

(5) Zur Kreisbrandmeisterin oder ziun Kreisbrandmeister nach 13 Abs. 2 des H~si.schen 
Brand- und Katastropheus.chutzgesetze::; darf nur ernannt werden, wer der Ein&:rtzabte · ung einer 
Freiwilligen Feuerwehr angehört. Aufgaben des Brandschutzaufsiclm:d.iemtes darf nur wahr­
nehmen, wer die Ambildung n u Gemeindebnmdinspektorin oder zum Gemeindebrandin.spelior 
oder zur Stadtbrandinspektorin oder zum Stadtbrandilli.i>ektor abgeschlossen bat. Die Berufung 
soll befristet erfolgen. 

(6) ZtlI Jugendfeuemeruwartin oder nllll Jugendfeuemehrwart darf mir bestellt werden, wer 
der Einsatzabteihmg einer Fre.iwilligen Feuerwehr angehört tmd die erfolgreiche Teilnahme an 
einer Jugendleiter&drulung eines anerkannten Trägers der Jugendhilfe nachweisen kann c>der im 
Be.sitz der llilltlichen Jugendleiter-Card ist Die Jugendfeue:rv.-elnwartin oder der Jugendfeuer­
v;·ehrwart des Kreises oder der Gemeinde muss und die Jugendfeuern·elirwartin ode-r der Jugend­
reuerwelnwart eines Ortsteils soll den Lehrgang zur Gruppenführerin oder zum Gmppenführer 
erfolgreich abgeschlo&.'Sen haben. 

(J) AmteI Wld Funktionen nach Abs. 1, 5 und 6 köllllen Angehörigen der Freiwilligen Feu­
erwehr befristet für die Dauer von zwei Jahren auch dilllll übertragen weTden, wenn sie innerhalb 
der zwei Jahre die erfordeihche Ambildung für die neue Führungsfunktion nachholen. Über wei­
tere Aus.nahmen von d:en Emelllltmgs- oder Bestellungsvor:mssetzungen entscheidet die zmtän­
dige Brandschutzaufsichts.bebörde. 

(8) Über Ausnahmen zu Abs . 2 und 3 entscheidet da.-; für den Br.and...<clmtz, die All.gemeine 
Hilfe und den Katastrophenschutz zuständige Ministerium. 

§8 

Br:mds.chutzdiemtstdlen im Yorbengenden Brandschntz 

Zuständige Brandsdrutzdienststellen im Vorbeugenden Brandsdrutz sind: 

1. in Gemeinden mit Bemfzfeuerwehr deren Leiterin c>der Leiter, 

2. in. Gemeinden ohne Berufsfeuerwehr. soweit sie ein eiE:enes Bau:mfsi.chtsamt haben, die 
Stadtbrandinspeliorin oder der Stadtbrandinspek1or oder die Leiterin oder der Leiter der 
Feuerwehr, 

3. in den Landkreisen die Kreisbr-andin5pel..1orin oder der Kreisbrandin:..]Jektor. 
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§9 

Übel'g:mgsbestimmu:ngen 

Di.e in § 7 Ab~- l bi> 6 !!'.enannten_ am I _ Januar ::!009 bereits ernannten oder bestellten Perso­
nen sowie deren Vertreterllinen und "\,r ertreter w rbleiben bis ztun Ablauf ihrer vorgesehenen 
Amtszeit im Amt, auch wenn sie die Anfordenmgen nach § 7 nicht erfüllen. 

§ 10 

Inknfttl'eren, . .\uße1·krnfttreten 

Diese Verordnung tritt am . J :muar 2014 i.n Kraft. Sie tritt mit Ablauf des 31. Deze-mber 
2021 außer Krnft. 

\\lresbaden, den 17.1 2-2013 

Der Hessische .!vfinister des Innern und für Sport 

Rhein 
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Anlage 

Rirhnnrte für die kommurrnJe- Bedarfs- und Enmicklungsplanung 
(Grundanforderungen zur Sicherstellung des ßicandschutzes und der Allgememen Hilfe) 

Der Bedarfs- rn1d Entwicklungsplanung für die Einsatzmittel einer Feuerwehr werden folgende 
Gefahrenarten und Gefahrdun~stufen zugrllllde gelegt: 

Gefahrenart GefähdllD~sstufen 

L Bnndsrhutz B 1-B -l 

II. _\llgemeine Hilfe: 

l . Technische Hilfe TH1 -TH 4 

2. Atomare, biologi:;che, chemische Gefahren ABC' 1-ABC 3 

3. \Vassemotfälle W l- W3 



L Richtwerte für die Ausrilltuni:; ein.er Feuerwehr zur Sicherstellmar; d~ Bundschlllzes 

Gdihrdui:;s- MllllHidmellde Merkmale Shrfe l Stufe l Stufe 3 
stwfe fiir 

Sclratzbumh 
- Gebäude: böch;tens 8 m Briistungshö!ie 

B I weltgeM:ud olifuJI! Ball'l'.-ei..<e TSF oder TSF-W' ' LF 10 Zu;ätz!li::iL ist inner-

- im Wesentlicbell Wohngebäude Sd.F 20125 halb j~S I..andkrei-><!S 
- keine n~ns.wenen Gewe."1lebetriebe und j eder knisfreie11 
- keine baulidlen Anl~en oder Fwlu:me be;onderer An lllld Nutzunl!; Smdt d er .Eio5atz oacb-
- G eb3ndl!: höchstens 3 m Bnlstu:ngshöhe folgender Fall!zeuge 

B2 - iib~iege:id omne B auwi!ise ((eilw. Reihenbebauung) TSF-W oder MLF LF 10 i.d.R. inneorhalb vo:i 30 
- iiberv.i eg;md Wohngl!bäude (Wohngebtete) Sd...F 20/25 Mmu:en >id11•rmsC!!l-

- ei=l!ie ~!e~ Gewerbebl!trieb e, H:aodwMh- und Beheibl!rgwig;be- leo: 
triebe ELV.' 2, 

- kein.: ~..r our ei:ogesch<fäi~ kll!iile bauliche Anlsgen ~r ~ be,- GW-A :S, 

sonderer Art und Kumme ffi'.'-L 1 ' mit 
- Gebäudl!: iiber S: m Briisrungs:h ÖM Zm.acz.belll~ 

B3 - ottene Wld gesc:hloss~ Batm·!!l~ LF 10 ELW I 1.000 mB-

- :Mischnummg Sd..FW1~5 LF 20 Schlaud!.lei.mng 

- im Wesentlichen \Volmg>i!bäude Hubrettlmgs!3braeug'' TI.F~ 

- ldeillere b::mJiche An1:1.ge,:i oder Ränme besonderer An und Kumng GW-L 
- Gev."'E!Tbebeo:iebe ohne er:böhren G!;fahrscoffumg::mg oder IWt We."i:f~- Hubre~zeug'' 

wem 
- Gebäude: iiber & m Br:ilstuuEs:höhe 

B 4 - zum äberwiege:ori::n Teil ~;;Jlfljc.hig geschlossene Bauweise ELW I Sd..F 20.'25 
- 11ischnummgu.a. mit Geu-erbegl!bieteo LF 20 LF '.lO 

groß!! baulid ie Anlagen oder P-iwne besood;!ru- .o!ut und NulZlmg Stl..F 20125 Tl.F 4000 
- Indu;trie- odeor Gewert>ebetriebe mil erhöhlem Gef.alu:>to~ ohne Hubrett1mgsbbrr.eug'' G W-L 

W ezkfeuem-ehr Hub~fuhr~' l 

11 Ersa1zwei;,e Kl.f_ 

" III Schmzber~:i, die to die Gefährdtmg;~tufän B 3 f B 4 eingruppiert sind, sind Hubremiogsiilhrzeuge in der S,tufp 1 !lW' \-orruhalten, wemi 113Ch Priifung du:rch die Aufsidmbe­
börde dler 2. Retttmg;weg Dicht B.Ilders i ichergestellt "LT-erdell kann. 
Gruod;ä!Z.lich köDDen im Rahmen einer int~!:komruunruen Zus.:umue=bei! Hub~lil.hrzieuy bemcbbatter GemEind.en berüd:sichtigt werdea 

•1 Es !.illd B ubrernmg;fall.!uiqe volZUhalten, we llll sie aufgrund einu Briisrung>höhe Yao über & m ootwendi.,g WJd wenn sie llicht i:n der Sru:fä 1 en!:lul:c;,n sil1d. 
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Wer dm Hubre.~~ge als Arbeit;gcräte bei der Brandbä;ämp.fimg oder bei der Technischen Hil!E>leisnmg "l.'&Wendt;t, ist e; amceichen.d, Wl!1ll diese als überörtliche Eins31zm:i1-
re.1 JU1ch dem Additio:Bprinzip in der P'-"'gel innerhalb rnn JO Mimne:i nach dl!r Alannierung 8.1 di!! EinsalZS!elle eiolre:ffl!lL 

In jeder~= o;in EI.W 1 ~-orha:!ulen sein. GruodsäalidtkÖllDeJl im~ elnerimi!..'1>ommunalen Zus~tEI..W 1 benachbarter C-emeinden be.rüdsiduigt \\--erden. 

Ebemo miiss.en Ge!Ueillden, die über C-ebäu:ta verfüge!!,. bei deDell ibe Ober.k:uite der Briisrung von mm An!P.item besrimm:l!ll Fcm~em oder SWJen mw als g m iiber der Geländeober­
fläche liegt, mllld.e5tens ein11 dreN!ilige Schiebleiter vorb.alren. 

Im Übrigi;n w.ird. auf § 4 Abs. 3 Sa12 3 \~1v11ese11, ;o da.ss Einlieiten auch ll'3c.bgefiih..'1 v.--erden köl!Dl!n. 

Die Festlegung,. wekhl!ll F!!llera;;!rm bestimmt<! Ei.nsatzbaecbe au.!Vel'Xcbnwegi;n z;uge.,.;e>en werden, ert'olgJ mch § '.!J HBKG. 
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Il. Allgemeille Hilf• 
L Richtwerte für dieAusriistwag einer FHll!nrw zurSiche:rstelhm~ duTeclm.isdun Hilfe 

~fahrda.ngs- lianzeic.lmend<! Merkmale Stuf• l Stufe l Stufe 3 
stufe fiir 

Scbutzb<!reicb 

lH l - C-.em6nd~ TSF oder TSF-W' 1 HLF 10 Zu;ätzlid1 ist innl!l"-
- kleillle Handwerli:;be;:r:iebe halb jed-.s Landkreises 
- ldeillle Ge11>~beaiebe lllld jeder knisfreien 

Stadt del" Eins.atz: ua.ch-
folge::uier Fah."2.ell.ge 

m 2 - Knis- und. L:md~stt:?.ßeo TSF-W' 1 oder:MLF HLF20 i.d.R. inneorbalb \ra:i lO 
- ldeiuere Ge'1.wbebemebe :Millwen ii.dHU:ztmal-
- große."" Hal!J.du.msbe.'Tiebe leu:. 

ELW2,. 
RW. 

IBJ - B~.m1raße.:i HLF 10 ELW l HubMmngs12l=e11.g 

- gl'ößete C-,e'l\"elbebecriebe olme ~werindl.l>'trie HLF 20 mit ~!aZE'' zur Remm.g aus H:äben 
und Tiefl!.!L 

TH.t - lierspurige Bundesmallal ELW l HLF 20 mit ltaz:E '; 
- :zuge\\ie-,e~ Eins.:uzberek.be anf Ver:kchrswegen HLF20 G'll.'-Ll 
- Schwermd11..~ 

,, 
Ersa1zweise Kl.F. 

:1 Mil Zus:rrzbek-dtmg Stromerzeuger, Leimngsrolleor, Beleuchttm.,'"*imichttmg, TrellllSchle1fmasrhi11e, M.otmbnensäge,. Kombiremm.~o-erit. 

" Ers3.1Z\\l!ise allCh LF 20 und R W 1: ~UZE = :\tr~lle Zug;!inr:iJ:h."llilg, 

Die Festlegung, welcile:i FeU2t"ll'ellrm bes.timmre Ei=tzbel"eiche aufVe,-:kehrswegl!!l Zll{ev.i~ werden, elfulgi mch § '.B HBKG. 
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1. Richtwerte t nr die Ausrästui:g me-r Fe11enrehr znr Sicherstelllln~ dtr Hilfe bl!i ABC-Gaallren. 

~fiihrda:ags- Mllll.Z.eidme:ade Mukmale Stufe! Stufe! Stufe 3 
stufe tllr 

Sch11.tzb-ereich 

" 
"' 

„ 
• 1 

ABCl A - kem ~elu!ll~.spilichtig@r U mgang mii i:sdioai:iven Stoffi!n TSF ods: TSF-W" ELW I Zu;ätzikn istinn@r-
B - lliei.De Anlagen odl!1 Betriebe vorha!Mhu. die mit b iologischS1. Siofie;:i GW-Ll mit . .\nsrfu- hatb jedes Landkrei;es 

um:geheo nmg=dul Gefuhrgm und jed@r 'kreisfreien 
C - kein bedmiend<>..r Umg~ mit C -Grlahr51offe:i Swtr de Eio53iz nach-

folgender Faluzeuge 
i.d.R. iooerhaJ:b \'Oll 3 0 

ABC2 A - Alllagen oder Betriebl! v orilallden, die 1D1 radfourn:en Stoffen umgehe:!, wasseriiii~ ELW I :Mill.wen sicbe1Z11Sll!l-
die gemäß FwDV 500 in die Geflhrengruppe L~ eingestuft sind Lösc~peni'.!hrr.eug HLF 20 lm: 

B - Anbge:i ocl<!r Betriebe ~'Oman~n, die mit b Lologischsi Srnffeo umgehi!i!L Schutzkleithmg und GW-G ELW 2, 
die gemäß FwDV 500 in die Gebh:reng:ruppt; IB eingestuft sind MessgEiiit-e GEfahr- 5ir-.hleoschmz- GW--~iS, 

C - .<\nlagen odeI Betriebt! Yortwiden, die in ge..-.iJlgem Umfang mit C- gut l j So:ide:rallSrimmlg nac'h Dä:o:iP, 
Gef!Jlrnoffeo umgehai_ L:;:gmmg H >n Ge:ahrstmfen mit geringi!lll Ge- Pin. 2.2.3 der FwDV Messiillll:z.eug'I_ 
fahrenpo~nml (Keine Chemik:ilienlager) 5001

' 

AB C3 A - Alllagen odeI Be1ri-ebt! v orllalldi!O, die a::i1 radio:ikrn:en Stoffen umgehen, ELW I HLF~O 
die gemäß h>!lV 500 in die Gi!filirengruppe IIA oder IlIA einge;:ruft ;ind wassenfüli.'l!lldl!S TLF4000 

B - -~gen od@r Betriebe vorhande, die mit bLolagiscl!en Stoffen U!llgehen, Lös.c~peofuhrz.eug 
die gemäß FwDV 500 in die Gefäbrengruppe UB odl!I IIIB eingesruft sind. GW-0 

C - .<\nlagen oder Betriebl! ,·orilaJlden, die in mitd&em oder großem U mfimg SIF.Jileoschll!z-
mit C-Gelfuhntoffen wugel!Eou C'he:miblienballdlWJ.!en oder -Ll~r Solidera1151ih"ill!lg nach 

Pi.<. ~2.3 ~ FwDV 
500J ~ 

fualZ\\-eise KLF. 
V1& Cbe:mik.11ieos.chu=nff.Lge CSF T)p l:;-ET odl!I lb-ET !lach DIN EK 943-2, cragb;rres :\~sgl!Ilb für d1!11. füqilo5io:isscb.lllZ, zugelru.sen 1!12oCll DIN EN 61779-1 (VD E 0400 
Teil 1) , Ptüfröhrchi!:i-Mes;ei:cridL.-u:ig (Priiftöh.--c~n-Pumpe) mit defulii!:tem Du."'ChDu5s l!lltC!L DIN EN 12 31 '1!ld aocll im Be..~ch ~r ExplosionsgrE!llZl!!ll ein>etzb:rn; Priifröhr­
chen ifu Ammoniak, Chlor, Koht~wiio.tid. Kohte=no~d, Kohlenw:i;serscoff, Kitro9i!-Gase, S:tlzs.iiu..-e,. Schn·efel'll.-:is;;erscoff, Trichlorethylen, Alkoho~ Vinylchlond, BlaU53n­
Tl!, Pbos~n llll<i Scnwefäldio~]d sov.ie Primöhrchen =h önlicben Belaogl!!lL, Do.;isleistungsmessger:b, ~gnetes Abspe,."Tillll:erial. 
Kur bei Anla.,"'E!ll ~Betrieben, die mit rsdioakth"i!ll .S:offen umgehen und ill die Gef:Jhren.gruppe IlA oder IlIA genW} FWDV 500 eingesruft sind 
S ttnhlempürtrupp.flbrzeug octer ABC-En.-undmig>mfrn':lgen 

Die Festle~. welchen Feuerwe!llreo bestimmte EiMatzbereiche aufVeltellrs1"-egen mge..,.il!S€:ll werden. eirfolgt nach § ~3 HBKG. 
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~ührdn:ags­

stllf• fär 
Sch11ttw reich 

Wl 

J. Richtlffrt• für da ..\usliishm{!; einer F~uenrw zv Siclterst.ellung b.ei Ge-fallnn auf C.W-ässffll 

JU.11nuichn~11de M Ml.:male 

kein@ n~•HlS\\-eITe Gewässer nifäao.den 
ldei:oere Biidl.e 

Stufe 1 

TSF O<!o.r TSF-W' ) 

Stuf~ 2 

LF 10 

Stuf• 3 

Zmiitzlid 1. ist inn@r­
h.alb jed@s Landkreise> 

1--------1-----------------------------+----------<~--------1 un.d jeder krei.sfu!le-n 
Smdt d e;r .Einsaiz nadJ-

W 2 größeri! Weib.er, Badi!;.ee.n U l O HLF '.!O 
F!üs;e 00<>.r Seeill. ohne gev.-erblictie Sc:biiff:i!i."1 RTB cdi!r l\·!ZB 

folg;,ll.der Fal=euge 
i.dR. in=rhalb rn::i. 30 
Minruen >icilel:ms:e-1-

1--~~~~~~-+-~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~+-~~~~~~~~-+-~~~~~~~~-1 len: 

II 

~' 

W3 Flfu;e oder Seea mi1 gewHbliche; Schitfliilh.-t 
zu~.i!'WiP-EP-ni; Einl.an:zbereic.l:e :mfB~wllis.ernraßeill 

Flus;häf.en oder Ha:!Eoan.J:ige::L 

ErsMzw@i!.e Kl.F. 

:MaZE = :b.faschiDl!'lle- Zugeim:idmmg. 

LF 10 
?\'1ZB 

Hi..F 20 mir :!>laZE' . 

Die Festlegung, w ekbl!ill. Fe11ernehreo bestimmte Eills:itzbe.re-iche aufVe:keb:rswe~@lll zugev.;e-:;en werden, er.folgt mch § n HBKG. 
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Für jeden Schutzbereich innerhalb einer Gemeinde ist eine Einordmmg in die genannten Ge­
fährdtmgsstufen rnrzunehmen.. Ein Schutzbereich ist das Gebiet, das von einem Standort einer 
Feuenvehr innerhal'b der Regelhilfsfrist erreicht >\'erden kann (siehe hierzu § 4). Eine Ge­
meinde hat mindestem einen oder auch mehrere Schutzbereiche. In der Regel orientiert sich 
die Fes egtmg der Sdrutzbereiche an den vorhandenen Feuerwehrstandorten. Ein Feuerwehr­
standort kann dabej für die Gemarkung eine;; oder mehrerer Orts- oder Stadtteile zuständig 
sein. "Maßgebhcb für die Einordmmg in die jeweiligen Gefiihrdllng:;;s uen sind in der Regel 
nicht Einzelobjekte, sondern die GeS3illltstrultur in einem Schutzbereich. 

Die Ausrutung der Stufe l der öffentlichen Feuerwehr für die jeweiligen Schutzbereiche 
ergiOt sich aus den ernrittelten Gefährdtmgsstufeu. Dabei ist das ge.samte Gemeindegebiet zu 
betrachten, und e;; müssen nicht alle Einsatzmittel in allen Schutzbereichen ·vorgehalten wer­
den. Die Einsatzmittel der einzelnen Orts- tmd Stadtteilfeuenvehren haben sich \iielmehr da­
ran zu orientieren, ob damit am Schadensort iruierhalb der Regelhilfsfrist wirksame Hilfe ein.­
geleitet werden kann. Am~ 4 Abs. 3 Satz 3 und die Möglichkeit, weitere taktische Einheiten 
nachz:uführen. \\iird venviesen. 

Die AUSIÜ5tung der Stufe l einschließlich des dafür notwendigen Penonals ist in der Regel 
innerhalb Yon zehn 1.finuten nach der Alanuierung am Einsatzort einnsetz:en tmd hat spätes­
tens zu Beginn der Stufe 2 den vollen l:mfäng zu erreichen. 

Die Ausrüstung der Stufe l soll jede Gemeinde selbst .in vollem Umfang bereithalten, die 
Ausn1sttmg der Stufe 2 kann im Rahmen der gegenseitigen Hilfe auch dmch andere Gemein­
den bereitgehalten werden. Die Ausrfuttmg der Stufe 3 ist durch die Kreise und l..Teisfreien 
Städte sicherzustellen. Besondere in den Gefährdungsstufen nicht erfasste Risiken sind im 
Einzelfall bezüglich der erforderlichen Einsatzmittel gesondert zu berücksichtigen.. 

Die AUSIÜ&tung der Stufe 2 einschließlich des dafür notwendigen Personals ist in der Regel 
innerhalb von 20 :Minuten nach der Alannienmg am Einsatzort einzuse.tzen und hat spätestem 
zu Beginn der Stttfe 3 den \'ollen Umfang zu erreichen. Die Amrüstung der Sttüe 3 ist in der 
Regel innerhalb von 30 Ivlinu en nach der Alarmienmg am Eins.alzort einzusetzen. Dabei han­
delt er, sich um Richtwerte, von denen in Abhängigkeit d.er örtlichen Gegebenheiten Abwei­
chtmgen möglich sind. 

Aumahmen vou den Richtwertevorgaben sind nur mit Zmtimmtmg der Attf;ich.tsbehördeu 
zulä5sig. 



11.4. Anhang: Hessische Bauordnung (Auszug) 

§ 14 Brandschutz 

(1) Anlagen sind so anzuordnen, zu errichten, zu ändern und instand zu halten, dass der Entstehung 
eines Brandes und der Ausbreitung von Feuer und Rauch (Brandausbreitung) vorgebeugt wird und 
bei einem Brand die Rettung von Menschen und Tieren sowie wirksame Löscharbeiten möglich sind. 

(2) Zum Schutz von schlafenden Personen müssen 
1. in Wohnungen die Schlafräume und Kinderzimmer sowie Flure, über die Rettungswege 
von Aufenthaltsräumen führen, 
2. in sonstigen Nutzungseinheiten die Aufenthaltsräume, in denen bestimmungsgemäß 
Personen schlafen, 

jeweils mindestens einen Rauchwarnmelder haben. 

Die Rauchwarnmelder müssen so eingebaut oder angebracht und betrieben werden, dass 
Brandrauch frühzeitig erkannt und gemeldet wird. Die Sicherstellung der Betriebsbereitschaft 
obliegt 

1. in Wohnungen nach Satz 1 Nr. 1 den unmittelbaren Besitzerinnen und Besitzern, 
2. in Nutzungseinheiten nach Satz 1 Nr. 2 den Betreiberinnen und Betreibern, 

es sei denn, die Eigentümerinnen oder die Eigentümer haben diese Verpflichtung übernommen. 
Bestehende Nutzungseinheiten nach Satz 1 Nr. 2 sind bis zum 1. Januar 2020 entsprechend 
auszustatten. 

§ 29 Allgemeine Anforderungen an das Brandverhalten von Baustoffen und Bauteilen 

(1) 1Baustoffe werden nach den Anforderungen an ihr Brandverhalten unterschieden in 
1. nicht brennbar, 
2. schwerentflammbar, 
3. normalentflammbar. 

2Baustoffe, die nicht mindestens normal entflammbar sind (leichtentflammbare Baustoffe), dürfen 
nicht verwendet werden; dies gilt nicht, wenn sie in Verbindung mit anderen Baustoffen nicht 
leichtentflammbar sind. 

(2) 1Bauteile werden nach den Anforderungen an ihre Feuerwiderstandsfähigkeit unterschieden in 
1. feuerbeständig, 
2. hochfeuerhemmend, 
3. feuerhemmend. 

2Die Feuerwiderstandsfähigkeit bezieht sich bei tragenden und aussteifenden Bauteilen auf deren 
Standsicherheit im Brandfall, bei raumabschließenden Bauteilen auf deren Widerstand gegen die 
Brandausbreitung. 
3Bauteile werden zusätzlich nach dem Brandverhalten ihrer Baustoffe unterschieden in 

1. Bauteile aus nichtbrennbaren Baustoffen, 
2. Bauteile, deren tragende und aussteifende Teile aus nichtbrennbaren Baustoffen 
bestehen und die bei raumabschließenden Bauteilen zusätzlich eine in Bauteilebene 
durchgehende Schicht aus nicht brennbaren Baustoffen haben, 



3. Bauteile, deren tragende und aussteifende Teile aus brennbaren Baustoffen bestehen und 
die allseitig eine brandschutztechnisch wirksame Bekleidung aus nichtbrennbaren 
Baustoffen (Brandschutzbekleidung) und Dämmstoffe aus nichtbrennbaren Baustoffen 
haben, 
4. Bauteile aus brennbaren Baustoffen. 

4Soweit in diesem Gesetz oder in Vorschriften aufgrund dieses Gesetzes nichts anderes bestimmt 
ist, müssen 

1. Bauteile, die feuerbeständig sein müssen, mindestens den Anforderungen von Satz 3 Nr. 
2, 
2. Bauteile, die hochfeuerhemmend sein müssen, mindestens den Anforderungen von Satz 
3 Nr. 3 
entsprechen. 

5Abweichend von Satz 4 sind andere Bauteile, die feuerbeständig oder hochfeuerhemmend sein 
müssen, aus brennbaren Baustoffen zulässig, sofern sie den Technischen Baubestimmungen nach § 
90 entsprechen. 6Abweichungen von in den Technischen Baubestimmungen enthaltenen Planungs­
, Bemessungs- und Ausführungsregelungen bedürfen einer Abweichungsentscheidung nach§ 73. 7§ 
17 bleibt unberührt. 8Satz 5 gilt nicht für Wände nach§ 33 Abs. 3 Satz 1 und Wände nach§ 38 Abs. 
4 Satz 1 Nr. 1. 

§ 33 Brandwände 

(1) Brandwände müssen als raumabschließende Bauteile zum Abschluss von Gebäuden 
(Gebäudeabschlusswand) oder zur Unterteilung von Gebäuden in Brandabschnitte (innere 
Brandwand) ausreichend lang die Brandausbreitung auf andere Gebäude oder Brandabschnitte 
verhindern. 

(2) Brandwände sind erforderlich 
1. als Gebäudeabschlusswand, ausgenommen von Gebäuden ohne Aufenthaltsräume und 
ohne Feuerstätten mit nicht mehr als 50 m3 Brutto-Rauminhalt, wenn diese Abschlusswände 
an oder mit einem Abstand von weniger als 2,50 m gegenüber der Grundstücksgrenze 
errichtet werden, es sei denn, dass ein Abstand von mindestens 5 m zu bestehenden oder 
nach den baurechtlichen Vorschriften zulässigen künftigen Gebäuden öffentlich-rechtlich 
gesichert ist, 
2. als innere Brandwand zur Unterteilung ausgedehnter Gebäude in Abständen von nicht 
mehr als 40 m, 
3. als innere Brandwand zur Unterteilung landwirtschaftlich genutzter Gebäude in 
Brandabschnitte von nicht mehr als 10 000 m3 Brutto-Rauminhalt, 
4. als Gebäudeabschlusswand zwischen Wohngebäuden und angebauten landwirtschaftlich 
genutzten Gebäuden sowie als innere Brandwand zwischen dem Wohnteil und dem 
landwirtschaftlich genutzten Teil eines Gebäudes. 

(3) 1Brandwände müssen auch unter zusätzlicher mechanischer Beanspruchung feuerbeständig sein 
und aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen. 2Anstelle von Brandwänden sind in den Fällen des 
Abs. 2 Nr. 1 bis 3 zulässig: 

1. für Gebäude der Gebäudeklasse 4 Wände, die auch unter zusätzlicher mechanischer 
Beanspruchung hochfeuerhemmend sind, 
2. für Gebäude der Gebäudeklassen 1 bis 3 hochfeuerhemmende Wände, 
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3. für Gebäude der Gebäudeklassen 1 bis 3 Gebäudeabschlusswände, die jeweils von innen 
nach außen die Feuerwiderstandsfähigkeit der tragenden und aussteifenden Teile des 
Gebäudes, mindestens jedoch feuerhemmende Bauteile, und von außen nach innen die 
Feuerwiderstandsfähigkeit feuerbeständiger Bauteile haben. 

31n den Fällen des Abs. 2 Nr. 4 sind anstelle von Brandwänden feuerbeständige Wände zulässig, 
wenn der Brutto-Rauminhalt des landwirtschaftlich genutzten Gebäudes oder Gebäudeteils nicht 
größer als 2 000 m3 ist. 

(4) 1Brandwände müssen bis zur Bedachung durchgehen und in allen Geschossen übereinander 
angeordnet sein. 2Abweichend davon dürfen anstelle innerer Brandwände Wände geschossweise 
versetzt angeordnet werden, wenn 

1. die Wände im Übrigen Abs. 3 Satz 1 entsprechen, 
2. die Decken, soweit sie in Verbindung mit diesen Wänden stehen, feuerbeständig, aus 
nichtbrennbaren Baustoffen sind und keine Öffnungen haben, 
3. die Bauteile, die diese Wände und Decken unterstützen, feuerbeständig und aus 
nichtbrennbaren Baustoffen sind, 
4. die Außenwände in der Breite des Versatzes in dem Geschoss oberhalb oder unterhalb 
des Versatzes feuerbeständig sind und 
5. Öffnungen in den Außenwänden im Bereich des Versatzes so angeordnet oder andere 
Vorkehrungen so getroffen sind, dass eine Brandübertragung in andere Brandabschnitte 
nicht zu befürchten ist. 

(5) 1Brandwände sind 0,30 m über die Bedachung zu führen oder in Höhe der Dachhaut mit einer 
beiderseits 0,50 m auskragenden feuerbeständigen Platte aus nichtbrennbaren Baustoffen 
abzuschließen; darüber dürfen brennbare Teile des Daches nicht hinweggeführt werden . 2 Bei 
Gebäuden der Gebäudeklassen 1 bis 3 sind Brandwände mindestens bis unter die Dachhaut zu 
führen. 3Verbleibende Hohlräume sind vollständig mit nichtbrennbaren Baustoffen auszufüllen. 

(6) Müssen Gebäude oder Gebäudeteile, die über Eck zusammenstoßen, durch eine Brandwand 
getrennt werden, so muss der Abstand dieser Wand von der inneren Ecke mindestens 5 m betragen; 
das gilt nicht, wenn der Winkel der inneren Ecke mehr als 120° beträgt oder mindestens eine 
Außenwand auf 5 m Länge als öffnungslose feuerbeständige Wand aus nichtbrennbaren Baustoffen, 
bei Gebäuden der Gebäudeklassen 1 bis 4 als öffnungslose hochfeuerhemmende Wand ausgebildet 
ist. 

(7) 1Bauteile mit brennbaren Baustoffen dürfen über Brandwände nicht hinweggeführt werden. 2Bei 
Außenwandkonstruktionen, die eine seitliche Brandausbreitung begünstigen können, wie 
hinterlüftete Außenwandbekleidungen oder Doppelfassaden, sind gegen die Brandausbreitung im 
Bereich der Brandwände besondere Vorkehrungen zu treffen. 3Außenwandbekleidungen von 
Gebäudeabschlusswänden müssen einschließlich der Dämmstoffe und Unterkonstruktionen 
nichtbrennbar sein. 4 Bauteile dürfen in Brandwände nur so weit eingreifen, dass deren 
Feuerwiderstandsfähigkeit nicht beeinträchtigt wird; für Leitungen, Leitungsschlitze und 
Schornsteine gilt dies entsprechend . 

(8) 1Öffnungen in Brandwänden sind unzulässig. 2Sie sind in inneren Brandwänden nur zulässig, 
wenn sie auf die für die Nutzung erforderliche Zahl und Größe beschränkt sind. 3 Die Öffnungen 
müssen feuerbeständige, dicht und selbstschließende Abschlüsse haben. 

{9) In inneren Brandwänden sind feuerbeständige Verglasungen nur zulässig, wenn sie auf die für 
die Nutzung erforderliche Zahl und Größe beschränkt sind. 
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(10) Abs. 2 Nr. 1 gilt nicht für seitliche Wände von Vorbauten im Sinne des§ 6 Abs. 6, wenn sie von 
dem Nachbargebäude oder der Nachbargrenze einen Abstand einhalten, der ihrer eigenen 
Ausladung entspricht, mindestens jedoch 1 m beträgt . 

(11) Abs. 4 bis 10 gelten entsprechend auch für Wände, die nach Abs. 3 Satz 2 und 3 anstelle von 
Brandwänden zulässig sind. 

§ 36 Erster und zweiter Rettungsweg 

(1) 1Für Nutzungseinheiten mit mindestens einem Aufenthaltsraum wie Wohnungen, Praxen, 
selbstständige Betriebsstätten müssen in jedem Geschoss mindestens zwei voneinander 
unabhängige Rettungswege ins Freie vorhanden sein; beide Rettungswege dürfen jedoch innerhalb 
des Geschosses über denselben notwendigen Flur führen. 2Ein zweiter Rettungsweg ist für 
Nutzungseinheiten, die zu ebener Erde liegen, nicht erforderlich, wenn im Brandfall die Rettung 
über einen direkten Ausgang ins Freie möglich ist und wenn keine Bedenken wegen der 
Personenrettung bestehen. 

(2) 1Für Nutzungseinheiten nach Abs. 1, die nicht zu ebener Erde liegen, muss der erste Rettungsweg 
über eine notwendige Treppe führen. 2 Der zweite Rettungsweg kann eine weitere notwendige 
Treppe oder eine mit Rettungsgeräten der Feuerwehr erreichbare Stelle der Nutzungseinheit sein . 
3Ein zweiter Rettungsweg ist nicht erforderlich, wenn die Rettung über einen sicher erreichbaren 
Treppenraum möglich ist, in den Feuer und Rauch nicht eindringen können 
(Sicherheitstreppenraum) . 

(3) 1Gebäude, deren zweiter Rettungsweg über Rettungsgeräte der Feuerwehr führt und bei denen 
die Oberkante der Brüstung von zum Anleitern bestimmten Fenstern oder Stellen mehr als 8 m über 
der Geländeoberfläche liegt, dürfen nur errichtet werden, wenn die Feuerwehr über die 
erforderlichen Rettungsgeräte wie Hubrettungsfahrzeuge verfügt. 2 Bei Sonderbauten ist der zweite 
Rettungsweg über Rettungsgeräte der Feuerwehr nur zulässig, wenn keine Bedenken wegen der 
Personenrettung bestehen. 
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11.5. Anhang: Stellungnahme Landkreis Kassel 
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LANDKREIS KASSEL 
- DER KREISAUSSCHUSS -

Landkreis Kassel · Postfach 1 o 24 20 · 34024 Kassel 

Stadt Liebenau 
Herrn 
Sascha Thöne 
Lacheweg 1 
34396 Liebenau 

Ihr Schreiben/Zeichen 

19.09.2018 / 23.1.2019 

EING EGA NGEN 
Stadt Liebenau 

3 0. Jan. 2019 

Lacheweg 1 
34396 Liebenau 

Unser Schreiben/Zeichen 

KBl/MM/C07 

Brand- und Katastrophenschutz 
- Kreisbrandinspektor -
Sebastian Mazassek 
Kreishaus 
Wilhelmshöher Allee 19-21 
34117 Kassel 

Raum -1.24 

Telefon: 0561 1003-1316 
Telefax: 0561 1003-1548 
Sebastia n-mazassek@la nd kreiskassel. de 

Datum 

29.Januar2019 

Stellungnahme zum Bedarfs- und Entwicklungsplan der Feuerwehr der Stadt 
Liebenau 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
sehr geehrter Herr Thöne, 

gegen den in der am 10.09.2018 von der Stadtverordnetenversammlung der Stadt 
Liebenau verabschiedeten Form des Bedarfs und Entwicklungsplanes bestehen, wie 
bereits vorab telefonisch und in de.r Sitzung der Stadtverordneten am . 10.09.2018 
mitgeteilt, unsererseits keine Bedenken. 

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 

ebastian Mazassek 

Bankverbindungen: 
Kasseler Sparkasse 
IBAN: DE43 5205 0353 0200 0004 60 

Postbank Frankfurt/M. 
IBAN: DE11 5001 0060 0012 6676 01 
190124_Stellungnahme_Schluss.docx 

BIC: HELADEF1KAS 

BIC: PBNKDEFF 

Telefon: 0561 1003-0 

Telefax: 0561 779964 
Internet: www.Landkre iskassel.de 
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